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68. Sitzung 

Bonn, den 10. März 1988 

Beginn: 17. 30 Uhr 

Vizepräsident Stückten: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 68. Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Mün-
tefering, Conradi, Amling, Dr. Böhme (Unna), 
Erler, Großmann, Frau Hämmerle, Dr. Hauch-
ler, Huonker, Menzel, Dr. Niese, Oesinghaus, 
Reschke, Scherrer, Weiermann, Lohmann (Wit-
ten), Nehm, Schmidt (Salzgitter), Dr. Sperling, 
Wartenberg (Berlin), Jahn (Marburg), Dr. Vo-
gel und der Fraktion der SPD 
Die Wohnungsgemeinnützigkeit erhalten und 
stärken 
- Drucksache 11/1389 -
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß 

Nach Vereinbarung des Ältestenrats sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sind wir denn 
beschlußfähig, Herr Präsident?) 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir beraten ein Gesetz, bei dem Herr 
Stoltenberg federführend ist. Herr Stoltenberg ist 
nicht hier. 

(Zurufe von der SPD: Warum?) 
Wir beraten unter Protest hier weiter. Ich stelle noch 
einmal klar: Wir lassen uns in unserer parlamentari-
schen Arbeit nicht aufhalten. Doch es ist nicht in Ord-
nung, daß der Finanzminister, der dieses Gesetz, in 
dem wohnungs- und sozialpolitischer Sprengstoff 
sondergleichen steckt, angeleiert hat, nicht hier ist, 
wenn es im Parlament beraten wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Man kann nur hoffen, daß er die Botschaft noch hört 
und hierherkommt solange hier noch debattiert wird. 

Die Millionen Mieter draußen, die davon betroffen 
sind, werden ja registrieren, wie wenig Herr Stolten-
berg an dem interessiert ist, was er im Deutschen Bun-
destag beschließen lassen will. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN -
Dr. Möller [CDU/CSU]: Ich denke, wir bera-
ten einen Antrag der SPD und kein Ge-

setz!) 
Es geht bei diesem Aspekt des Steuerpakets darum, 

daß der Bundesfinanzminister den gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen und einem großen Teil der 
Genossenschaften ihren Status nehmen will. Das be-
deutet, daß acht Millionen Mieter in ihrem Mieter-
schutz sofort oder mittelfristig beschränkt werden. 
Das bedeutet, daß Mieten steigen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Das bedeutet, daß die Versorgung der sozial Schwa-
chen in den großen Städten noch weniger als bisher 
gewährleistet ist. 

Das ist der Gegenstand dieser Debatte. Deshalb 
gehört der Herr Bundesfinanzminister hierher. 

(Beifall bei der SPD) 
Was der Herr Finanzminister Stoltenberg plant, ist 

ein Affront gegen dieses Parlament. Wir haben vor 
knapp einem Jahr den Bericht des 3. Untersuchungs-
ausschusses zur Kenntnis genommen und einver-
nehmlich festgestellt: Die Wohnungsgemeinnützig-
keit ist ein wichtiges Gut; sie bleibt erforderlich; sie 
soll erhalten und novelliert werden. — Wenn ein Fi-
nanzminister ein knappes halbes Jahr, nachdem das 
Parlament dies festgestellt hat, das Aus für die Woh-
nungsgemeinnützigkeit in ein neues Gesetz schreibt, 
ist auch das ein Affront gegen dieses Haus. Und Sie 
stimmen dabei mit. 

(Beifall bei der SPD - Dr. -Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Es steht doch gar nicht das Gesetz zur 
Diskussion, sondern ein Antrag von Ihnen!) 

Was Herr Stoltenberg, der Finanzminister, kühl 
plant, ist ein Wortbruch dieser Regierung und der 
Union. Der zuständige Bauminister und die CDU- und 
CSU-Landesregierungen und viele von Ihnen haben 
immer wieder den Fortbestand und die Weiterent-
wicklung der Gemeinnützigkeit gefordert. Herr 
Dr. Schneider, Herr Echternach, Herr Kansy und die 
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Müntefering 
Herren Diepgen und Strauß und Späth, alle haben 
sich bis in die letzten Tage immer mit der festen und 
richtigen Überzeugung gemeldet: Wir brauchen die 
Gemeinnützigkeit weiterhin. Herr Dr. Schneider hat 
das besonders deutlich am 6. Oktober 1987 gesagt. Ich 
will das zitieren, was er da gesagt hat, weil es gut und 
richtig ist: 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Er ist ohnehin 
gut!) 

Eine rein fiskalische Beurteilung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit greift zu kurz. 

Nun kommt ein Satz, den Herr Häfele für Herrn Stol-
tenberg sicher mitnimmt: 

Hier scheint es mir häufig bei den Kritikern der 
Steuerbefreiung an der nötigen Sachkunde über 
die Strukturen der Wohnungsmärkte zu fehlen. 

Das sagt der Bundesbauminister: Der Bundesfinanz-
minister weiß da wohl nicht so richtig Bescheid. Der 
Bundesbauminister hat ja recht. 

Was Herr Stoltenberg plant, ist in diesem Hause und 
auch in den Ländern und im Lande insgesamt bei 
Sachkennern nicht mehrheitsfähig. Der Bundes-
finanzminister erzwingt, erpreßt in dem Steuerpaket, 
daß auch die hier im Hause, die es besser wissen 
— Herr Schneider, Herr Echternach, Herr Kansy und 
all die anderen — für die Abschaffung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit stimmen. Er erpreßt das. Es ist nicht 
Ihre Überzeugung, da bin ich sicher. Sie sollten auf-
stehen und dagegen Sturm laufen! 

(Beifall bei der SPD) 
Was Herr Stoltenberg plant, ist ein Schlag gegen die 

Mieter. Fast eine Million der betroffenen Wohnungen 
unterliegen schon heute nur noch der gemeinnützig-
keitsrechtlichen Bindung. Diese Wohnungen werden 
mit der Entscheidung gegen die Wohnungsgemein-
nützigkeit in den freien Markt überführt, wie Sie das 
zu nennen belieben. 

Im Lande Nordrhein-Westfalen sind die Spielräume 
für Mieterhöhungen erfragt worden. Im Durchschnitt 
ist eine Mieterhöhung um 1 DM pro m2 pro Monat 
möglich. Der Erhöhungsspielraum zwischen den im-
mer noch niedrigen Mieten der sozial- und gemein-
nützigkeitsrechtlich gebundenen Wohnungen und 
den Mieten der Wohnungen auf dem freien Markt 
reicht von 1 DM bis zu 2, 89 DM. 1 DM bis 2, 89 DM 
Mieterhöhungsmöglichkeiten! Im ersten Jahr, meine 
Damen und Herren, kann um 30 % erhöht werden. Im 
vierten Jahr kann noch einmal um 30 % erhöht wer-
den bis hin zur Vergleichsmiete. Das bedeutet: Es 
wird Mieterhöhungssprünge hohen Ausmaßes geben. 
Die Gefahr ist da. Sie verursachen sie mit diesem 
Gesetz. 

Was Herr Stoltenberg plant, ist unverantwortlich 
gegenüber den Städten; denn in den Bedarfsschwer-
punkten ist die Versorgung, insbesondere der sozial 
Schwachen, längst noch nicht gewährleistet. Wenn 
die Möglichkeit des Zusammenwirkens, wie sie heute 
besteht, zwischen Städten und gemeinnützigen Un-
ternehmen und Genossenschaften nicht mehr gege-
ben ist, wird die Versorgung noch schlechter werden. 
Sehen Sie sich an, was in München dazu gesagt wor-
den ist. 80 000 Wohnungen sind von dem Gesetz be-
troffen. Das wird Mieterhöhungen bedeuten. Das wird 

aber auch bedeuten, daß insbesondere die sozial 
Schwachen noch schwerer als bisher in bedarfsge-
rechte Wohnungen zu vermitteln sind. 

Was Herr Stoltenberg plant, ist eine Frechheit ge-
genüber den Genossenschaften. Angeblich — so liest 
man es ja zunächst — sind die Genossenschaften von 
dieser Neuregelung ausgenommen. Aber dann 
kommt der Nachsatz: Sie sind nur insoweit ausgenom-
men, als sie nur Vermietungsgenossenschaften sind. 
Genossenschaften sind aber von ihrer Tradition her 
immer auch Wohnungsbaugenossenschaften. So hat 
die Wohnungsgenossenschaft einmal angefangen. 
Der ganze Gedanke beruht auf dem Neubau. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Neue Heimat!) 

Deshalb ist es ganz wichtig, daß die Genossenschaf-
ten die Möglichkeit behalten, als Bauträger tätig zu 
bleiben. Deshalb ist es unredlich, wenn hier so getan 
wird, als ob die Genossenschaften ausgenommen 
seien. Auch die Genossenschaften und ihre Mieter 
sind von dem betroffen, was Herr Stoltenberg Ihnen 
unterschiebt. 

Was Herr Stoltenberg plant, ist eine Verschleude-
rung von Sozialvermögen. Das Bruttoanlagevermö-
gen der betroffenen Unternehmen liegt bei 480 Mil-
liarden DM. Das sind Wohnungen und alles, was da-
zugehört. Das ist quasi ein Stiftungsvermögen. Das ist 
ein Vermögen, das nur für Wohnen und für alles, was 
damit zusammenhängt, eingesetzt werden darf. Nun 
wird es freigegeben, wie Sie sagen. Das ist eine 
schöne „Freiheit". Es wird aus allen Bindungen frei-
gegeben. Auch deshalb muß man gegen dieses Ge-
setz sein. 

Die Unternehmen werden die Mieten massiv erhö-
hen müssen, 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Quatsch!) 

weil sie überleben wollen. Denn wenn zustande 
kommt, was in dem Gesetz steht, daß beim Übergang 
in die neue Struktur, in die gemeinnützigkeitsfreie 
Zeit, der Buchwert besteuert wird, werden die Unter-
nehmen, wenn sie überleben wollen, Mieten erhöhen. 
Sie werden überleben wollen. Damit werden die Mie-
ter erneut zur Kasse gebeten werden. 

Wenn Ihnen nun all die gemeinnützigkeitsrechtli-
chen, die wohnungspolitischen und sozialpolitischen 
Argumente nicht eingehen, Herr Häfele und Herr 
Stoltenberg, dann ist auch noch festzustellen: Das, 
was Sie hier vorlegen, was Sie hier planen, ist eine 
Milchmädchenrechnung. Das ist ja nun wirklich das 
letzte, was einem Finanzminister passieren sollte. Es 
steht in dem Gesetz: Das bringt uns 100 Millio-
nen DM, wenn die Steuerfreiheit entfällt. Es mag ja 
sein, daß es 100 Millionen DM bringt. Aber welche 
neuen Möglichkeiten für diese Unternehmen ergeben 
sich denn, wenn sie anschließend als freie Unterneh-
men alle steuerlichen Möglichkeiten wahrnehmen, 
bis hin zu der Berücksichtigung von Verlusten aus 
Vermietung und Verpachtung? Es wird beim Bund 
draufgezahlt, und es wird nicht gewonnen. Auch das 
wissen Sie. Deshalb ist es falsch, zu behaupten, das sei 
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ein Punkt, an dem die Steuerreform nun unbedingt 
festhalten müsse. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das macht die 
Neue Heimat doch über ihre Tochtergesell-

schaften!) 
Herr Stoltenberg hat wirklich Pech mit seinem 

Steuerpaket. Es ist nicht nur schlimm in seinen Kon-
sequenzen, sondern es ist auch schlecht vorbereitet. 
Das hat ihm vorgestern der bayerische Ministerpräsi-
dent schriftlich gegeben. Der Ministerrat des Frei-
staates Bayern hat vorgestern festgestellt, „wegen der 
bei den Koalitionsverhandlungen nicht aufgezeigten, 
aber jetzt zutage getretenen Probleme" sei minde-
stens eine Verfahrensänderung erforderlich. Man er-
innert sich: Das hatten wir in Sachen Quellensteuer ja 
schon einmal. Die bayerische Regierung bescheinigt 
dem Bundesfinanzminister, daß er bei den Koalitions-
verhandlungen offensichtlich nicht ausreichend infor-
miert hat und die Probleme, die mit dem verbunden 
sind, was er nun hier vorschlägt, nicht deutlich ge-
macht hat. Ich finde, das ist eine richtige Bewer-
tung. 

Nun kommt die bayerische Staatsregierung zu dem 
Ergebnis: 

Die Streichung der Steuervergünstigung der Ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmen und die 
Aufhebung des Wohnungsgemeinnützigkeits-
rechts sollen zumindest aus dem Paket der 
Steuerreform 1990 herausgenommen werden. 

Gut so. Wörtlich heißt es weiter: 
Damit würden alle Beteiligten Zeit gewinnen, das 
Für und Wider einer Aufhebung des Wohnungs-
gemeinnützigkeitsrechts einerseits und seiner 
Fortsetzung und Reform andererseits ohne Zeit-
druck abzuwägen. 

(Beifall bei der SPD) 
Das Land Bayern sagt: Bundesregierung und Fi-

nanzminister, nehmt dieses Stück Wohnungspolitik 
aus diesem Gesetz heraus; es gehört nicht dahin. 
Dann werden die Fachleute, die etwas von Woh-
nungs- und Städtebau und von Sozialpolitik verste-
hen, getrennt darüber reden, wie man mit diesem 
Thema weiter verfahren soll. 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Beschluß 
des Landes Bayern. Wir sind bereit, mit denen, die 
guten Willens sind, an einer Novellierung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit und an deren Fortbestand 
und deren Stärkung zu arbeiten. Denn es ist im Inter-
esse der betroffenen Menschen, der Mieter und aller 
sonstigen Betroffenen, erforderlich, daß wir die ge-
meinnützige Wohnungswirtschaft als Teil unserer So-
zialpolitik und unserer Wohnungspolitik auch für die 
Zukunft behalten. 

Das ist nun die Einladung an Herrn Häfele, wenn 
schon Herr Stoltenberg nicht da ist: Er möge hierhin-
kommen und erklären: Jawohl, wir sind bereit; wir 
nehmen das heraus. — Dann werden wir von vorne 
anfangen, zu diskutieren, und sinnvolle Lösungen su-
chen. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kansy. 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst einmal 
bin ich dem Kollegen Jahn dankbar. Wir hatten als 
Wohnungsbaupolitiker noch nie so ein schönes Audi-
torium wie heute, 

(Zustimmung des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 
wenn ich auch eigentlich geglaubt habe, wir redeten 
über den SPD-Antrag „Die Wohnungsgemeinnützig-
keit erhalten und stärken" und würden nicht eine 
polemische Wiederauflage der Mietendebatte des 
Winters 1982/83 veranstalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Meine Damen und Herren von der SPD, wenn Sie 

sagen, das gemeinnützige Verhalten der Wohnungs-
unternehmen sei in Gefahr, erwidere ich: Keiner hin-
dert ja die Unternehmen, künftig weiter gemeinnützi-
ges Verhalten zu zeigen. 

Richtig ist: Die Gemeinnützigkeit war in ihrer hun-
dertjährigen Geschichte nie so sehr in Gefahr wie in 
der Zeit, in der Ihre Genossen im Aufsichtsrat und 
Vorstand der Neuen Heimat 300 000 Wohnungen an 
einen Bäcker namens Schiesser verscherbelt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Deswegen, glaube ich, ist es schon ein starkes Stück, 
wenn ausgerechnet Sie sich hier zum Kritiker gemein-
nütziger Unternehmen machen wollen, die eine neue 
Zukunft suchen. 

Meine Damen und Herren, die Diskussion um die 
Wohnungsgemeinnützigkeit ist viel älter als die Dis-
kussion um die Steuerreform. Dies ist auch verständ-
lich, denn die Ursprünge der Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit liegen bereits ein ganzes und die gesetzlichen 
Grundlagen ein halbes Jahrhundert zurück. 

Während die ursprünglichen Ideen des gemein-
schaftlichen Wohnens heute durchaus noch aktuelle 
Bedeutung haben, hat sich die Unternehmensstruktur 
vielfach so geändert, daß sie den ursprünglichen An-
sätzen und auch den gesetzlichen Regelungen nicht 
mehr voll gerecht wird. Deswegen, Herr Kollege Mün-
tefering, ist es doch nicht verwunderlich, daß es keine 
einzige politische Kraft — auch nicht die Sozialdemo-
kraten im Fachausschuß —, keinen einzigen Fachgut-
achter und keinen einzigen Verband gibt, die die Auf-
fassung vertreten würden, der Status quo könne oder 
müsse erhalten werden. 

(Beifall des Abg. Grünbeck [FDP]) 
Das einzige, worüber wir streiten, ist die Gestaltung 

von Änderungen. Es geht also nicht um das Ob, son-
dern es geht um das Wie. Deswegen geht das, was Sie 
hier vorgetragen haben, an der Sachdiskussion vor-
bei. 

Wir hatten zunächst die Bund-Länder-Kommis-
sion „Wohnungsgemeinnützigkeit" der Bauminister. 
Diese hat, Herr Dr. Schneider, eine Beibehaltung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit nach Novellierung emp-
fohlen. 

Dann hatten wir vom Bundesfinanzminister einge-
setzt Herr Staatssekretär Häfele, die Hofbauer-Kom-
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mission. Diese hat eine Aufhebung der Wohnungsge-
meinnützigkeit empfohlen. 

Dann hatten wir den Untersuchungsausschuß 
„Neue Heimat" — tatsächlich, Herr Müntefering —, 
der die Beibehaltung empfohlen hat, aber nach den 
schlimmen Erfahrungen mit der Neuen Heimat we-
sentliche Veränderungen des Gemeinnützigkeits-
rechtes gefordert hat, insbesondere stärkere Kontrol-
len und stärkere Bindungen. Das ist wiederum von der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft selber als Sta-
tus quo minus, also negativ in die Diskussion einge-
führt worden. 

Nun sind tatsächlich die Ministerpräsidenten der 
Bundesländer einschließlich des Freistaates Bayern 
aus unterschiedlichen Gründen teils für, teils gegen 
die Wohnungsgemeinnützigkeit. Dann hat die ge-
meinnützige Wohnungswirtschaft selber mit der Vor-
lage eines Positionspapiers, genannt „Der lange 
Weg", ihrerseits eine Bestandsaufnahme gemacht 
und dabei nicht pro und kontra WGG-Novellierung 
Stellung genommen, sondern einige Eckpunkte auf-
geführt. Um die Diskussion als Sachdebatte fortzufüh-
ren und nicht als polemische Auseinandersetzung, 
möchte ich Sie bitten, sich diese Eckpunkte vor Augen 
zu führen. 

Erstens — ich zitiere — sagt die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft: 

Wir fühlen uns keinen abstrakten Regelungen 
verpflichtet, die oft genug gar nicht sinnvoll und 
praktikabel sind, sondern den Menschen, denen 
wir Wohnung geben, sei es zur Miete, sei es zum 
Eigentum. 

(Zuruf des Abg. Jahn [Marburg] [SPD]) 
Zweites Zitat: Die gemeinnützige Wohnungswirt-

schaft sagt, Herr Jahn: 
Die langfristige Vermietbarkeit unserer Woh-
nungsbestände ist unser erstes Interesse. Ihrer 
Erhaltung, Modernisierung und ständigen Ver-
besserung gilt in Zukunft ein Großteil unserer 
Anstrengung. 

Drittes Zitat: 
Wenn es zu einer Novellierung der Wohnungsge-
meinnützigkeit kommt, sorgen Sie bitte dafür, 
daß die gesetzlichen Regelungen nicht zu einer 
Garrotte werden, die uns die Luft nimmt, die wir 
brauchen, unsere Aufgaben verantwortbar zu er-
füllen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sie machen eine 
Guillotine daraus!) 

Nun muß ich ganz ehrlich bekennen: Ich wußte 
nicht, was eine Garrotte ist. Ich habe einmal in den 
Duden geguckt. Da steht, daß es aus dem Spanischen 
kommt und ein würgeschraubähnliches Halseisen be-
deutet, mit dem in Spanien die Todesstrafe durch Er-
würgen vollstreckt wurde. 

Welche Option haben wir als Politiker nun vor die-
sem Hintergrund? Wir können zunächst einmal den 
Vorstellungen der Bund-Länder-Kommission und des 
Untersuchungsausschusses „Neue Heimat" folgen 
und eine Novellierung vornehmen. Das ist eine reale 
Möglichkeit. 

Aber dies bedeutet u. a.: Erstens. Der heutige Woh-
nungsbestand der gemeinnützigen Gesellschaften 
wird alleinige Wohnungsreserve für Problemgrup-
pen in der Zukunft mit der Gefahr einer Gettobildung, 
die wir in vielen Großstadtsiedlungen heute bereits 
beobachten können. Zweitens. Die Kommunen erhal-
ten weitgehende Belegungsrechte, ohne letztlich un-
ternehmerische Verantwortung übernehmen zu müs-
sen. Drittens. Die Unternehmen dürfen künftig nur ein 
räumlich begrenztes Gebiet beackern und müssen ge-
meinnützige und nicht gemeinnützige Tätigkeiten 
trennen. In der Realität würde das für die heutigen 
Unternehmen eine Zerschlagung von Aufgaben be-
deuten, die heute sinnvoll zusammengewachsen sind. 
Von zusätzlichen Kontroll- und Sanktionsmechanis-
men möchte ich gar nicht reden. 

Meine Damen und Herren, alles dies soll vor dem 
Hintergrund passieren, daß — was wohl allgemeiner 
Konsens ist — die Kostenmietenregelung bestehen 
bleibt und Nachsubventionierung nicht in Sicht ist, da 
sich der Bund auf Wunsch der Länder aus dem sozia-
len Wohnungsbau zurückzieht und auch keine 
Rechtsverpflichtung zur weiteren Mitwirkung hat, die 
Länder bisher nicht zu erkennen geben, daß sie zur 
Nachsubventionierung bereit sind, und für die Kom-
munen die Angelegenheit eine Kragenweite zu groß 
ist. 

Meine Damen und Herren, dies bedeutet betriebs-
wirtschaftlich nichts anderes als einen programmier-
ten Substanzverzehr bei den Unternehmen mit dem 
Ergebnis, daß sie ihre erklärten Ziele, angemessene 
Wohnungen zu angemessenen Preisen zu schaffen, 
nicht mehr wahrnehmen können. Genau das ist das 
System „Garrotte", wenn wir so weitermachen wie 
bisher, ohne uns der neuen Situation zu stellen. 

Was ist nun die andere Option? Die andere Option 
ist, den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
mehr wirtschaftlichen Handlungsspielraum und da-
mit allerdings auch Verantwortung zu übertragen. Sie 
können in die Lage versetzt werden, aktiver am Markt 
zu operieren und durch Befreiung von ursprünglich 
sinnvollen, heute hemmenden überbürokratischen 
Einflußnahmen auch wohnungspolitisch vernünftiger 
und sozial gerechter zu handeln, als das heute teil-
weise möglich ist. 

Dies bedeutet tatsächlich auch Steuerpflicht, aber, 
Herr Kollege Müntefering, überhaupt nicht automa-
tisch Mieterhöhung. 

(Müntefering [SPD]: Das werden Sie ja 
sehen!) 

Denn die Höhe der Steuern hängt z. B. davon ab, wie-
viel in Neubau, Modernisierung und Erhaltung steu-
ermindernd investiert wird. Dies ist jedoch auch im 
unmittelbaren Interesse der Mieter: je mehr Investitio-
nen, je bessere Wohnqualität, um so niedriger die 
Steuern, um so besser für die Menschen, die in diesen 
Wohnungen wohnen. 

(Müntefering [SPD]: Das ist doch lebens-
fremd, was Sie da erzählen!) 

Ob allerdings die Rechnungen der Beamten im Bun-
desfinanzministerium richtig sind, wird die Zukunft 
erweisen. Keiner kann diese Rechnungen so oder so 
verifizieren. Sollte es jedoch stimmen, daß 1990 
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Dr. -Ing. Kansy 
30 Millionen DM — am Ende eines längeren Prozes-
ses vielleicht sogar 100 Millionen DM — Steuern zu 
zahlen wären — jetzt hören Sie einmal genau zu, Herr 
Kollege Jahn, mit Ihren wüsten Beschuldigungen: 
Mietsteigerungen in Höhe von 1 DM pro Quadratme-
ter! — Wir haben derzeit 3, 4 Millionen Wohnungen 
bei den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen. 
Wenn das mit den 30 Millionen DM mehr Steuern im 
Jahre 1990 stimmt, dann bedeutet das bei 3, 4 Millio-
nen Mietwohnungen im Schnitt eine Mieterhöhung 
von 74 Pfennig pro Wohnung und Monat — ich sage 
ausdrücklich: im Schnitt — bzw. 1, 2 Pfennig pro Qua-
dratmeter und Monat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
Ich sage noch einmal: Falls dies mit diesen 30 Mil-

lionen DM stimmt. Wir aber müssen uns hier diese 
Polemik bezüglich unverantwortlicher Mieterhöhun-
gen auf Grund dieser angeblichen Gesetzgebung an-
hören, obwohl bisher nur ein Referentenentwurf vor-
liegt. 

(Müntefering [SPD]: Ach nein!) 
Es ist noch nicht einmal eine Kabinettsvorlage, schon 
gar nicht eine, die das Parlament passiert hat. 

(Müntefering [SPD]: Ach! - Conradi [SPD]: 
Das ist echt stark! Deshalb waren Sie in der 

Beethovenhalle!) 
Meine Damen und Herren; ich bedauere wirklich 

sehr, daß Ihnen in dieser schwierigen Diskussion eine 
notwendige Änderung der gemeinnützigen Woh-
nungswirtschaft zu gestalten nichts anderes einfällt, 
als wiederum den Mietern Angst zu machen. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Die Mi-
ter können vor Ihnen doch nur Angst ha-

ben!) 
Ich habe es bereits vorhin gesagt: Sie haben damit 
wirklich eine üble Tradition aufgenommen, die Sie im 
Winter 1982/83 hier schon einmal praktiziert haben. 
Damals ist Ihre Mietenlüge wie ein roter Ballon zer-
platzt, und sie wird auch diesmal zerplatzen, wenn wir 
handeln und uns von Ihnen nicht ins Bockshorn jagen 
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Gemeinnützige Wohnungswirtschaft ist weder eine 

Erfindung der Sozialdemokraten noch der CDU, noch 
einer anderen Partei, noch einer Bundesregierung. 
Gemeinnützige Wohnungsunternehmen gab es 
lange, bevor sich der Staat der Gemeinnützigkeit an-
nahm, bevor er Steuerbefreiung gewährte und damit 
die Tätigkeit dieser Unternehmen auch staatlich ho-
norierte. 

Ich frage mich wirklich: Wie kommen Sie vor die-
sem Hintergrund eigentlich dazu, diesen Unterneh-
men und Unternehmensführungen zu unterstellen, sie 
würden plötzlich aus wohnungspolitischen Wohltä-
tern zu Mietenhaien, die nichts anderes im Sinn ha-
ben, als künftig die Mieter auszupressen? Das ist eine 
Verunglimpfung von 1 800 gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen, 

(Zurufe von der CDU/CSU — Müntefering 
[SPD]: Fragen Sie doch einmal die bayeri-

sche Staatsregierung!) 

die bis auf ein paar schräge Vögel — und der schräg-
ste von allen war die Neue Heimat — über Jahr-
zehnte, ja ein ganzes Jahrhundert in diesem Lande 
wohltätig gewirkt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen selbst 

schreiben in ihrer Positionsbeschreibung „Der lange 
Weg" — ich zitiere —: 

Die Genossenschaften 
— und das sind immerhin 1 200 von 1 800 Unterneh-
men — 

haben keine Mieter, sondern Mitglieder und Nut-
zer. Die industrieverbundenen Wohnungsunter-
nehmen haben mit Stiftungskapital für Werksan-
gehörige Wohnungen gebaut und vermietet. 

— Ich zitiere jetzt nur die gemeinnützige Wohnungs-
wirtschaft. 

Bei ihnen spielt die Mitbestimmung der Betriebs-
räte und Arbeitnehmervertreter in den Aufsichts-
räten bei der Vergabe und Mietpreisgestaltung 
eine erhebliche Rolle. 

— Ich zitiere immer noch: 
Die kommunalen Wohnungsunternehmen haben 
mit Stiftungsmitteln der Kommunen einen Ver-
sorgungsauftrag auf dieser Ebene zu erfüllen. 

Unsere Kollegen in den Kommunalparlamenten ha-
ben auch diesen Versorgungsauftrag zu erfüllen und 
brauchen nicht unbedingt bundesgesetzliche Rege-
lungen, um dort vor Ort sozial zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kansy, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Conradi. 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Noch einen Satz, Herr 
Präsident; dann gerne eine Zwischenfrage, wenn Sie 
die Uhr anhalten. 

Die kirchlichen Wohnungsunternehmen — und das 
sind viele — sind mit ihrem Verständnis für familien-
gerechtes Wohnen auf dem Fundament der christli-
chen Soziallehre mit starkem Engagement der Wohn-
raumversorgung verpflichtet und brauchen nicht Ihre 
gesetzlichen Regelungen dafür, Herr Kollege Münte-
fering. 

(Müntefering [SPD]: Immer ich!) 
Bitte schön, Herr Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Kollege Dr. Kansy, stehen Sie 
noch zu Ihrem Brief vom 20. Januar dieses Jahres an 
die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, in 
dem es am Schluß heißt: 

Die Wohnungspolitiker der CDU/CSU in Bund 
und Ländern bitten Sie 

— Ihre Fraktion — 
heute, dringend zu helfen, eine politische Dumm-
heit 
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Conradi 
— das bezieht sich auf die Abschaffung des Woh-
nungsgemeinnützigkeitsrechts — 

zu vermeiden? 
So haben Sie damals geschrieben. Stehen Sie noch 

dazu? 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Conradi, Sie sind 
ein — auch fachpolitisch — sehr erfahrener Kollege. 
Es ist immer schlecht, unvollständig zu zitieren. 

(Conradi [SPD]: Den ganzen Brief kann ich 
doch nicht vorlesen!) 

— Nein, ich kann Ihnen aber das Wesentliche sa-
gen. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er gerade vorge-
lesen!) 

— Ich gebe den Damen und Herren, die das möchten 
— der Presse, Ihnen allen —, den Brief gern einmal 
zur Kenntnis. Ich habe gesagt, es kommt bei dieser 
Regelung auf die Konditionen an. Das steht da in die-
sem Brief. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 
Und ich habe gesagt, daß wir die Sorgen der Ver-
bände verstehen, die sie bei der Anhörung äußern, 
nämlich daß der Ansatz von Buchwerten statt von 
Teilwerten im Referentenentwurf die Unternehmen 
in ihrer Absicht hindern könnte — darin steht übri-
gens auch ein Konjunktiv; falls Sie den überlesen ha-
ben —, sowohl unternehmerisch vernünftig als auch 
sozialverträglich verantwortlich zu handeln. Dies ist 
der Kritikpunkt — jawohl — unserer Fraktion über 
den Bereich des Wohnungsbaus hinaus an dem Refe-
rentenentwurf. Darüber werden wir uns mit dieser 
Bundesregierung unterhalten. Die ersten eineinhalb 
Seiten dieses Briefes bestehen aus den Darlegungen, 
die ich eben hier gemacht habe. Versuchen Sie nicht, 
hier irgendwelche Verfälschungen vorzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kansy, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Jahn? 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident, Sie hat-
ten die Uhr etwas ungünstig für mich gestoppt. Wenn 
Sie jetzt etwas großzügiger sind, werde ich dem Kol-
legen Jahn auch noch eine Zwischenfrage gestatten. 
— Bitte schön. 

(Zuruf von der SPD: Keine Kritik am Präsi-
denten!) 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Kollege Dr. Kansy, hal-
ten Sie die Auffassung in Ihrem Brief, den der Kollege 
Conradi eben schon zitiert hat, aufrecht, wonach Sie 
gesagt haben — ich zitiere einen ganzen Absatz voll-
ständig —: „Leider wird der Referentenentwurf des 
BMF durch wohnungspolitisch bedenkliche und poli-
tisch unakzeptable Übergangsbestimmungen den 
Anforderungen nicht gerecht, einen gleichermaßen 
unternehmerisch vernünftigen wie sozial verantwort-
lich neuen Anfang zu machen"? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er doch 
gerade erklärt!) 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, das 
habe ich gerade ausgeführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 
Da wir in diesen Jahren gemerkt haben, daß hier eine 
tatsächliche Opposition nicht stattfindet, haben wir 
das als Fraktion gleich vorweggenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Conradi [SPD]: 
Erfolglos!) 

Es sind noch einige andere Anmerkungen zu machen. 
Da sind z. B. die Fragen der Behandlung der Ein-
engung des Geschäftsbereichs der Genossenschaften 
nur auf Vermietung, des Sparwesens innerhalb der 
Gemeinnützigkeit. Über alles das werden wir uns 
noch unterhalten. 

( V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 
Frau Präsident, ich stehe zwar kurz vor dem Schluß-
satz, aber damit der Kollege Faltlhauser noch seine 
Zwischenfrage stellen kann, unterbreche ich noch 
einmal kurz. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Faltlhauser, bitte. 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Kollege Kansy, 
würden Sie es für angenehm halten, wenn Sie auf 
diese Weise den fragenden Kollegen mitteilen könn-
ten, daß es Ihr Brief war, der die Finanzpolitiker ver-
anlaßt hat — auf Grund Ihrer fachkundigen Ausfüh-
rungen —, diese Teilwertforderung durchaus zu ak-
zeptieren und in den Regierungsentwurf zu überneh-
men? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dr. -Ing. Kansy (CDU/CSU): Ich bedanke mich, Herr 
Kollege Faltlhauser. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich weiß nur nicht, was die anschließenden Redner 
der Opposition dann heute noch sagen wollen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut! Hervorra-
gend!) 

Mein letzter Appell. Ich möchte jetzt nicht unbedingt 
auf Lafontaine zurückgreifen, der ja jetzt immer zitiert 
wird. Aber in einem hat er natürlich recht: Wer nicht 
den Mut hat zu neuem Denken, meine Damen und 
Herren, der wird politisch ein Dinosaurier. Das gilt 
auch in Fragen der Wohnungsgemeinnützigkeit. 

Ausnahmsweise gestatte ich mir heute einmal ein 
Zitat. Der Minister möge es mir verzeihen; denn sonst 
ist es ihm ja vorbehalten, hier klassisch zu zitieren, 
meist auf lateinisch, manchmal auf griechisch. Ich will 
es einmal auf deutsch machen und, indem ich Schiller 
zitiere, einen Appell an die Kolleginnen und Kollegen 
der Sozialdemokraten richten: 

Nicht was lebendig kraftvoll sich verkündigt, 
— auch nicht meine Briefe übrigens — 

ist das gefährlich Furchtbare. Das ganz Gemeine 
ist das ewig Gestrige, was immer war und wieder-
kehrt und morgen gilt, was heute hat gegolten. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Oesterle-Schwerin. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Kolleginnen 
und Kollegen! Die Absicht der Bundesregierung, die 
Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungsun-
ternehmen abzuschaffen und damit der Gemeinnüt-
zigkeit den Garaus zu machen, basiert immer auf der 
Behauptung, daß der Wohnungsmarkt in der Bundes-
republik gesättigt ist, basiert auf den Behauptungen, 
daß wir genügend Wohnungen haben, daß die Mieten 
stabil sind, und basiert auf der Lüge, daß das Wohn-
geld dazu in der Lage ist, Mieterinnen und Mieter mit 
niedrigem Einkommen tatsächlich und ernsthaft zu 
entlasten. Diese Behauptungen, diese Unwahrheiten, 
möchte ich sagen, platzen wie Seifenblasen, wenn 
man sich die Notfallkarteien der Wohnungsämter, die 
langen Listen der Wohnungssuchenden in den 
Städten und Gemeinden einmal anschaut. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wo sind Sie gewe-
sen?) 

— Das kann ich Ihnen sagen: 3 000 Wohnungssu-
chende gibt es hier in Bonn, 94 % von ihnen haben ein 
Einkommen, das um 20% unter der zulässigen Ein-
kommensgrenze liegt, 3 000 Wohnungssuchende gibt 
es in Karlsruhe, einer Stadt, in der jährlich nur ca. 
800 Wohnungen durch Fluktuation frei werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

4 000 Notfälle gibt es in Stuttgart etc. etc. Ich kann die 
Liste beliebig fortführen. Gehen Sie, Herr Kansy und 
Herr Grünbeck, doch mal in die Sprechstunde von 
einem Wohnungsamt! Da sieht die Welt ganz anders 
aus als von dem Sessel eines Parlamentariers. 

(Grünbeck [FDP]: Sie glauben, daß wir noch 
nicht dort waren? Wir waren schon da! Wol-

len Sie das Wohngeld abschaffen!) 
Wir sind gestern im Ausschuß leider nicht mehr 

dazu gekommen, über das Thema „Wohnen im Alter" 
zu reden, aber ich kann Ihnen sagen: Von 12 Millio-
nen alten Menschen, die in der Bundesrepublik leben, 
haben 2, 3 Millionen ein Einkommen, das weit unter 
800 DM liegt. Die meisten davon sind natürlich 
Frauen. Wie sollte es auch anders sein? Bei diesen 
Menschen nimmt die Miete natürlich einen ganz er-
heblichen Teil des Einkommens ein, und es ist nicht 
ein Anteil von bloß 10 bis 20 %, von dem in dem Jubel-
bericht der Bundesregierung zu der Lage der Nation 
die Rede ist. Davon kann bei diesen Menschen kei-
neswegs die Rede sein. 

(Müntefering [SPD]: Das ist wohl wahr! 
- Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie 

schon mal etwas von Wohngeld gehört?) 
Von 5 Millionen Haushalten älterer Menschen le-

ben 2 Millionen in Wohnungen ohne Sammelheizun-
gen oder ohne Bad oder mit WC auf dem Flur. 

(Eigen [CDU/CSU]: Was haben Sie gegen 
eine Einzelheizung?) 

Das ist die Wohnungssituation. 
In dieser Situation die Wohnungsgemeinnützigkeit 

abschaffen zu wollen, das heißt nichts anderes, als 
8 Millionen Mieterinnen und Mietern in den Rücken 

zu fallen, sie dem sogenannten freien Wohnungs-
markt auszuliefern, wo sie Mieterhöhungen, Käufen 
oder Kündigungen ausgesetzt sein werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Frau Rönsch 
[Wiesbaden] [CDU/CSU]: Das ist Ihre Rede 
vom letzten Jahr! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
— Meine Rede ist ähnlich, weil sich an der Situation 
überhaupt nichts geändert hat, und dazu haben Sie 
kräftig mit beigetragen, Frau Rönsch. 

Die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
ist allerdings nicht der erste Schlag der bundesrepu-
blikanischen Wohnungspolitik gegen Mieterinnen 
und Mieter. Mit der Einführung der steuerlichen 
Gleichstellung von Neubauten und Käufen aus dem 
Altbaubestand, die 1976 — wohlgemerkt — schon 
von der SPD-Regierung eingeführt wurde, und mit der 
erneuten Begünstigung dieser Käufe durch die Novel-
lierung der Abschreibung nach § 7b bzw. nach § 10e 
ab 1986 begann ein regelrechter Umwandlungsboom. 
Allein in Stuttgart sind innerhalb von zehn Jahren 
10 400 Altbaumietwohnungen durch Umwandlungen 
verlorengegangen. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Das 
sind alles die schlimmen Architekten, Frau 
Architektin! - Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: 
Nicht auf die Zwischenrufe eingehen, Frau 
Kollegin, da kommt man aus der Fassung! 
— Conradi [SPD]: Die Zwischenrufe von 
Frau Rönsch sind so, daß man nicht darauf 

eingehen muß!) 
— Sie sind wahnsinnig niveaulos, aber ich wundere 
mich nicht darüber. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD - Zu-
ruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU] - Con-
radi [SPD]: Das Paar Bötsch/Rönsch! 
- Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ach, der Abriß-

Conradi!) 
Durch den völligen Rückzug von Bund und Ländern 

aus dem sozialen Wohnungsbau und durch den Ab-
lauf der Bindungen gibt es von Jahr zu Jahr weniger 
Sozialwohnungen, und die, die übriggeblieben sind, 
sind durch das degressive Förderungssystem mit der 
Zeit so teuer geworden — Herr Möller, das sage ich 
auch zu Ihnen — daß sie nur noch von Besserverdie-
nenden oder von solchen Menschen bewohnt werden 
können, deren Miete vom Sozialamt übernommen 
wird. 

Kolleginnen und Kollegen, die Abschaffung der 
Steuerfreiheit für gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen wird dem Staat die 100 Millionen DM, die 
Stoltenberg uns davon verspricht, nicht einbringen. 
Ich sage extra: Er verspricht sie uns. Selber kann er 
gar nicht so naiv sein, daran zu glauben. Was Stolten-
berg hier macht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dr. Gerhard!) 
das nennt man im besten Fall eine Milchbübchen-
rechnung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Dr. -
Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist geschlechts-
neutrale Bezeichnung? — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Jetzt kommen Sie auf ein besonders 

hohes Niveau!) 
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Frau Oesterle-Schwerin 
In Wirklichkeit ist es nichts anderes als die Vortäu-
schung falscher Tatsachen. Falls es dennoch zu gerin-
gen Steuermehreinnahmen kommen wird, werden 
diese durch die notwendigen Wohngeldausgaben, die 
den Mieterhöhungen folgen werden, weit übertroffen 
werden. 

Wir gehen also davon aus, daß Stoltenberg ganz 
genau weiß, daß die Abschaffung der Steuerfreiheit 
der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen kein 
adäquates Mittel ist, mit dessen Hilfe der Staat seine 
Einnahmen vergrößern kann. Die Maßnahme hat viel-
mehr den Zweck, die Wohnungsgemeinnützigkeit als 
unliebsame Konkurrentin der sogenannten freien 
Vermieter zu zerstören. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Manche Freie 
werden sich noch wundern!) 

Erfreulicherweise wurde die These von der Sätti-
gung des Wohnungsmarktes und von den stabilen 
Preisen erst vor kurzem von Bundesminister Schnei-
der selbst widerlegt. So sagte er doch vor potentiellen 
Investoren in Kiel am 18. Februar dieses Jahres, daß 
inzwischen Anzeichen zu einer Angebotsverknap-
pung zu erkennen seien. In einigen Stadtregionen, 
insbesondere im süddeutschen Raum, sei bereits ein 
deutlicher Anstieg der Mieten zu spüren. Steigende 
Mieten seien ein marktwirtschaftliches Signal dafür, 
daß Wohnungen gebraucht werden. — Sehr richtig, 
Herr Minister. — Ich zitiere weiter: „Es zeigt sich, daß 
das Wort von der Sättigung der Wohnungsmärkte eine 
vorschnelle Verallgemeinerung gewesen war. " 
— Das ist richtig. Bloß haben wir das schon lange 
gesagt. Wir wissen das schon lange. Sie sind, Herr 
Minister, zwar kein absoluter Schnellmerker, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie kommt in ein 
immer höheres Niveau!) 

aber mir ist es lieber, Sie merken es jetzt, daß sie jah-
relang die falschen Thesen vertreten haben, als Sie 
merken es nie. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD 
- Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Eine schul-

meisterliche Arroganz ist das!) 

Der Minister ist schon auf dem richtigen Weg. Wir fra-
gen uns bloß: Wo bleiben die politischen Konsequen-
zen? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ungeheuerlich, so etwas 
zu sagen! Von einem Mann wie Stoltenberg, 
von dem jedermann weiß, wie intelligent er 

ist! — Lachen und Beifall bei der SPD) 

Wir meinen allerdings auch, daß der Minister 
Schneider seine Forderung nach der Schaffung neuer 
Wohnungen nicht an die Investoren, sondern an seine 
eigenen Kollegen auf der Regierungsbank zu richten 
hat. Private Investoren — ich habe das vorhin bei der 
Fragestunde schon angedeutet — sind weder willens 
noch in der Lage, den Wohnungsmangel zu beheben. 
Ganz im Gegenteil: Die leben doch von der Woh-
nungsverknappung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So einen Unsinn 
habe ich selten gehört! - Eigen [CDU/CSU]: 

Und das ist eine Architektin! — Conradi 
[SPD]: Ihr wärt froh, ihr hättet einen Archi-

tekten bei euch!) 
Kolleginnen und Kollegen, ich komme langsam 

zum Schluß. 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Unsere Fraktion steht den gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen nicht unkritisch gegenüber. Wir 
wissen, daß die gemeinnützigen Wohnungsunterneh-
men die Angriffe, denen sie heute ausgesetzt sind, 
teilweise selbst verschuldet haben. Wir wissen, daß 
die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen in der 
Vergangenheit teilweise eine Geschäftspolitik betrie-
ben haben, die den Mieterinnen und Mietern ganz 
erheblichen Schaden zugefügt hat. Wir wissen auch, 
daß die Gemeinnützigkeit nicht so bleiben kann, wie 
sie jetzt ist. Dennoch sehen wir in dem Erhalt der Woh-
nungsgemeinnützigkeit den einzigen Hebel, mit des-
sen Hilfe die Sozialbindung bei Millionen von Woh-
nungen, die mit immens hohen öffentlichen Mitteln 
gebaut worden sind, für einkommensschwache und 
benachteiligte Bevölkerungsschichten erhalten wer-
den kann. 

Wir meinen, daß es sich lohnt, an einem Konzept zu 
arbeiten, mit dessen Hilfe die Gemeinnützigkeit zu 
ihren ursprünglichen Werten zurückgeführt werden 
kann. Wir arbeiten an einem entsprechenden Gesetz-
entwurf, und wir werden diesen zu gegebener Zeit 
hier vorlegen. 

Danke schön. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD - Zu-
ruf von der SPD: Zur Wiederbelebung der 
Leiche! — Conradi [SPD]: Leichen kann man 

nicht wiederbeleben!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Ich glaube, daß der 
SPD-Antrag an den Realitäten des Wohnungsmarktes 
völlig vorbeigeht. Die Entwicklung der Gemeinnüt-
zigkeit hat mein Kollege Kansy aufgezeigt. Ich will sie 
nicht noch einmal wiederholen. Ich will Ihnen nur 
sagen, daß ein Großteil — man kann darüber streiten, 
ob es der größere Teil ist — der gemeinnützigen Woh-
nungsbauunternehmen ein vitales Interesse an der 
Veränderung der Wohnungsgemeinnützigkeitsge-
setzgebung hat. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Die wollen Geld 
machen!) 

Ich glaube, daß wir zur Kenntnis nehmen müssen, 
Frau Kollegin Oesterle-Schwerin, daß wir nicht von 
einem gesättigten Wohnungsmarkt reden, sondern 
davon, daß sich Angebot und Nachfrage ausgleichen. 
Wir haben im Bundesgebiet mehr Wohnungen als 
Haushalte. 

(Conradi [SPD]: Das stimmt gar nicht! 
Getürkte Statistik!) 

Wenn das keine ausgeglichene Wohnungsmarktlage 
ist, kann ich Ihnen nicht helfen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 68. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. März 1988 4635 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Münte-
fering? 

Grünbeck (FDP): Ich würde Sie bitten, mir erst ein-
mal eine gewisse Redezeit zu geben und Ihre Frage 
bis dahin zurückzustellen, Herr Kollege. — Aber, 
bitte, wenn Sie solchen Wert darauf legen? — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Müntefering zu 
einer Zwischenfrage. 

Müntefering (SPD): Herr Kollege Grünbeck, ich 
wollte Sie wegen Ihrer Einführung nur fragen: Ist der 
primäre Gesichtspunkt für Sie der des Interesses der 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen oder der 
des Interesses der betroffenen Mieterinnen und Mie-
ter? 

Grünbeck (FDP): Hier steht die Wohnungsgemein -
nützigkeitsgesetzgebung und nicht das Mietrecht 
oder der Kündigungsschutz oder Mieterhöhungen zur 
Diskussion. 

(Frau Olms [GRÜNE]: In den Wohnungen 
wohnen doch keine Kaninchen!) 

Auf das, was Sie machen wollen, komme ich noch 
zurück. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Jahn (Marburg)? 

Grünbeck (FDP): Ich möchte keine Zwischenfragen 
mehr gestatten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gut. 

Grünbeck (FDP): Es geht Ihnen ja — und das ist der 
Hauptpunkt — heute um etwas ganz anderes. Wer 
Ihren Antrag genau liest, der wird feststellen, daß es 
Ihnen weder um die Gemeinnützigkeit noch um die 
Mieter oder sonst etwas geht. Ihnen geht es vielmehr 
um den Wahlkampf in Schleswig-Holstein, den Sie 
führen wollen, indem Sie den Minister Stoltenberg auf 
das Korn nehmen, und nicht etwa um eine Analyse der 
Wohnungsgemeinnützigkeit. Die haben doch in dem 
Antrag geschrieben, daß der Herr Stoltenberg das 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz auslaufen lassen 
wolle. Das stimmt nicht. Die Koalition hat mit der 
Zustimmung aller Fraktionen und aller Parteivorsit-
zenden auf der Grundlage der Ergebnisse der Hof-
bauer-Kommission beschlossen, die Wohnungsge-
meinnützigkeit mit der Steuerbefreiung zu beenden. 
Damit möchte ich mich beschäftigen. 

Sie in der SPD machen für meine Begriffe einen 
Fehler. Sie stellen sich den Veränderungen nicht. 
Wenn Sie die Veränderungen im Markt nicht beob-
achten und nicht darauf reagieren, sondern immer nur 
auf das Bestehende verweisen, dann kann ich nur 
sagen: Ändern Sie den Titel Ihrer Zeitschrift! Ich habe 
neulich mal Ihren „Vorwärts" gelesen. Man müßte 
den umtaufen in „Rückwärts". 

(Heiterkeit bei der FDP — Jahn [Marburg] 
[SPD]: Ha, ha! - Dr. Bötsch [CDU/CSU]: 

Herr Grünbeck, Sie zitieren Strauß!) 
Ich habe gelesen: Aufwärts geht es mit dem Einkom-
men des Chefredakteurs, aber abwärts mit dem Inhalt 

des „Vorwärts". Das ist die Problematik, die wir zu 
besprechen haben. 

(Heiterkeit bei der FDP — Jahn [Marburg] 
[SPD]: Das ist aber lustig!) 

Was sagt das Hofbauer-Gutachten? Es sagt erstens: 
Die steuerliche, die steuerpolitische, die wirtschafts-
politische und die wettbewerbspolitische Bedeutung 
müssen neu überprüft werden. 

Zweitens. Die Unternehmen unterhegen Beschrän-
kungen in der Preisgestaltung und im Geschäftsbe-
reich. Sie können ihrer Aufgabe nicht voll gerecht 
werden. Wir, die Freien Demokraten, wollen, daß sie 
sich voll in den Markt stellen, verwalten, nutzen, 
bauen, verkaufen, betreuen, sanieren, modernisieren 
und Eigentumsmaßnahmen mit bauen und finanzie-
ren können. 

Drittens. Die Steuerbefreiung betrifft die Körper-
schaftsteuer, die Vermögensteuer und die Gewerbe-
steuer. Das führt zu Vergünstigungen, die an die Mie-
ter weitergegeben werden sollen. Natürlich haben wir 
im Bericht des Untersuchungsausschusses Neue Hei-
mat festgestellt, daß dies nicht immer geschehen ist 
und zu Verzerrungen geführt hat. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in dieser 
Stunde noch etwas sagen: Ich möchte nicht, daß aus 
dem Bericht des Untersuchungsausschusses Neue 
Heimat Allgemeinschlüsse gegen die großartigen Lei-
stungen der gemeinnützigen Wohnungsgesellschaf-
ten gezogen werden. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Tun Sie aber 
doch!) 

Wir sollten die Fehlbelegungen vermeiden. Da kann 
ich Ihnen nur eines sagen: Wenn wir dem Hofbauer-
Gutachten folgen, werden Sie feststellen, daß stille 
Reserven aus den gemeinnützigen Vermögen akti-
viert und mobilisiert werden und wieder in den Woh-
nungsmarkt fließen. Das heißt, daß mehr Wohnungen 
gebaut werden. Und wie wollen Sie eigentlich eine 
bessere Stabilisierung der Mieten erreichen als durch 
ein verstärktes Angebot? Das ist eine uralte Regel, die 
sich dann bewahrheitet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Die Körperschaftsteuerpflicht braucht nicht geän-

dert zu werden. Eine Gesetzesänderung ist insoweit 
nicht erforderlich. 

(Conradi [SPD]: Ich wundere mich nicht, 
warum Sie keine Zwischenfragen zulassen! 

Ich wundere mich wirklich nicht!) 
Weitere Abgrenzungen sind über die Einkommens-

höhe möglich. Meine Damen und Herren, Problem-
gruppen — was immer das auch sein mag — sind 
schwierig zu beschreiben und abzugrenzen, und der 
kommunale Spielraum ist groß. Solange die Kommu-
nen sozial vermieten wollen, können sie das machen. 
Da müssen wir nur noch die Rechtslage klären, aber 
das ist Sache unserer Juristen. 

Der gemeinnützige Wohnungsbauverband hat mir 
am 27. November einen Brief geschrieben, und darin 
kommt eigentlich zum Ausdruck, daß er den Ände-
rungen des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
einschließlich der Aufhebung der Steuerbefreiung zu-
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stimmt, wenn wir bestimmte Konditionen erfüllen. Ich 
glaube, wir stimmen doch — zumindest in der Koali-
tion — darin überein, daß wir uns einmal darüber un-
terhalten sollten, was denn diese Konditionen sind. 

(Müntefering [SPD]: Was sagen Sie denn zu 
Bayern?) 

— Ich komme noch darauf zurück. Herr Müntefering, 
ich bleibe doch auf keine Frage, die Ihnen auf dem 
Herzen brennt, die Antwort schuldig. 

(Müntefering [SPD]: Kommen Sie mal dar-
auf!) 

— Das hebe ich mir für den Schluß auf. 
Die Wahlmöglichkeiten zu eröffnen, halte ich für 

gefährlich, weil Wahlmöglichkeiten natürlich nach 
den kritischen Parametern, die wir ansetzen müssen, 
sehr schwer zu differenzieren sind. Die Gefahr der 
Nachversteuerung haben wir erkannt. Darüber wol-
len wir mit den Betroffenen reden. Ich glaube, daß wir 
die Gefahr der Nachversteuerung bei der Ansetzung 
niedrigster Buchwerte erkannt haben und daß wir zu 
einer modifizierten Teilwerteregelung kommen. Die 
FDP denkt darüber nach, eine Übergangsregelung zu 
schaffen, die möglicherweise — das darf ich im Auf-
trage meines Freundes Hans Gattermann mit verkün-
den — eine Zwischenlösung als eine fiktive Lösung 
nach dem allgemeinen Bewertungsrecht und nach 
§ 13 des Körperschaftsteuergesetzes darstellt. 

Man muß dabei wissen, wie die Ausgangslage der 
Unternehmen ist. Es wird Unternehmen geben, die 
mehr oder weniger auf die Bestandssicherung ausge-
richtet sind; die werden andere Interessen haben als 
die Unternehmen, die sich über die Aktivierung ihrer 
stillen Reserven neue Chancen auf dem Wohnungs-
markt errechnen. Ich bitte Sie herzlich: Denken Sie 
einmal darüber nach, was es bedeutet, wenn wir mas-
sive Aktivierungen der stillen Reserven erreichen und 
neue Kapitalinvestitionen in den Wohnungsmarkt lei-
ten. Das hat Bedeutung für die Beschäftigungspolitik 
im Baugewerbe. Das wollen Sie immer haben, aber 
dann bringen Sie immer die falschen Vorschläge! 

(Müntefering [SPD]: Jetzt zu Bayern!) 
— Nein, nein, das müssen Sie mir überlassen, wann 
ich über Bayern rede. 

Markenschutz, Bestandsschutz für Spareinlagen 
und Anwendung der Bauträgerverordnung, das sind 
Dinge, über die wir mit den Gemeinnützigen reden 
werden. Wir sind auch für den Vertrauensschutz der 
Organisation insbesondere im Interesse der Mitarbei-
ter. Hier haben wir bei der Neuen Heimat, wo eine 
Gewerkschaft Inhaber war, die übelsten Erfahrungen 
gemacht, nicht nur im Umgang mit den Mietern, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Lassen Sie doch 
diese Häme, diese nachtragende Häme!) 

sondern auch im Umfang mit den eigenen Beschäftig-
ten. Das muß man einmal feststellen. 

(Beifall bei der FDP - Conradi [SPD]: Der 
Geschäftsführer hieß Späth!) 

Meine Damen und Herren, ich darf vielleicht noch 
eines sagen: Die FDP fühlt sich eigentlich durch das 
Hofbauer-Gutachten und auch durch die Vorstellun-

gen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft in ihrer 
Wohnungspolitik bestätigt. Bei uns können Sie in den 
Osnabrücker Beschlüssen von 1980, von vor beinahe 
acht Jahren, das nachlesen, was die Hofbauer-Kom-
mission eigentlich bestätigt hat. 

(Müntefering [SPD]: Das ist doch gar nicht 
wahr!) 

Wir sind sehr froh darüber, daß wir in dieser Frage 
eine sachliche Kontinuität entwickelt haben. Alle, 
aber auch wirklich alle Sachverständigen haben in 
den Stellungnahmen unsere Positionen positiv beur-
teilt, bis hin zur Hofbauer-Kommission. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Was nur beweist, daß 
Sie bei den Sachverständigen gar nicht hin-

hören!) 
Ich möchte deshalb darum bitten, daß wir zu diesem 

Koalitionsbeschluß stehen. Die FDP steht dazu, daß 
wir diesen Koalitionsbeschluß ausführen. Der Herr 
Strauß war daran beteiligt, und ich finde es nicht gut, 
wenn er im bayerischen Ministerrat seine Meinung 
geändert hat. Ich appelliere auch an den württember-
gischen Ministerpräsidenten 

(Conradi [SPD]: Der ist schon umgefallen!) 
— nein, nein —, 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wahlkampf!) 
an diesem Koalitionsbeschluß festzuhalten. 

(Conradi [SPD]: Einen württembergischen 
Ministerpräsidenten gibt es gar nicht!) 

Denn eines muß man wissen: Die Fortentwicklung 
unseres Wohnungsmarktes liegt doch uns allen am 
Herzen, und im Interesse der Mieter, aber auch im 
Interesse einer aktiven Beschäftigungspolitik werden 
wir zu diesem Koalitionsbeschluß stehen und die Bun-
desregierung dabei unterstützen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Jahn (Marburg). 

Jahn (Marburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! „Die Reserven sind verbraucht. Für 
die steigende Nachfrage müssen neue Wohnungen 
gebaut werden"; so Bauminister Schneider am 19. Ja-
nuar 1988. „Das Wort von der Sättigung der Woh-
nungsmärkte ist eine vorschnelle Verallgemeinerung 
gewesen"; so Herr Schneider am 18. Februar 1988. Er 
ist der für den Wohnungsbau Verantwortliche in die-
ser Regierung. 

Aber zur gleichen Zeit stellt der Bundesminister der 
Finanzen im Referentenentwurf des Steuerreformge-
setzes vom 14. Januar 1988 fest: „Die entspannte Lage 
auf dem Wohnungsmarkt zeigt", das Ziel, „preiswer-
ten Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung 
zur Verfügung zu stellen", ist „weitgehend erreicht". 
„Der Neubau von Mietwohnungen ist nicht mehr 
dringlich." 

Die können es nicht länger leugnen, meine Damen 
und Herren: Diese Regierung spricht mit zwei Zun-
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gen. Schöne, aber falsche Worte für die Mieter, tat-
sächlich aber Entscheidungen gegen die Mieter. 

(Beifall bei der SPD) 
Der Bauminister hat zwar manchmal richtige Einsich-
ten, aber der Finanzminister hat das Sagen. Er hat den 
jüngsten Anschlag der Bundesregierung auf einen 
Eckpfeiler sozialer Wohnungs- und Mietenpolitik zu 
verantworten: Er will unter dem Deckmantel der an-
geblichen Wohltat der Steuerreform die Wohnungs-
gemeinnützigkeit zerschlagen. Das ist Politik gegen 
die Mieter durch die Hintertür. 

Noch vor einem Jahr haben alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages im Schlußbericht des Neue-
Heimat-Untersuchungsausschusses festgestellt, auch 
CDU/CSU und FDP: Die Gemeinnützigkeit besitzt 
„sowohl objektiv als auch subjektiv eine ,Garantie-
funktion' für den Mieter". Der Grundsatz der gemein-
nützigen Vermögensbindung „behält eine Bedeutung 
auch in einer Zeit entspannter und im wesentlichen 
ausgeglichener Wohnungsmärkte". 

Noch am 6. Oktober verkündete Bauminister 
Schneider: „Gemeinnützige Wohnungswirtschaft ist 
für einen sozialen Wohnungsmarkt unverzichtbar." 

(Müntefering [SPD]: Richtig!) 
Drei Tage später war dieses Bekenntnis als Täu-
schung entlarvt. Die Abschaffung der Wohnungsge-
meinnützigkeit als Teil der Steuerreform war be-
schlossen. Und nun machte sich der Bauminister ei-
lends zum Erfüllungsgehilfen des Finanzministers. Er 
verharmloste und sagte, einschneidende wohnungs-
und mietenpolitische Folgen seien nicht zu befürch-
ten. Er erwarte, daß sich die gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen auch nach Streichung der Steuer-
befreiung und nach Aufhebung des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes freiwillig gemeinnützig ver-
hielten. Mieterhöhungen seien „theoretisch" bei 
höchstens 200 000 Wohnungen zu erwarten. 

Kläglicher hat sich ein Bundeswohnungsbaumini-
ster noch nie aus der Wohnungspolitik verabschie-
det. 

(Beifall bei der SPD) 
Und das zu einer Zeit, in der der Wohnungsneubau 
einen seit 1949 einmaligen Tiefstand erreicht hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil wir genug 
haben!) 

obwohl uns erst vor fünf Jahren die Bundesregierung 
mit dem Gesetz zur Erhöhung des Angebots an Miet-
wohnungen das Gegenteil versprochen hat. 

Preiswerter Wohnraum für Durchschnittsbürger 
und Bezieher niedriger Einkommen wird zur Mangel-
ware. In den Ballungsräumen steigen die Mieten. Am 
10. Februar hat der Deutsche Städtetag Alarm ge-
schlagen und gesagt: 

In den meisten Städten ist der Mangel an Sozial-
wohnungen so groß, daß keine nennenswerten 
Leerstände mehr zu verzeichnen sind. Die Leer-
standsquote tendiert gegen Null. Für die stei-
gende Zahl der Sozialwohnungsberechtigten mit 
einem hohen Anteil an Minderverdienenden ste-
hen immer weniger Wohnungen zur Verfügung. 

In den kommenden Jahren wird sich das Angebot 
sogar noch stark vermindern.. . 

Wer in dieser Lage die Wohnungsgemeinnützigkeit 
aufheben und die Steuerbefreiung für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen streichen will, handelt ver-
antwortungslos gegenüber den Mietern, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Diese Schlußfolge-
rung ist absolut falsch!) 

gegenüber den Wohnungssuchenden und gegenüber 
den Kommunen, denen die Last der Wohnungsversor-
gung ihrer Bürger überlassen bleibt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Leidtragenden werden die Mieter sein. Das sind 
3, 4 Millionen Haushalte; das sind mindestens 8 Mil-
lionen Menschen. Für sie hat die Wohnungsgemein-
nützigkeit „Garantiefunktion". Mit der Aufhebung 
dieser „Garantie" entfällt die soziale Mietpreisbin-
dung, die Verpflichtung, staatlich genehmigte Mu-
sterverträge zu verwenden, mit einem Mieterschutz, 
der über den gesetzlichen hinausgeht, und der Schutz 
vor spekulativer Verwertung z. B. durch Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen. 

Die Privatisierung der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft bedeutet: Die Stellung der Mieter wird ver-
schlechtert. 

Das Darmstädter Institut „Wohnen und Umwelt" 
hat in einem Gutachten den „Wert" der gemeinnüt-
zigkeitsrechtlichen Mietpreisbindung mit etwa 80 Pf 
pro Qudratmeter und Monat berechnet. So groß ist der 
Abstand zwischen den Mieten gemeinnütziger Woh-
nungsunternehmen und den freien Marktmieten. Das 
eröffnet in den ersten fünf Jahren nach Aufhebung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit einen Spielraum für 
Mieterhöhungen in Höhe von 1, 3 Milliarden DM. Für 
den einzelnen Mieter heißt das 50 DM bis 70 DM 
Mieterhöhung im Monat. 

(Grünbeck [FDP]: Sie haben kein großes 
Vertrauen zu den gemeinnützigen Woh-

nungsgesellschaften!) 

Mieterhöhungen sind für die knapp 1 Million nicht-
öffentlich geförderter Wohnungen, die nur den Bin-
dungen der Gemeinnützigkeit unterliegen, ab 1990 
möglich. Weitere 1, 5 Millionen Wohnungen unterlie-
gen zur Zeit noch den Bindungen des sozialen Woh-
nungsbaus. Sie fallen bis 1995 aus den Bindungen 
heraus. Das Ergebnis ist: Die Regierung hat nicht nur 
die Mieter getäuscht; sie läßt die Mieter auch noch die 
Steuerreform bezahlen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Angeblich weniger Steuern, mit Sicherheit aber hö-
here Mieten: Das ist das wahre Gesicht dieser Regie-
rung. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Oesterle-Schwerin [GRÜNE] — Widerspruch 

bei der CDU/CSU) 

Die Koalition will das Ende der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft. Wenn sich gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen in Zukunft dem Wettbewerb 



4638 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 68. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. März 1988 

Jahn (Marburg) 
stellen müssen, dann müssen sie den Gesetzen des 
Marktes folgen. Der aber ist sozial blind. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Oe-
sterle-Schwerin [GRÜNE]) 

Den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen wer-
den neue finanzielle Belastungen entstehen — aus der 
Steuerpflicht und wenn man sie zwingt, die Probleme 
der teuren, degressiv geförderten Mietwohnungen al-
leine zu lösen. 

Und schließlich: Bei den gemeinnützigen Bauge-
sellschaften, denen 2, 4 Millionen Wohnungen gehö-
ren, werden wirtschaftliche Entscheidungen künftig 
nicht nur von der Unternehmensleitung, sondern auch 
von den Kapitaleignern getroffen. 

Die Eigentümer werden ihre gemeinnützigen Toch-
tergesellschaften als Finanz- und Ertragsquelle ein-
setzen. Heute können sie das nicht. Ihrer Begehrlich-
keit ist ein gesetzlicher Riegel vorgeschoben. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Meinen Sie da-
mit die Kommunen oder die Kirchen?) 

Weder die öffentliche Hand noch die Kirchen als 
Eigentümer gemeinnütziger Wohnungsunternehmen 
können sich freiwillig gemeinnützig verhalten. Im Ge-
genteil: Unter dem Diktat der leeren Kassen werden 
sie jede Möglichkeit nutzen müssen, ihre Einnahmen 
aufzubessern. Gemeinden und Kirchen tragen einen 
so großen Teil der Steuerausfälle durch die Steuerre-
form, daß sie, selbst wenn sie wollten, hier keinen 
Ausgleich schaffen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Kirchen?) 
Damit ist klar: Die Steuerreform bedeutet für die 

Mieter gemeinnütziger Wohnungsunternehmen fi-
nanzielle Mehrbelastungen in Milliardenhöhe. Und 
wenn die gemeinnützigen Bestände am freien Markt 
verwertet werden, droht auch noch der Verlust der 
Wohnungen. Die Aufhebung der Gemeinnützigkeit 
bedeutet Preisgabe der letzten Wohnraumreserve zur 
Versorgung der Menschen, die — aus welchen Grün-
den auch immer — am freien Wohnungsmarkt keine 
Chance haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Jahn (Marburg) (SPD): Bitte. 

Uldall (CDU/CSU): Könnten Sie uns bitte einmal 
erklären, in welcher Weise die Kirchen die Steuerre-
form finanzieren? 

Jahn (Marburg (SPD): Weil die Einnahmen der Kir-
chen durch die Steuersenkung — Sie wissen das doch 
ganz genau, Herr Kollege — 

(Uldall [CDU/CSU]: Nein, sonst würde ich ja 
nicht fragen, wenn ich das wüßte!) 

in einer sie auf das äußerste belastenden Art sinken 
werden infolge ihrer Bindung an die Höhe der Ein-
kommensteuer. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Aber muß ich Ihnen, der Sie Finanzpolitiker sind, dies 
sagen? Sie wissen das doch viel besser als ich. Sie 

hören ja auch die Reaktionen aus den Kirchen dar-
auf. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Nicht die Einnah-
men werden sinken, die Steigerungserwar-
tungen! Differenzieren sollten Sie können!) 

Bis vor wenigen Monaten gab es breite Überein-
stimmung bei allen Wohnungs- und Sozialpolitikern 
in Bund, Ländern und Gemeinden mit dem Baumini-
ster, als er sagte: 

Die Wohnungspolitik braucht auch künftig die 
Hilfe der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft, 
um den Sozialauftrag einer angemessenen 
Wohnversorgung breiter Schichten der Bevölke-
rung erfüllen zu können. . . . Es steht ein Sozial-
kapital in Höhe von 450 Milliarden DM auf dem 
Spiel. Dieses soziale Pfand soll man nicht ohne 
Not aus der Hand geben. 

Genau das will die Bundesregierung mit ihrer Steuer-
reform tun. Unter dem Vorwand des Subventionsab-
baus soll dieses Sozialvermögen verschleudert wer-
den — mit einer wohnungspolitisch unhaltbaren Be-
gründung, die von einer Einschätzung der Lage am 
Wohnungsmarkt ausgeht, die nicht einmal der Bun-
desbauminister teilt. 

Fiskalpolitisch ist die Begründung mehr als frag-
würdig. Die Bundesregierung schätzt die steuerlichen 
Mehreinnahmen mit ganzen 100 Millionen DM ein. 
Zugleich räumt sie ein, daß erhebliche Mehrausgaben 
beim Wohngeld entstehen. Die Gemeinden und Län-
der werden sich zudem mit der zusätzlichen Last nicht 
abfinden. Der öffentlich geförderte Mietwohnungs-
bau der Städte und Länder kann die Wohnversorgung 
nicht ohne Bundeshilfe sichern. Das Wohngeld wird 
den Menschen nicht helfen, die staatlicher Hilfe be-
dürfen. Wohngeld schafft keinen Wohnraum — und 
schon gar nicht da, wo er gebraucht wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Und Wohngeld gibt denen kein Dach, die am „freien 
Wohnungsmarkt" keins finden. 

„Zur Gemeinnützigkeit gibt es keine Alternative" 
— das stellte vor wenigen Tagen einer fest, der es 
wissen muß: der Regierende Bürgermeister von Ber-
lin, der Stadt, die den größten Bestand gemeinnützi-
ger Mietwohnungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat. Ich fordere Sie, meine Damen und Herren in 
den Regierungsfraktionen, auf: Verhelfen Sie Herrn 
Kansy zum Erfolg. Vermeiden Sie eine politische 
Dummheit. Ich rufe Ihnen im Namen meiner Fraktion 
zu: Besinnen Sie sich endlich wieder auf Ihre Verant-
wortung, die auch Sie gegenüber den Mietern in der 
Bundesrepublik Deutschland haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, Herr Dr. Schneider. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die gemeinnüt-
zige Wohnungswirtschaft wird nicht abgeschafft. Die 
Wohnungsgemeinnützigkeit ist auch für die Zukunft 
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unentbehrlich. Sie muß erhalten und gestärkt werden. 
Insoweit stimme ich der SPD zu. 

Ihre rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Rah-
menbedingungen werden gestärkt, erweitert und ver-
bessert. Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft ist 
älter als ihre Steuerfreiheit. Deshalb kann der Wegfall 
der Steuerfreiheit auch niemals zur Zerstörung der 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen führen. 

Die Beschlüsse der Bundesregierung sind geeignet, 
die Wirtschaftlichkeit der gemeinnützigen Unterneh-
men und Genossenschaften auf Dauer zu stärken und 
den Fortbestand gefährdeter Unternehmen zu si-
chern. Und worauf es ganz entscheidend ankommt: 
Das Vermögen der gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen bleibt voll erhalten. Ein Verlust an Sozial-
wohnungen findet nicht statt. Eine Nachversteuerung 
wird es nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP -
Conradi [SPD]: Wenn das keine Einladung 

ist, Kasse zu machen!) 
Der Eröffnungsbilanz werden die Teilwerte zu-

grunde gelegt. Wäre es anders, hätte ich für den so-
zialdemokratischen Protest und Aufschrei sehr wohl 
Verständnis. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jahn? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte sehr, Herr Kollege. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Schneider, und wovon 
werden dann in Zukunft die Steuern bezahlt? 

(Zuruf von der SPD: Gute Frage!) 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich kann nur von dem re-
den, was Sache ist. 

(Lachen bei der SPD) 
Meine Ausführungen sind realitätsbezogen und nicht 
wunschbezogen. 

Meine heutigen Ausführungen mache ich auf der 
Grundlage der Koalitionsbeschlüsse vom Oktober/ 
November 1987. Ich berücksichtige dabei selbstver-
ständlich auch, daß die Steuerreformgesetze, also 
auch die zum WGG, der Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen. 

(Müntefering [SPD]: Jetzt kommt Bayern!) 
In der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft wer-

den die Reformbeschlüsse der Bundesregierung un-
terschiedlich bewertet. Ich habe dafür Verständnis. 
Die Kritik wäre auch berechtigt gewesen, wenn es 
eben bei den Buchwerten geblieben wäre. Niemand 
kann nach dem Beschlußstand innerhalb der Koalition 
berechtigterweise den Vorwurf erheben, die Bundes-
regierung — vielleicht ich persönlich — stünde nicht 
zu ihrem wiederholt abgegebenen Bekenntnis zur 
Wohnungsgemeinnützigkeit. 

Ich darf mich dabei ausdrücklich auf den Direktor 
des Gesamtverbandes der gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen, Herrn Jürgen Steinert, beziehen, 

der vor der Verbandsversammlung am 28. November 
1987 nach meiner Rede dort erklärt hat — ich zi-
tiere —: 

Wer bei Ihnen 
— ich war also gemeint — 

genau zugehört hat, insbesondere bei den letzten 
Sätzen, und wer sich Ihre Presseäußerungen der 
letzten Tage ins Gedächtnis zurückholt, konnte 
feststellen, daß Sie die Grundsätze zur Gemein-
nützigkeit, die Sie gestern vertreten haben, heute 
nicht leugnen. 

Soweit Herr Steinert. 
Jetzt sind nicht Emotionen gefordert, sondern trag-

fähige und dauerhafte Lösungen. Das Thema Woh-
nungsgemeinnützigkeit darf nicht für billige Polemik 
und politische Rhetorik mißbraucht werden. Unsere 
Mieter dürfen nicht verunsichert werden; denn zu 
negativen Reaktionen gibt es keinen Anlaß. 

Ich wiederhole: Die Aufhebung der Steuerfreiheit 
für gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften be-
deutet nicht die Aufhebung der Wohnungsgemein-
nützigkeit. 

(Müntefering [SPD]: Sie führt aber faktisch 
dazu!) 

Auf Grund der neuen Rechtslage öffnen sich für die 
Gesellschaften und Genossenschaften neue und von 
ihnen wie von mir seit Jahren geforderte Möglichkei-
ten. Die Fähigkeit der Unternehmen, sich eigenver-
antwortlich gemeinnützig zu verhalten, wird gestärkt. 
Soziales Verhalten wird erleichtert. Die wirtschaftlich 
unbegründeten und sozial unerträglichen Verzerrun-
gen der Mieten können abgebaut werden. 

Die Unternehmen können selbstverantwortlich die 
immer wieder von diesen geforderte Unternehmens-
miete endlich verwirklichen. Endlich können sie 
selbst innerhalb ihrer Bestände den von ihnen für not-
wendig erachteten sozialen Lastenausgleich auch in 
bezug auf Fehlbeleger durchführen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Was sie immer ge-
fordert haben! - Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: 

Dies ist gut im Sinne der Mieter!) 
Wir müssen erkennen, daß der Gesetz- und Verord-
nungsgeber nicht in der Lage ist, auf unterschiedliche 
soziale Anforderungen in den einzelnen Unterneh-
men angemessen zu reagieren. Hier ist die unterneh-
merische Verantwortung gefordert. Wir müssen es 
den Unternehmen und ihren Mietern überlassen, Art 
und Umfang der sozialen Leistungen zu bestimmen. 
Der Wegfall von Bindungen eröffnet die Möglichkeit, 
zusätzliche soziale Dienste einzuführen. Beispiels-
weise können die Unternehmen künftig Betreuungs-
leistungen und Pflegedienste für ältere Menschen an-
bieten. Das sind Aufgaben, über die in einigen Unter-
nehmen schon heute intensiv nachgedacht wird. 

Nach Angaben des Gesamtverbandes Gemeinnüt-
ziger Wohnungsunternehmen beträgt das Bruttover-
mögen aller gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
fast 500 Milliarden DM. Der Vorwurf, die Bundesre-
gierung verschleudere dieses Sozialkapital, indem sie 
vorschlage, das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
aufzuheben, ist böswillig. Der Vorwurf ist nicht nur 
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unberechtigt, er ist auch ganz und gar unbegründet. 
Wir geben kein Sozialkapital preis, wir sichern das 
vorhandene Sozialkapital, wir retten es sogar. Wir si-
chern die wirtschaftliche Grundlage der gemeinnützi-
gen Wohnungsunternehmen. 

Meine Damen und Herren, nur wirtschaftlich ge-
sunde Unternehmen können auf Dauer Wohnungen 
bereitstellen und soziale Leistungen erbringen. Der 
größte wohnungspolitische und sozialpolitische Rück-
schritt wäre ein Zusammenbruch von Unternehmen, 
wie der Fall „Neue Heimat" gezeigt hat. Ich verweise 
auf den Abschlußbericht des Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses zum Fall „Neue Heimat". 
Schon vor diesem Untersuchungsausschuß habe ich 
am 27. November 1986 darauf hingewiesen, daß sich 
aus der Kostenmietbindung und der degressiven För-
derung wirtschaftliche Probleme ergeben, die auch 
andere gemeinnützige Unternehmen bedrohen. Die 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen haben mir 
gegenüber immer wieder erklärt: „Wir brauchen 
keine Kostenmiete, wir verlangen kostendeckende 
Mieten!" Kostendeckende Mieten entsprechen der 
wirtschaftlichen Notwendigkeit einer sachgerechten 
Unternehmensführung und auch der sozialen Logik. 
Wer die unternehmerischen Kosten nicht mehr erwirt-
schaftet, zerstört die Grundlage seines Unterneh-
mens. Er nimmt den Zusammenbruch in Kauf. 

Kein Mieter wird durch die jetzt vorgesehene steu-
erliche Regelung überfordert. 

(Müntefering [SPD]: „Überfordert" ist aber 
ein schönes Wort!) 

Ich sage das mit bestem Gewissen, und ich werde in 
dieser Frage genauso recht behalten, wie ich damals 
im Zusammenhang mit der kleinen Mietrechtsreform 
vom Dezember 1982 recht behalten habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jahn [Marburg] 
[SPD]: Sie haben nicht recht behalten! Die 

Lage der Mieter widerlegt Sie!) 
Meine Damen und Herren, Steuern zahlt in Zukunft 

— ich sage einen wichtigen Satz, Herr Kollege 
Jahn —, wer mehr als kostendeckende Mieten ver-
langt. Wer sich gemeinnützig verhält und lediglich die 
Erstattung der Kosten verlangt, zahlt auch in Zukunft 
keine Steuern. 

(Müntefering [SPD]: So was an Illusion!) 
Wegen der Steuerpflicht muß keine einzige Miete er-
höht werden. Die Steuerpflicht verringert den Anreiz, 
Mieten zu erhöhen; denn künftig muß mehr als die 
Hälfte der Mehreinnahmen an den Staat abgeführt 
werden, sobald die Kostendeckung erreicht ist. Das ist 
Realität für jeden, der von Wohnungswirtschaft etwas 
versteht. 

Die Verantwortung für die Mieten liegt heute viel-
fach bei der öffentlichen Hand, bei Staat, Bund, Land, 
Gemeinden. In Zukunft bilden die Unternehmer zu-
nehmend selber die Mieten im Rahmen ihrer sozialen 
und wirtschaftlichen Verantwortung. Die Unterstel-
lung, jetzt würden die Mieter ausgequetscht, ist eine 
beleidigende Diskriminierung der gesamten gemein-
nützigen Wohnungswirtschaft, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Ach Gott, ach Gott! 
Sie sind doch sonst nicht so zimperlich!) 

die mein volles Vertrauen besitzt, und eine bewußte 
Mißachtung einer über Jahrzehnte bewährten Tradi-
tion. — Herr Kollege Jahn, Sie wissen sehr gut, daß 
das, was ich sage, richtig ist. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Nein, das ist nicht 
richtig!) 

Die Unternehmenspolitik wird bestimmt von ver-
antwortungsvollen und mündigen Vorständen und 
Geschäftsführern und — was hinzu kommt — von so-
zial engagierten Betriebsräten und Stadträten sowie 
von den Vertretern der Kirchen. Ob zum Beispiel in 
München die Mieten der städtischen gemeinnützigen 
Wohnungsbaugesellschaften erhöht werden, hat also 
der Oberbürgermeister mit seinen Stadträten allein zu 
verantworten und sonst niemand, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
nicht Herr Stoltenberg und nicht die Bundesregie-
rung. 

Im übrigen gibt es gemeinnütziges Verhalten nicht 
nur in der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft. 
Auch in der freien Wohnungswirtschaft gibt es viele 
Vermieter, die vorbildliche soziale Leistungen erbrin-
gen und ein ungetrübtes partnerschaftliches Verhält-
nis zu ihren Mietern haben. Das erkenne ich in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Mietverhältnisse bei den über 11 Millionen Haus-
haltungen, die in Wohnungen der freien Wohnungs-
wirtschaft leben, sind durch sozialen Frieden zwi-
schen Mieter und Vermieter gekennzeichnet. 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ha-
ben beharrlich immer wieder mehr wirtschaftliche 
und unternehmerische Gestaltungsfreiheit gefordert. 
Darum haben wir ja gerungen, bis im Rahmen der 
Koalitionsverhandlungen über die Steuerreform die-
ser Beschluß gefaßt worden ist. Wir waren noch lange 
nicht am Ende, ihnen die geforderte wirtschaftliche 
und unternehmerische Gestaltungsfreiheit in dem 
Maße zu geben. Es ging nämlich um die Frage nach 
dem sozialen Äquivalent für die Steuerfreiheit. Die 
Antwort war noch nicht gefunden. Das sage ich aus-
drücklich. 

Selbstverständlich übernehmen die gemeinnützi-
gen Wohnungsunternehmen künftig das volle unter-
nehmerische Risiko und eben auch die volle soziale 
Verantwortung. Ich bin überzeugt: Sie werden sich 
dieser Verantwortung würdig zeigen. Das wird die 
Unternehmen zwingen, sich darum zu bemühen, noch 
wirtschaftlicher zu arbeiten und die Kosten zu dek-
ken. 

Sie werden den Wettbewerb auf dem Wohnungs-
markt verschärfen. Sie werden sowohl ihre Bestände 
verbessern als auch im Neubau investieren, um die 
steuerlichen Absetzungsmöglichkeiten auszuschöp-
fen. Der zusätzliche Wettbewerb und das zusätzliche 
Angebot kommen letztlich den Mietern zugute. Die-
ses Gesetz ist ein mieterfreundliches Gesetz. Ich sage 
das aus Überzeugung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU - Wider-
spruch bei der SPD - Jahn [Marburg] [SPD]: 

Eine schlimme Überzeugung!) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 68. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. März 1988 4 6 4 1 

Bundesminister Dr. Schneider 
Die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der gemein-

nützigen Wohnungsunternehmen setzt Kräfte frei, die 
der Staat mit bürokratischen Regelungen niemals für 
den Mieter mobilisieren kann. 

Die Einkommen der privaten Haushalte werden 
weiter zunehmen. Damit werden auch die Nachfrage 
nach Wohnungen und die Ansprüche an die Qualtität 
der Wohnungen steigen. 

Diesen wohnungspolitischen Herausforderungen 
können nur wirtschaftlich bewegliche Unternehmun-
gen gerecht werden. 

Wir geben den gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen den Spielraum, ihre wirtschaftliche Grund-
lage zu sichern, ihr Sozialkapital zu erhalten und ihre 
soziale Handlungsfähigkeit zu verbessern. Dadurch 
wird die soziale Absicherung der Wohnungspolitik 
dauerhaft gestärkt. 

Das ist ein wirtschaftlich schlüssiges und sozial wir-
kungsvolles Konzept für eine neue Wohnungspoli-
tik. 

(Müntefering [SPD]: Sie müssen noch ein 
Wort zu Bayern und zu dem sagen, was der 

Ministerrat beschlossen hat!) 
— Was den Beschluß des bayerischen Ministerrats 
angeht, habe ich Grund zu der Annahme, 

(Conradi [SPD]: Das Haus hört zu!) 
daß er unter der Voraussetzung gefaßt worden ist, es 
bleibe, wie im Referentenentwurf vorgesehen, in der 
Eröffnungsbilanz bei den Buchwerten. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Ach was!) 
Da aber die Buchwerte dank der parlamentarischen 
Unterstützung und dank der politischen Entscheidung 
des Herrn Bundesfinanzministers der Vergangenheit 
angehören, 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Jawohl!) 
ist die Geschäftsgrundlage für einen Protest gegen 
den Wegfall der Steuerfreiheit entfallen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Würden Sie Strauß 
das sagen?) 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, aus Ihrer Rede hat man so rich-
tig die Begeisterung gespürt, mit der Sie diesen Ge-
setzentwurf vertreten. 

(Beifall bei der SPD) 
Daß Sie so tun, als sei das alles aus Ihrem Haus ge-
kommen, als hätten Sie das von Anfang an gewollt, 
finde ich bedauerlich. Sie sollten den Kakao, durch 
den der Bundesfinanzminister Sie gezogen hat, hier 
nicht auch nocht trinken. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und der GRÜNEN) 

Wir haben diese Debatte über die von der Bundes-
regierung geplante Abschaffung der Gemeinnützig-
keit gegen die Koalitionsfraktion erzwungen, weil wir 
befürchten müssen, daß die Zeitnot der parlamentari-
schen Beratung des Steuerpakets uns nicht erlaubt, 
ernsthaft und sachlich über die geplante Abschaffung 
der Wohnungsgemeinnützigkeit zu diskutieren. Die 
kurze Zeit, die Sie dem Parlament geben wollen, über 
dieses große Steuerpaket zu beraten, ist in Wirklich-
keit eine Beleidigung, eine Herabwürdigung des Par-
laments. Sie sollten darauf verzichten, mit Ihrer Mehr-
heit beim Steuerpaket das Parlament zur willfährigen 
Magd der Regierung zu machen. Unsere Forderung 
ist: Nehmen Sie die Wohnungsgemeinnützigkeit aus 
dem Steuerpaket heraus! Lassen Sie uns im Herbst in 
Ruhe und sachkundig darüber reden! Aber peitschen 
Sie das jetzt nicht durch, das wäre dieses Parlaments 
nicht würdig! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Wir fragen uns: Warum wollen Sie eigentlich die 

steuerliche Wohnungsgemeinnützigkeit abschaffen? 
Als ersten Grund führen Sie an: Steuergerechtigkeit. 
Das ist der blanke Hohn bei einer Koalition, die die 
Nachtarbeit der Krankenschwester besteuert, um den 
Spitzensteuersatz des Chefarztes herabzusetzen. Da 
ist das Argument Steuergerechtigkeit eher komisch. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Null Ahnung!) 

Aber auch wohnungspolitisch schaffen Sie keine 
Steuergerechtigkeit. — Ja, Herr Bötsch, das ärgert Sie, 
und deswegen sind Sie so unruhig. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Es stimmt nicht! Es 
ist falsch! Es ist schlicht und einfach die Un-

wahrheit!) 
Die steuerliche Förderung des Wohnungseigen-

tums wird 1988 auf 2, 1 Milliarden DM geschätzt. Die 
Wohnungsgemeinnützigkeit wird mit einem Achtel 
davon gefördert. Wenn Sie von Steuergerechtigkeit 
reden, dann wird einem übel. 

(Abg. Dr. Faltlhauser [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Faltlhau-
ser, bitte. 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, 
würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß die Kran-
kenschwester mit Sicherheit nicht befürchten muß, 
daß irgendeine Mark, die sie nachts mit ihrer Arbeit 
verdient, jetzt versteuert wird, auf Grund der im § 3b 
des Einkommensteuergesetzes vorhandenen Gren-
zen? 

Conradi (SPD): Wir werden es sehen, Herr Kollege. 
Sie hatten vor, die Nachtarbeitszuschläge zu besteu-
ern. Das wird sich dann bei der Gesetzesberatung ja 
zeigen. 

(Grünbeck [FDP]: Erst behaupten und dann 
nachgucken!) 

Sie haben als zweites Argument — das haben Sie, 
Herr Grünbeck, hier angeführt — gesagt: Die Sub-
vention sei eigentlich nicht mehr erforderlich, so die 
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Hofbauer-Kommission, diese famose Stoltenberg-
Kommission, 

(Grünbeck [FDP]: Eine unabhängige Kom-
mission!) 

weil der Gemeinwohlzweck des Wohnungsgemein-
nützigkeitsrechts durch das Zweite Wohnungsbauge-
setz gesichert sei. Dies ist nun wirklich eine Verhöh-
nung des Publikums; denn nach dem Zweiten Woh-
nungsbaugesetz fördern Sie überhaupt keine Miet-
wohnungen mehr. Sie haben die Wohnungsbauförde-
rung dort auf die Hälfte reduziert, Mietwohnungen 
werden gar nicht mehr gefördert. Hier wird auf ein 
Gesetz verwiesen, das die Bundesregierung im Miet-
wohnungsbau nicht mehr anwendet. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Na, na! Jetzt über-
treiben Sie mal nicht!) 

Dann kommt Ihr drittes Argument: 100 Millionen 
DM Steuermehreinnahmen. Nun wissen Sie ganz ge-
nau, daß die Mietsteigerungen, die kommen werden, 
höheres Wohngeld erfordern. Da sind die 100 Millio-
nen DM, auf die sich der Finanzminister vielleicht 
freut, schnell weg. Wenn man einmal die steuerlichen 
Verluste aus Vemietung und Verpachtung vergleicht, 
dann stellt man fest: Sie betrugen 1983 — das sind die 
letzten verfügbaren Zahlen — 14 Milliarden DM, das 
140fache dessen, was Sie hier einsparen wollen. Wenn 
nur ein Prozent der 3, 5 Millionen Wohnungen, die Sie 
aus der steuerlichen Gemeinnützigkeit entlassen wol-
len, verkauft werden, ist Ihre ganze Steuermehrein-
nahme perdu. 

Alle Fachleute sagen: Sie werden mit erheblichen 
Steuerausfällen rechnen müssen, weil die Unterneh-
men die Gestaltungsspielräume des Steuerrechts voll 
ausnutzen werden. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Dann kann es 
doch keine Mieterhöhungen geben!) 

Auch der Finanzminister weiß das. Wenn Herr Stol-
tenberg ein ehrlicher Mann wäre, dann würde er das 
sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist ein ehrlicher 
Mann!) 

Tatsächlich haben Sie ganz andere Beweggründe. 
Ein Teil der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
sind Werkswohnungsunternehmen, die in Jahrzehn-
ten für ihre Arbeitnehmer mit Steuermitteln Wohnun-
gen gebaut haben. Die wollen jetzt Kasse machen und 
die stillen Reserven realisieren. Lothar Späth, der zu-
erst gegen die Aufhebung der Gemeinnützigkeit war, 
ist inzwischen umgefallen so wie der Bundesbaumini-
ster. Das sind diese Helden, die erst groß reden, sie 
seien dagegen, und dann umfallen. Späth verlangt 
jetzt nur noch, daß die stillen Reserven auf keinen Fall 
nachversteuert werden dürfen. So war er schon als 
Geschäftsführer der Neuen Heimat. Bei denen waren 
auch die Kapitalinteressen wichtiger als die Interes-
sen der Menschen, die dort wohnen. Hier soll den 
Aktionären der Werkswohnungsunternehmen er-
möglicht werden, die ganzen Steuervorteile der ver-
gangenen Jahrzehnte zu realisieren, d. h. Kasse zu 
machen. Dagegen wird sich der Betriebsrat kaum 
wehren können, wenn etwa Arbeitsplätze geltend ge-
macht werden. 

Der zweite, gewichtigere Grund, Herr Grünbeck 
— und das kommt ja vor allem aus Ihrer Ecke — ist: 
Am Wohnungsmarkt sollen die lästige Konkurrenz 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft und ihre 
soziale Mietpolitik verschwinden; das wollen Sie nicht 
mehr. 

(Grünbeck [FDP]: Genau das Gegenteil ist 
der Fall!) 

Das ist den gewerblichen Wohnungsvermietern ein 
Dorn im Auge. Die Banken und die Versicherungen 
befürchten nämlich, daß sie ausgangs des Jahrhun-
derts ihre Wohnungen auf Grund des Bevölkerungs-
rückgangs nicht mehr so gut vermieten können. 

Von Herrn Lambsdorff, der hier — so sagt er 
selbst — „als Abgeordneter mit privatwirtschaftlichen 
Interessen" tätig ist — ich höre, auch für die Spiel-
automatenhersteller; wahrscheinlich bekommt er da 
gelegentlich drei Freispiele —, kann man ja wohl an-
nehmen, daß er die Interessen der Versicherungen, 
ihre Wohnungsbestände gut zu nutzen, massiv vertre-
ten hat. 

(Grünbeck [FDP]: Wieweit gehen Sie denn 
heute noch runter unter die Gürtellinie?) 

Es geht hier um eine rüde Interessenpolitik. Die ge-
meinnützige Wohnungswirtschaft stört Sie, weil sie 
billiger vermietet als andere. Die müssen vom Markt; 
bei denen müssen die Mieten hochgebracht werden, 
damit man besser absahnen kann. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Vermutung--

(Abg. Grünbeck [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Grünbeck, gleich. Ich darf den Satz noch zu 
Ende führen. 

Die Vermutung ist ja so abwegig nicht, daß Herr 
Lambsdorff jetzt für seine Dienste bei der freien Woh-
nungswirtschaft kassiert, so wie er auch damals bei 
Flick, als er über die Steuerbefreiung zu entscheiden 
hatte, kassiert hat. 

Jetzt sind Sie dran. 
(Mischnick [FDP]: Das ist eine bodenlose Un-
terstellung! - Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und 

alles unter dem Schutz der Indemnität!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Grünbeck, bitte. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Conradi, wenn Sie in 
der Sache überhaupt noch recht behalten wollen, 
dann darf ich Sie einmal fragen, warum die woh-
nungsgemeinnützigen Verbände zu uns sagen, sie 
würden uns bei der Abschaffung der Gemeinnützig-
keit einschließlich der Steuerbefreiung zustimmen, 
wenn wir bestimmte Konditionen erfüllten? Wie kom-
men Sie denn dann zu der Behauptung, daß wir die 
wohnungsgemeinnützigen Verbände aus ihrer Ver-
mietertätigkeit verdrängen wollen? Das widerspricht 
sich doch. 

Conradi (SPD): Nein, Sie wollen die Wohnungsge-
meinnützigkeit abschaffen, Herr Grünbeck. Natürlich 
sind die Werkswohnungsunternehmen — das habe 
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Conradi 
ich ja gesagt — dafür, weil es für sie lukrativ ist. Aber 
der große Rest der wohnungsgemeinnützigen Unter-
nehmen will genau das nicht. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist nicht 
wahr, Herr Conradi!) 

Sie wollen nämlich weiterhin nicht allein nach Markt -
und Kapitalgrundsätzen vermieten, sondern nach ge-
meinnützigen. Aber wenn Sie ihnen die Steuerbefrei-
ung wegnehmen, dann werden sie das nicht mehr 
tun. 

Was sind die Folgen? Wer wird in Zukunft den 
schwächeren Mietern, wer wird denn den Arbeitslo-
sen — wir waren doch in Köln; wir waren doch in 
Hamburg; wir haben doch dort mit den Mietern gere-
det —, wer wird der alleinerziehenden Frau, wer wird 
dem alten Rentnerpaar, das eine geringe Rente hat, 
wer wird den Behinderten, wer wird denen in Zukunft 
eine Wohnung geben? 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wem gehören 
denn die Wohnungen, Herr Conradi?) 

Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft, Herr 
Dr. Kansy, hat ja nicht nur einen Beitrag zur Woh-
nungsversorgung geleistet; sie hat einen Beitrag zum 
sozialen Frieden in dieser Republik geleistet. 

(Beifall bei der SPD) 
Dieser Beitrag ist gerade jetzt in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten notwendig. Denn wenn die zweieinhalb 
Millionen Arbeitslosen — und es werden ja wahr-
scheinlich mehr — zukünftig nicht nur ihren Arbeits-
platz, sondern auch ihre Wohnung verlieren, dann 
wird der soziale Friede in dieser Republik beschä-
digt. 

(Beifall bei der SPD - Dr. -Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Sie verlieren doch nicht ihre Gemein-
nützigkeit, indem sie steuerpflichtig wer-

den!) 
Sie räumen hier mit einem Prinzip rücksichtslos auf, 

das nach dem verlorenen Krieg in allen Parteien un-
umstritten war. Damals waren alle der Auffassung, die 
Wohnung sei nicht eine Ware, die beliebig zu wech-
seln und zu veräußern ist, sondern die Wohnung sei 
der Lebensmittelpunkt der Menschen und Woh-
nungspolitik sei auch Politik für Lebenskultur. Für Sie 
gibt es diesen Begriff nicht mehr. Die Möglichkeit des 
sozial sicheren, des nicht allein an Kapitalinteressen 
orientierten Wohnens soll verschwinden. 

Sie zerschlagen die große Tradition der deutschen 
Baugenossenschaften. Nur noch die Vermietungsge-
nossenschaften sollen steuerfrei bleiben. 

(Grünbeck [FDP]: Sie machen heute ein 
Stück Unkultur!) 

Die Vermietungsgenossenschaften werden nach der 
Regelung, die Sie beschließen werden — das ist zu 
befürchten —, ihre Wohnungen ebenfalls privatisie-
ren. Die bauenden Genossenschaften werden ge-
nauso steuerpflichtig werden wie andere Unterneh-
men. Wer sich an die reformerischen Beiträge erin-
nert, die die deutschen Baugenossenschaften vor al-
lem in der Weimarer Zeit zur Wohnkultur und zur 
Lebenskultur geleistet haben, der sieht mit Schrek-

ken, daß hier auch ein Stück lebendiger deutscher 
Bau- und Sozialgeschichte ausradiert werden soll. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Was ändert sich 
denn, Herr Conradi? Damals gab es doch 

noch keine Steuerfreiheit!) 
Aber der Bundeskanzler baut in Berlin ein Ge-
schichtsmuseum. Dort können unsere Enkel dann se-
hen, was Wohnungsgemeinnützigkeit einmal war. 

Wir Sozialdemokraten werden bis zum Schluß ge-
gen Ihre Absicht Sturm laufen, die Wohnungsgemein-
nützigkeit abzuschaffen. Wir wollen nicht die Ab-
schaffung, sondern wir wollen die Stärkung, die Re-
form, die Weiterentwicklung der Wohnungsgemein-
nützigkeit, nicht wegen des abstrakten Prinzips, son-
dern wegen der Menschen, die dort wohnen, und 
wegen der Millionen anderer Mieter, die auch etwas 
davon haben, daß es am Wohnungsmarkt bis heute 
einen Bereich gibt, wo nicht allein das Geld bestimmt, 
was Sache ist. Ihnen geht es nur ums Geld, um nichts 
anderes. Bei Ihnen zählt allein, was gezahlt wird, auch 
in der Wohnungspolitik. Uns geht es um die Men-
schen. Denen wollen wir erhalten, was aus Mitteln der 
Gemeinschaft an gemeinnützigen, sozial verpflichte-
ten Wohnungen geschaffen worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schulhoff. 

Schulhoff (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Die Opposition hat 
heute wieder einmal gezeigt, nach welchem Strick-
muster sie hier vorgeht. Anstatt mit sachlichen Argu-
menten zu kommen, appelliert sie nur an die Neid- und Angstgefühle der Menschen, mal mehr, mal we-
niger, 

(Zuruf von der SPD: Ach du meine Güte! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

hier wieder an die Angstgefühle der Menschen. 
Gerade Sie, Herr Jahn, hätten doch schweigen sol-

len. Ich erinnere an die Jahre 1982 und 1983: Was 
haben Sie da gesagt? Sie haben damals einen beson-
deren Beinamen bekommen, den ich hier aber nicht 
nennen kann, sonst müßte die Frau Präsidentin mich 
rügen. Was alles haben Sie prophezeit, auch in Ham-
burg? Sie haben an die Wand gemalt: Mietsteigerun-
gen um 30 %! Was ist letztlich eingetreten? Wir haben 
in den letzten Jahren die geringsten Mietsteigerun-
gen, seitdem es eine Mietenstatistik gibt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU - Abg. Jahn 
[Marburg] [SPD] meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 
— Lassen Sie mich diesen Punkt erst einmal behan-
deln; Sie können gleich fragen. — Sie haben eben 
auch den Bereich der Ballungsräume angesprochen. 
Ich kann mich erinnern, daß wir gerade in München, 
einem Ballungsraum, eine Mietsteigerung von nur ei-
nem Prozent haben. — So, bitte schön, aber das wird 
mir von der Zeit nicht abgezogen? 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, auf keinen Fall. 
— Herr Abgeordneter Jahn, Ihre Zwischenfrage, bitte 
schön. 
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Jahn (Marburg) (SPD): Herr Kollege Schulhoff, erin-
nern Sie sich noch daran, daß dieser Bundeswoh-
nungsbauminister hier versprochen hat, daß die Mie-
ten auf Grund Ihres Mieterhöhungsgesetzes nicht 
mehr als die Lebenshaltungskosten steigen werden? 
Wollen Sie nun endlich einmal zur Kenntnis nehmen, 
daß seit der Abgabe dieses Versprechens von Statistik 
zu Statistik die Mieten doppelt so hoch gestiegen sind 
wie die Lebenshaltungskosten? Alles, was Ihnen zu-
gute gekommen ist, ist lediglich die Tatsache, daß Sie 
zeitweise geringe Lebenshaltungskostensteigerun-
gen gehabt haben. 

Schulhoff (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, das ist 
doch wieder die bekannte übliche Polemik. Ich habe 
Ihnen eben doch deutlich gesagt, daß wir in der Bun-
desrepublik noch nie so geringe Mietsteigerungen 
gehabt haben wie zur heutigen Zeit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage, Herr Kollege Schulhoff? 

Schulhoff (CDU/CSU): Bitte schön. 

Jahn (Marburg) (SPD): Haben Sie sich einmal mit 
der Frage befaßt, Herr Kollege Schulhoff, wie stark bei 
Durchschnittsverdienern und bei Menschen, die noch 
weniger haben, der Anteil an Belastung für Miete in 
den letzten Jahren gestiegen ist, nämlich teilweise auf 
über 30, 35 und mehr Prozent? 

Schulhoff (CDU/CSU): Ich habe mich, Herr Kollege 
Jahn, damit befaßt und kann hier deutlich sagen, daß 
die Belastung heute geringer ist als zu Ihrer Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Müntefering 
[SPD]: Sie haben doch keine Ahnung! — 
Jahn [Marburg] [SPD]: Das ist doch falsch! -

Weitere Zurufe von der SPD) 
Auch Sie, Herr Kollege Conradi, haben bei Ihrem 

Rundumschlag die Katze aus dem Sack gelassen. Ih-
nen ging es hier nicht um die Gemeinnützigkeit, son-
dern Ihnen ging es leider um billige Polemik, wobei 
Sie hier auch den Finanzminister in schändlicher Form 
diffamiert haben. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Schulhoff, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Grünbeck? 

Schulhoff (CDU/CSU): Bitte schön. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Schulhoff, würden 
Sie mir zustimmen, daß die Lebenshaltungskosten auf 
Grund der Stabilitätspolitik der Bundesregierung 
wirklich nur um 0, 7 % und die Mieten dadurch nur um 
1, 8 % gestiegen sind und daß die Mietsteigerungsrate 
vorwiegend daraus besteht, daß der Wohnraum selbst 
um etwa 30 % in der Fläche zugenommen hat? 

Schulhoff (CDU/CSU): Natürlich. Ich stimme Ihnen 
gern zu. Ich wundere mich nur, daß Herr Jahn das 
nicht weiß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich bitte noch einige finanzpolitische 
Aspekte hinzufügen. Finanzhilfen und Steuervergün-
stigungen müssen ständig daraufhin überprüft wer-
den, ob die mit der Subventionierung verfolgten Ziele 
überhaupt noch bestehen. Dies ist nicht nur ein Gebot 
verantwortungsbewußter Haushaltsführung, sondern 
gleichzeitig eine ordnungs-, Wachstums- und finanz-
politische Daueraufgabe. Ich gebe zu: zweifellos 
keine einfache Aufgabe. 

So waren auch die Erfolge in der Vergangenheit nur 
mäßig. Obwohl man seit Jahren aus allen Bereichen 
der Bevölkerung den Ruf nach Subventionsabbau 
hört, wird es sehr still, wenn man sich selbst betroffen 
fühlt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Deshalb hat es jede Regierung auf diesem Gebiet sehr 
schwer; denn es ist immer leichter, etwas zu geben, als 
etwas zu nehmen, insbesondere wenn man sich längst 
an die Wohltaten gewöhnt hat. Um Privilegien handelt 
es sich nämlich immer nur bei den anderen. Wir sehen 
das zur Zeit bei der Diskussion um die Steuerreform. 
Dabei tragen Sie auch einen großen Teil zur Verunsi-
cherung bei. 

(Lachen bei der SPD - Conradi [SPD]: Herr 
Strauß und Herr Späth helfen uns!) 

Aber bei der Diskussion über den Subventionsab-
bau vergißt man leider auch allzuoft, daß der Abbau 
von Subventionen auch unter dem Gesichtspunkt der 
steuerlichen Gleichbehandlung gleichgerichteter 
Tätigkeiten, und zwar aus wettbewerbspolitischen 
und verfassungsrechtlichen Gründen, zu erfolgen hat. 
Letztlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
das auch eine Frage der Steuergerechtigkeit. 

Wenn man jetzt diese Kriterien zur Beurteilung der 
Steuervergünstigung für gemeinnützige Wohnungs-
und Siedlungsunternehmen sowie für Organe der 
staatlichen Wohnungspolitik heranzieht, drängt sich 
die Frage auf, ob die mit der Steuerfreiheit verfolgten 
Ziele nicht längst erreicht sind und ob nicht gerade 
durch Beibehaltung der Subventionen der Wettbe-
werb mit anderen Unternehmen verfälscht wird. 

(Müntefering [SPD]: Bei wem drängt sich das 
auf?) 

Dabei wird die Frage der Mißwirtschaft und der Ver-
schleuderung von Milliarden an Steuergeldern durch 
die verantwortlichen Funktionäre der Neuen Heimat 
außer acht gelassen. Gerade zu Herrn Jahn drängt 
sich mir dabei die Frage auf: Wo war er zu dieser Zeit 
als oberster Mieterschützer in unserer Republik? 

Die große Aufbauleistung — darauf hat Kollege 
Grünbeck zu Recht hingewiesen — der Mehrzahl der 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen soll nicht 
durch das unternehmerische Fehlverhalten einiger 
weniger geschmälert werden. Darum geht es auch 
nicht. Denn die Diskussion über den Abbau der 
Steuervergünstigungen setzte schon vor dem Neue-
Heimat-Skandal ein. Wir wurden eben darauf hinge-
wiesen, daß es die Hofbauer-Kommission gibt, die das 
Gutachten erstellt hat — eine unabhängige Kommis-
sion, Herr Conradi. Ich brauche nicht im einzelnen auf 
deren Ergebnisse einzugehen. Wir haben das ge-
hört. 
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Schulhoff 
Durch die Befreiung von Steuern sollte ursprünglich 

die Investitionstätigkeit der gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen gestärkt und ein Anreiz geschaf-
fen werden, preiswerten Wohnraum für breite Schich-
ten der Bevölkerung zur Verfügung zu stellen. 

(Conradi [SPD]: Richtig!) 
Die entspannte Lage auf dem Wohnungsmarkt zeigt 
jedoch, daß diese Ziele weitgehend erreicht sind. 

(Conradi [SPD]: 11 000 Wohnungslose in 
Köln!) 

Wir brauchen uns darüber nicht gegenseitig aufzuklä-
ren. Jeder weiß doch, was auf dem Markt ist. Ich gebe 
zu, daß es in einigen Bereichen noch Engpässe gibt. 
Aber das rechtfertigt doch nicht insgesamt die Beibe-
haltung der Steuerfreiheit. 

Hinzu kommt, daß die Mieter bereits durch den 
Mieterschutz, die Mietpreisbegrenzung für Sozial-
wohnungen sowie durch das Wohngeld vor wirt-
schaftlich unzumutbaren Belastungen geschützt sind. 
Einer zusätzlichen Fördermaßnahme in Form einer 
Steuerbefreiung für gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen bedarf es meiner Ansicht nach nicht mehr. 

(Müntefering [SPD]: Sie werfen alles durch-
einander!) 

Ist also die Steuerbefreiung sachlich nicht mehr ge-
rechtfertigt, so muß die aufgehoben werden. Eine 
Ausnahme sollte — wie von der unabhängigen Sach-
verständigenkommission vorgeschlagen — für Woh-
nungsbaugenossenschaften und -vereine vorgesehen 
werden, die sich darauf beschränken, Wohnungen zur 
Vermietung an ihre Mitglieder zu errichten. Eine 
Steuerbefreiung für Wohnungsbaugenossenschaften 
und -vereine ist deshalb gerechtfertigt, weil es sich bei 
ihnen um reine Selbsthilfeeinrichtungen handelt. 

(Müntefering [SPD]: Wie sich Schulhoff 
Wohnungsbaugenossenschaften vorstellt!) 

Entsprechend den genossenschaftsrechtlichen För-
dergedanken nimmt die Genossenschaft eine wirt-
schaftliche Hilfsfunktion für ihre Mitglieder wahr. Da 
der Nutzungswert der Wohnung im eigenen Haus 
nicht mehr zu versteuern ist, wäre es nicht überzeu-
gend, nur deshalb eine Steuer auf das Einkommen zu 
erheben, weil sich mehrere Interessenten zu einer 
Wohnungsgenossenschaft zusammenschließen. Was 
jetzt vorgeschlagen wird, ist meiner Ansicht nach 
auch steuersystematisch der richtige Weg. 

Die Hofbauer-Kommission hat aber auch vorge-
schlagen — wir haben das eben gehört —, die stillen 
Reserven zu besteuern. In diesem Punkt kann ich, 
können meine Freunde und konnte Herr Kansy dem 
Entwurf nicht folgen. Vielmehr haben wir immer vor-
geschlagen — wir haben heute zum Glück von dem 
Herrn Minister gehört, daß 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie haben sich 
versprochen, Herr Kollege! Die Hofbauer-
Kommission hat das nicht vorgeschlagen!) 

— Teilwert! Ja, ich bitte um Entschuldigung. Die Hof-
bauer-Kommission hat vorgeschlagen, den Teilwert 
heranzuziehen, und dem ist die Regierung nicht ge-
folgt. Aber ich höre gerade von Herrn Schneider, daß 
sie dem folgen und die Teilwerte anrechnen wird. Ich 

glaube, hier haben wir eine gute Möglichkeit, auch 
gemeinsam den Weg weiterzugehen; denn damit ist 
ein ganz wichtiger Kritikpunkt weggefallen. Ich 
danke auch Herrn Kansy, daß er immer so vehement 
dafür eingetreten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, zusam-

menfassend möchte ich sagen: Die Abschaffung der 
Steuerbefreiung ist aus sachlichen und aus ordnungs-
politischen Gründen gerechtfertigt und sogar gebo-
ten. Sie trägt zu mehr Steuergerechtigkeit bei, und 
kein Mieter braucht Angst zu haben. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. Das Wort nach § 30 
der Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Misch-
nick. 

Mischnick (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Der Abgeordnete 
Conradi hat hier gesagt, der Abgeordnete Graf 
Lambsdorff habe Flick steuerbefreit und anschließend 
dafür kassiert. 

(Conradi [SPD]: Nein, das habe ich nicht 
gesagt!) 

Ich weise diese unverschämte Behauptung zurück. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Für mich ist ein Abgeordneter, der Kollegen so diffa-
miert, kein Kollege mehr. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU -
Conradi [SPD]: Ich bitte ebenfalls nach § 30 

der Geschäftsordnung um das Wort!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, nach demselben Paragraphen, nach § 30 der Ge-
schäftsordnung, hat Herr Abgeordneter Conradi das 
Wort. 

Conradi (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich habe das sorgfältig formuliert. Wir können 
es im Protokoll nachlesen. Ich habe gesagt: „So wie er 
als Bundeswirtschaftsminister von Flick Geld in Emp-
fang nahm, als er über eine Steuerbefreiung für Flick 
zu entscheiden hatte." — Dieser Sachverhalt ist bisher 
von niemandem bestritten worden, und er entspricht 
auch den Tatsachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist genau das 
gleiche! - Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist 
noch schlimmer! — Mischnick [FDP]: Noch 

schäbiger!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, wir haben noch den Antrag der Fraktion der SPD 
zu überweisen. Der Vorschlag liegt Ihnen mit der Ta-
gesordnung vor. Gibt es dagegen Widerspruch? — 
Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen jetzt noch einmal auf den Tagesord-
nungspunkt 8 zurück, zu dem Vertragsgesetz mit der 
Republik Griechenland, Drucksachen 11/1611 und 
11/1951, das sich auf das auf vertragliche Schuldver-
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Vizepräsident Frau Renger 
hältnisse anzuwendende Recht bezieht, weil hierüber 
noch nicht abgestimmt worden ist. *) Der Ausschuß 
empfiehlt einstimmig — bei einer Stimmenthaltung 
aus der Fraktion DIE GRÜNEN —, den Gesetzentwurf 
anzunehmen. 

Ich rufe jetzt den Gesetzentwurf mit seinen Arti-
keln 1 bis 3, Einleitung und Überschrift, auf. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Die Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen so angenom-
men! 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 23 auf: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Vollmer, Frau Olms und der Fraktion DIE 
GRÜNEN Übernahme des Berliner Document 
Centers für NS-Akten durch die Bundesrepu-
blik Deutschland 
- Drucksache 11/1926 -
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß 

Im Ältestenrat sind für die Beratung bis zu zehn 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — Das 
ist so beschlossen, weil dagegen kein Widerspruch 
erhoben wird. 

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Meine Damen und Herren! 
Erst in diesen Wochen, 55 Jahre nach der Machtüber-
gabe an das nationalsozialistische Regime in Deutsch-
land, geriet das Berliner Document Center in die öf-
fentlichen Schlagzeilen. In Berlin-Zehlendorf befindet 
sich eine wahre Fundstätte mit über 100 Millionen 
Aktenblättern, Mitgliederkarteien der NSDAP, der 
SS, der SA, des Rasse- und Siedlungshauptamtes, ein 
Reichsärzteverzeichnis, die sogenannten Ariernach-
weise, Verfahren am berüchtigten Volksgerichtshof, 
unzählige Korrespondenzen und allerlei Ehrerbietun-
gen prominenter Künstler an die damaligen faschisti-
schen Machthaber. 

Es ist bezeichnend für den Umgang mit der jüngsten 
deutschen Geschichte, daß nicht etwa aus den Akten 
aufgespürte Täter und Komplizen des NS-Regimes 
den Aktenstaub der letzten Zeit aufwirbelten, sondern 
Schieber und Hehler, vielleicht auch eine mafiaähnli-
che Geheimorganisation, wie die „Berliner Morgen-
post" mutmaßte, aber nicht nachweisen konnte. Das 
ist deshalb bezeichnend, weil es offensichtlich leichter 
war, mit der Gewalt des Geldes Teile dieser Akten aus 
dem Document Center herauszuholen, als an die Ak-
ten heranzukommen. Bezeichnend ist das aber vor 
allem, weil das Berliner Document Center die enorme 
kollektive Verdrängungsleistung von Schuld über die 
Verbrechen des Nazi-Regimes symbolisiert. Das Do-
cument Center ist gewissermaßen ein schlummernder 
Außenzeuge, ein riesiger Entsorgungspark für die 
jüngste deutsche Geschichte. 

*) Aufruf dieses Punktes: 67. Sitzung, Seite 4602 A 

Mit Ausnahme der Originalakten über Adolf Eich-
mann wurden keine weiteren Täter und Komplizen 
des NS-Regimes aus dem reichen Aktenberge zutage 
gefördert. Än den dort lagernden „heißen Kartoffeln", 
wie der amerikanische Leiter des Archivs Simon die 
brisanten Materialien bezeichnete, hat sich bis heute 
niemand verbrennen können und auch nicht sollen. 
Daß uns, der bundesdeutschen und der internationa-
len Öffentlichkeit der Spiegel der eigenen Vergan-
genheit vorenthalten wird, daran haben viele, allzu 
viele Menschen in diesem Land, aber auch die Regie-
renden in den USA ein gemeinsames Interesse. 

Der stillschweigende und dumpfe Konsens darüber, 
die vergilbenden „heißen Kartoffeln" in den Kellern 
des Document Center einer öffentlichen und systema-
tischen Auswertung zu entziehen, beruht zum einen 
darauf, nach dem Kriege nicht diejenigen mit ihrer 
eigenen Vergangenheit zu kompromitieren, die in 
Politik und Wirtschaftsunternehmen führende Positio-
nen besetzt hatten. Denn „brächte man ihre Namen in 
Verbindung mit ihren Aktivitäten" in der NS-Zeit „so 
würden sie und die deutsche Regierung in Schwierig-
keiten kommen", wie der Leiter des Document Center 
in einer BBC-Sendung vor zehn Jahren freimütig be-
kannte. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Penner? 

Frau Olms (GRÜNE): Ja. 

Dr. Penner (SPD): Frau Kollegin, würden Sie bitte 
zur Kenntnis nehmen, daß es seit Gründung der Zen-
tralstelle zur Verfolgung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen im Jahre 1958 überhaupt keine 
Schwierigkeiten für die Mitarbeiter dieser Dienst-
stelle gegeben hat, die Dokumente des Document 
Center auszuwerten? 

Frau Olms (GRÜNE): Herr Kollege, ich habe mit 
sehr vielen Wissenschaftlern gesprochen, die versucht 
haben, an bestimmte Akten heranzukommen, und de-
nen es sehr schwer gemacht wurde. Ich kann hier 
auch einige Namen nennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Hirsch 
[FDP]: Können wir die Namen mal hören, 

Frau Kollegin?) 
Ich möchte jetzt fortfahren. Diese genannten 

Schwierigkeiten liegen in der Historie der Bundesre-
publik Deutschland begründet: Auf der einen Seite 
markiert dieser Staat einen Bruch gegenüber dem 
Faschismus, auf der anderen Seite aber auch eine 
Kontinuität, denn wir wissen, daß viele Beamte aus 
dem NS-Regime, viele Unternehmer und eine Reihe 
von Politikern, also die Globkes, Lübkes und Filbin-
gers dies symbolisierten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Hirsch? 

Frau Olms (GRÜNE): Ja. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Kollegin, da Sie uns eben 
erfreulicherweise angeboten haben, daß Sie uns die 
Namen der Wissenschaftler nennen wollen, die nach 
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Ihren Informationen enorme Schwierigkeiten gehabt 
haben, an die Unterlagen zu kommen, möchte ich Sie 
bitten, uns liebenswürdigerweise zu sagen, um wen es 
sich dabei handelt. 

Frau Olms (GRÜNE): Ja. Ein Name ist Götz Ali, ein 
Historiker aus Berlin. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Hirsch 
[FDP]: Sie sagten „mehrere"! Können Sie 

noch welche nennen?) 
— Ich habe die Namen jetzt nicht parat, aber ich kann 
Sie Ihnen nachreichen. Einen Namen habe ich ja ge-
nannt. 

Die jahrzehntelange deutsch-amerikansiche Kom-
plizenschaft in Sachen Document Center gründet sich 
zweitens auf die neue kollektive Nachkriegsidentität 
der westlichen Wertegemeinschaft, gekoppelt mit ei-
ner kollektiven Projektion von Schuld in Gestalt des 
alten und neuen Antikommunismus: Wirtschaftswun-
der und Kalter Krieg räumten die tatsächliche Ausein-
andersetzungen mit der jüngsten Geschichte beiseite. 
Wen wundert es da, daß die damalige Bundesregie-
rung und die USA vor genau 30 Jahren vereinbarten, 
eine kritische Durchleuchtung der Vergangenheit 
zeitgenössischer Politiker, Unternehmer oder Künst-
ler auszuschließen, daß nur Behörden und Gerichte 
Zugang zum Document Center hatten, „sofern ein 
rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird", so 
Hans-Jürgen Wischnewski am 2. März 1978? So lie-
ßen sich leichter Rentenansprüche von ehemaligen 
Mitgliedern der NSDAP oder der SS ermitteln, als daß 
noch lebendige Persönlichkeiten mit ihrer Vergan-
genheit kompromittiert würden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Nach 1967 wollten sich die USA des Document Cen-

ters entledigen, aber die bundesdeutschen Regierun-
gen wollten nicht. Warum nicht, das enthüllten die 
SPD-Politiker Brandt und Dr. Vogel in erstaunenswer-
ter Offenheit. Als die britische BBC vor zehn Jahren 
eine Sendung über das Document Center ausstrahlte 
und zu dem Schluß kam, daß ein Teil von Kriegsver-
brechern im westdeutschen Nachkriegsstaat bis dato 
in ihren gesellschaftlichen Positionen unbehelligt ge-
blieben sind, und als daraufhin der ehemalige SPD-
Abgeordnete Karl-Heinz Hansen endlich den freien 
Zugang zu den Aktenbergen im Document Center for-
derte, trat der damalige SPD-Parteivorsitzende Willy 
Brandt auf die Bremse: 

Wir wären von allen guten Geistern verlassen, 
wenn wir jetzt anfangen würden, das, was vor 
35 Jahren ein gewisses Ende gehabt hat, noch 
mal aufrollen zu wollen. 

Herr Vogel wollte damals den Behauptungen der 
BBC-Sendung „in sachlicher Form entgegentreten", 
und zwar „schon wegen der verheerenden internatio-
nalen Wirkungen, von den nationalen ganz zu schwei-
gen", wie er von seinem ehemaligen Fraktionskolle-
gen Hansen zitiert wird. 

So werden die Opfer des Faschismus, vor allem die 
über 6 Millionen europäischen Juden, zu nochmali-
gen Opfern gemacht: zunächst in den Vernichtungs-
lagern des NS-Regimes, dann als Opfer der westdeut-
schen Staatsraison, wobei die internationale Reputier-

lichkeit und der nationale Konsens des „Schwamm 
drüber" allemal wichtiger waren als die gesellschaft-
liche Auseinandersetzung und Durcharbeitung der 
Schuld. 

Durch die jüngsten Enthüllungen in der „Berliner 
Morgenpost" wissen wir, daß das Berliner Document 
Center ganz bewußt nie einer wissenschaftlichen sy-
stematischen Auswertung aller Unterlagen zugäng-
lich gemacht wurde. Dafür haben sich andere dubiose 
Gestalten, Kaufleute und Schieber, vielleicht sogar 
eine Geheimorganisation, mit ein bißchen Geld bedie-
nen können. Ein Londener Militaria-Händler aus der 
rechtsradikalen Szene bietet Orginalpapiere aus dem 
militärisch gut bewachten Document Center an. Deut-
sche Faschisten wie der Verleger Dr. Frey versuchten 
über den britischen Historiker David Irving und an-
dere Personen, Unterlagen aus den Archiven des Do-
cument Center über bekannte Politiker dieses Landes 
zu beschaffen, um damit gegebenenfalls zu erpres-
sen. 

Was alles aus diesen Archiven verschwunden ist, 
ließe sich jedoch rasch aufklären. Denn nach den Ver-
sicherungen des amerikanischen Außenministers 
Shultz und des US-Gesandten Gilmore sind alle ge-
stohlenen Akten bereits auf Mikrofilm gespeichert. 
Wenn dem so ist, dann ließe sich rekonstruieren, also 
exakt feststellen, welche Akten gestohlen und ver-
schoben wurden und ob sich darunter tatsächlich 
auch politisch höchst brisantes Material befindet. In 
diesem Zusammenhang ist es ein Skandal, daß die 
Staatsanwaltschaft nicht wegen Erpressung ermittelt. 
Denn das Volumen der Akten deutet in der Tat auf ein 
groß angelegtes Unternehmen, wie das ja unter ande-
rem auch der stellvertretende US-Chefankläger im 
Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozeß, Kempner, 
vermutet. 

Ich frage mich, warum nun auf einmal, nachdem die 
„Berliner Morgenpost" die Debatte um das Berliner 
Document Center angeschubst hatte, die Bundesre-
gierung als Reaktion darauf prompt antwortete, man 
sei sich mit den amerikanischen Stellen über alle we-
sentlichen Fragen bei der Übergabe des Document 
Center in deutsche Hände einig. Dabei geht es nicht 
um das Gerangel um die angeblich noch nicht fertig-
gestellte Mikroverfilmung der Akten. Im Kern geht es 
um die Frage, wie das Document Center in aller Stille 
in deutsche Hand überführt werden kann, ohne daß es 
in vollem Umfang einer breiten Öffentlichkeit für For-
schungszwecke zugänglich gemacht werden muß. 

Genau dieses Problem, die Sicherheitsverwahrung 
brisanter Akten zu gewährleisten, damit die Sicher-
heitsverwahrung für diejenigen erspart bleibt, die sie 
verdient hätten — so sinngemäß Karl-Heinz Han-
sen —, scheint nunmehr gelöst. Eine zentrale Rolle 
kommt dabei dem neuen Bundesarchivgesetz zu, das 
der notwendigen Transparenz bei der öffentlichen 
Zugänglichmachung der Akten aus dem Document 
Center Einhalt gebietet. Allzu Neugierige werden 
durch folgende Passage aus diesem Gesetz abge-
schirmt: 

Die Benutzung ist nicht zulässig, soweit Grund 
zur Annahme besteht, daß das Wohl der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder ge-
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fährdet würde oder schutzwürdige Belange Drit-
ter entgegenstehen.. . 

Außerdem wird der Bundesinnenminister im Einver-
nehmen mit dem Bundesverteidigungsminister er-
mächtigt, eine Benutzungsverordnung zu erlassen, 
die eine weitere Restriktion des freien Zugangs be-
deuten würde. 

Für uns ist solch eine klammheimliche Entsorgung 
der jüngsten deutschen Geschichte nicht hinnehmbar. 
Die Übergabe des Berlin Document Center an deut-
sche Stellen, die wir befürworten, muß endlich, 
43 Jahre nach dem Krieg, eine lückenlose Aufklärung 
über die NS-Gewaltherrschaft und die begangenen 
Verbrechen ermöglichen. Da darf es keine Einschrän-
kungen und keine Tabus geben. Das ist das mindeste, 
was wir den Opfern des Naziterrors schuldig sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Neumann (Bremen). 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist schon eine erstaun-
liche Leistung, wie es Ihnen gelingt, Frau Kollegin 
Olms, innerhalb von zehn Minuten so viele wahrheits-
widrige Dinge hier vom Podium aus zu verkünden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 
Ich hoffe nur, Sie haben sich das nicht selbst erarbei-
tet, sondern es sich aufschreiben lassen. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Leider wahr!) 
Das, was Sie hier vorgetragen haben — ich werde das 
an einzelnen Dingen beweisen —, stimmt hinten und 
vorne nicht. 

Es ist sicherlich unbestritten, daß die 27 Millionen 
Akten aus der NS-Zeit, die seit dem Kriege im Docu-
ment Center in Berlin unter Obhut der Amerikaner 
verwaltet werden, ein umfangreiches zusätzliches hi-
storisch wertvolles Quellenmaterial darstellen, das 
der weiteren Erforschung der Nazi-Zeit dient und die-
nen kann. 

Es ist auch eindeutig, daß dieses Material deutsches 
Archivgut im Sinne von § 2 Abs. 8 Bundesarchivge-
setz ist und normalerweise unter die deutsche Obhut 
gehört. Deshalb fordert die CDU/CSU-Fraktion seit 
vielen Jahren, daß die Übergabe dieser Unterlagen 
von den Amerikanern an die deutschen Stellen er-
folgt. Die Diskussion darüber ist alt und lang. Ich habe 
mir mal die Mühe gemacht, nachzuforschen und 
nachzufragen, warum, mit welchen Motiven, es je-
weils zu keiner Übergabe kam. 

Das geht los im Jahre 1967. Da kamen Viermächte-
verhandlungen dazwischen, die das störten. Dann 
kündigte 1979 der damalige Innenminister Baum an, 
die Übergabe werde 1981 vollzogen. Die USA weiger-
ten sich dann wieder. Es gelang auch nicht. Dann gab 
es eine Diskussion 1979/80. Es wurde sogar ein Ent-
wurf eines Abkommens für die Übergabe vorgelegt, 
welcher heute im übrigen noch Gegenstand der Dis-
kussion ist. Dann kamen finanzielle Argumente 
— wer soll die Kopien bezahlen? — dazu, mit dem 
Ergebnis, daß wir das Material heute immer noch 
nicht unter deutscher Obhut haben. Gott sei Dank 

sieht es aber nach dem neuesten Stand so aus, als 
könne dies bald passieren. 

Es ist geklärt, daß die Amerikaner wohl dazu bereit 
sind, diese Unterlagen zu übergeben. Sie behalten 
sich vor, von allen diesen Dokumenten, Kopien, Mi-
krofilme, zu behalten. Das Material ist bisher zu etwa 
60% verfilmt; 40% stehen noch aus. Die Finanzie-
rungsfrage ist geklärt. Das übernimmt die Bundesre-
publik. Normalerweise könnte es jetzt losgehen. Die 
Verfilmung dauert aber angeblich noch weitere drei 
bis vier Jahre, so daß man realistisch davon ausgehen 
könnte, daß im Jahre 1992/93 die endgültige Über-
gabe erfolgt. Ich hoffe, daß das Argument der Ameri-
kaner, man wolle sich mit den anderen Alliierten kon-
sultieren, nicht ein Vorwand ist, dies erneut zu verzö-
gern. 

Aus all dem geht, wenn man sich damit befaßt, Frau 
Kollegin Olms, hervor, daß, so sehr diese Verzögerung 
zu bedauern ist, sie keiner der bisherigen Bundesre-
gierungen anzulasten ist und deshalb auch für partei-
politische Zwecke nicht verwertbar ist. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Sehr wahr!) 
Die Vorwürfe, die Bundesregierungen — da waren ja 
mehrere beteiligt — seien an den Unterlagen aus dem 
amerikanischen Document Center über NSDAP-Mit-
glieder nicht interessiert und wollten, wie Sie auch 
gesagt haben, womöglich Personen des öffentlichen 
Lebens decken, die ehemalige Nazis waren, sind 
schon allein deshalb abwegig. 

Dieser Vorwurf ist auch aus einem anderen Grunde 
abwegig. Entgegen dem, was Sie gesagt haben — und 
ich komme gleich auf den entsprechenden Professor, 
den Sie genannt haben; da haben Sie den falschen 
gegriffen —, ist dieses Document Center seit Jahren 
für Wissenschaft und Forschung sowie behördliche 
Zwecke fast uneingeschränkt zugänglich. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Behördliche Zwecke, 
ja!) 

Die Genehmigung für die ausländischen Bürger er-
folgt durch die US-Seite. Es ist bekannt, daß das seit 
Jahren völlig problemlos erfolgt. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Ja!) 
Insbesondere was die Amerikaner betrifft, ist es so, 
daß die Experten aus dem Simon-Wiesenthal-Center 
in Los Angeles, die daran natürlich interessiert sind, 
uneingeschränkten Zugang haben. In West-Berlin er-
folgt die Genehmigung durch den Innensenator. Was 
die Mehrheit der interessierten deutschen Nutzer be-
trifft, erfolgt die Genehmigung auf Empfehlung des 
Bundesarchivs. 

Hier hat es — das ist nachweisbar — bei all den 
Begehren deutscher Wissenschaftler und Forscher, 
bei all den Begehren von deutscher Seite, Zugang zu 
bekommen, nie ernsthaft einen Problemfall gegeben, 
so daß praktisch immer auf Anforderung der Zugang 
genehmigt wurde. Allein im letzten Jahr, im Jahre 
1987, sind 140 Wissenschaftler als Nutzer in Docu-
ment Center in Berlin gewesen. 

Auch für die strafrechtliche Verfolgung — das 
klang ja bei Ihnen auch an —, für die Verfolgung straf-
rechtlich relevanter Momente ist das Document Cen-
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ter uneingeschränkt zugänglich. Herr Penner hat das 
durch eine Zwischenfrage angemerkt. Die Zentral-
stelle zur Erfassung nationalsozialistischer Verbre-
chen in Ludwigsburg hat seit Jahren uneingeschränk-
ten Zugang und hat das Material durchforstet. Die 
Äußerungen des jetzigen Leitenden Oberstaatsan-
walts gehen dahin, daß für Ludwigsburg, weil alles 
durchgesehen worden ist, nichts mehr drin ist. In den 
60er Jahren sind dort im Document Center reihen-
weise Gruppen von Staatsanwälten aus der Bundesre-
publik gewesen und haben die Akten durchgese-
hen. 

Der Kollege Hirsch hat gesagt, Sie mögen einmal 
jemanden nennen, der Schwierigkeiten gehabt hat. 
Da nannten Sie in Ihrer Argumentationsnot — deswe-
gen nehme ich an, daß Sie sich das nicht selbst erar-
beitet haben, sondern haben aufschreiben lassen — 
einen Ihnen sehr nahestehenden Professor namens 
Götz Ali. Ich entnehme der „taz", die ja nicht der CDU 
nahesteht, vom 17. Februar 1988 unter der Überschrift 
„Der Zugang spielt nur am Rande eine Rolle" ein Zitat 
dieses Götz Ali, den Sie hier als Kronzeugen genannt 
haben. Er sagt: 

Die Schwierigkeiten des Zugangs des Berliner 
Document Center spielen nur am Rande eine 
Rolle. Das Problem ist: Es wird viel zu wenig ge-
nutzt, und das liegt auch an der Faulheit der 
Historiker. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Hört! Hört!) 
Meine Damen und Herren, hier wird vor der deut-

schen Öffentlichkeit unter Hinweis auf einen solchen 
Professor ein Eindruck erweckt, der sich schon im 
Ansatz als falsch erweist. Sie sollten sich schämen, 
hier vor der Öffentlichkeit solche Darstellungen zu 
geben! 

(Dr. Hirsch [FDP]: Unglaublich! Typisch!) 
Das Fazit: Die von Ihnen vielfach — auch jetzt — 

erzeugte geheimnisumwitterte Legende, die bisheri-
gen Zugangsregelungen hätten das Aufdecken von 
Verstrickungen führender Persönlichkeiten des heuti-
gen öffentlichen Lebens oder gar von Straftaten un-
möglich gemacht, ist unzutreffend. Die nach einer 
Übernahme des Document Center in deutsche Obhut 
geltenden Kriterien des Bundesarchivgesetzes wer-
den ja heute praktisch schon angewandt. 

(Dr. Hirsch [FDP]: So ist es!) 
Trotzdem sollte, so finden wir, die Übernahme des 

Document Center vorangetrieben werden. Die kürzli-
chen Schlagzeilen über den Diebstahl von angeblich 
mehreren 10 000 Originaldokumenten aus dem DC 
machen deutlich, was möglich ist, wenn solch wertvol-
les Archivgut nicht professionell, sondern unzurei-
chend betreut wird. Deutschen Stellen hierbei einen 
Vorwurf zu machen, ist nun wirklich völlig abwegig. 
Es ist nachweisbar, daß immer dann, wenn Verdachts-
momente aufkamen — und die kamen in der Regel 
beim Bundesarchiv auf —, dies sofort dem Innenmini-
sterium gemeldet wurde, das das ans Außenministe-
rium weiterleitete, was wiederum dazu führte, daß 
über die Amerikaner die Staatsanwaltschaften in Ber-
lin eingeschaltet wurden. Das ist nachweisbar. Da gibt 
es also überhaupt keine Vorwürfe, die den Vertretern 

der bundesdeutschen Behörden und der Bundesregie-
rung zu machen wären. 

Auch ich finde diesen Diebstahl schlimm. Im 
Grunde ist es eine Schande, daß mit dem dunkelsten 
Kapitel der deutschen Geschichte solche Geschäfte 
gemacht werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde in Berlin, 
Heinz Galinski, ist nicht ohne Grund beim amerikani-
schen Außenminister George Shultz und beim US-
Botschafter Burt vorstellig geworden. Deshalb ist eine 
rückhaltlose Aufklärung des Falles unumgänglich. 

Lassen Sie mich unsere Position, die der CDU/CSU, 
zusammenfassen. Die CDU/CSU tritt für eine alsbal-
dige Übernahme der Akten des Document Center in 
deutsche Obhut ein, damit die dort lagernden um-
fangreichen Bestände professionell archiviert werden, 
um sie für Wissenschaft und Forschung sachverstän-
dig aufzubereiten und zu erhalten. 

Es ist sinnvoll, daß die Akten weiterhin in Berlin 
bleiben. Die Zuordnung dieses Archivs zum Bundes-
verwaltungsamt ist — lassen Sie mich das im Augen-
blick als meine persönliche Meinung hinzufügen — 
unter fachlichen Gesichtspunkten mit Fragezeichen 
zu versehen. Zweifelsfrei sind es Unterlagen, die dem 
Bundesarchiv gehören, das ja bereits Tausende von 
Akten aus der NS-Zeit hat, auch die Akten, die früher 
das Document Center hatte, die nicht personenbezo-
gen waren. Wir wissen, daß dies keine sachpolitische 
Frage, sondern eine berlinpolitische Frage ist. Ich 
hoffe, daß wir, wenn der Antrag an den Innenaus-
schuß überwiesen wird, noch einmal darüber reden 
können. 

Meine Damen und Herren, für die zu übernehmen-
den Akten gelten dann selbstverständlich die Krite-
rien, die das gerade verabschiedete Bundesarchivge-
setz ausmachen, das die Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts im Hinblick auf Daten- und Personen-
schutz optimal berücksichtigt. Die Forderung der 
GRÜNEN, diese Punkte für die Akten des Document 
Center rechtswidrig außer Kraft zu setzen, ist mir un-
verständlich, insbesondere wenn man bedenkt, meine 
Damen von den GRÜNEN, daß die GRÜNEN selbst 
bei der Verfolgung von Terroristen peinlich genau 
dem Datenschutz den Vorrang geben. Die im Docu-
ment Center gespeicherten Millionen von Menschen, 
die zum Teil nicht mehr leben, waren nicht alle Nazi-
Verbrecher, sondern vielfach auch einfache Mitläufer, 
Mitglieder von NS-Zwangsorganisationen, z. B. von 
Kammern und berufsständischen Verbänden. Von 
diesen Menschen sind in diesen Akten auch zum Teil 
sehr persönliche Fakten, was Gesundheit und andere 
Dinge betrifft, enthalten. Ich darf sagen, daß diese 
Fakten in dem Falle natürlich nicht von öffentlichem 
Interesse sind und des Persönlichkeitsschutzes bedür-
fen. Wir haben überhaupt kein Interesse, der Vertu-
schung von Schuld das Wort zu reden. Aber, meine 
Damen und Herren, es gibt nicht zweierlei Recht. Das 
neue Bundesarchivgesetz trägt den wichtigen grund-
rechtlichen Maximen ausgewogen Rechnung. Des-
halb wird es auch auf die Akten des Document Center, 
die wir hoffentlich bald übernehmen, Anwendung fin-
den. 
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Neumann (Bremen) 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Antrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN begehrt in seinem ersten Absatz die Übernahme 
des Document Center in Berlin durch die Bundesrepu-
blik Deutschland. Liebe Frau Kollegin Olms, wir stim-
men diesem Teil des Antrags zu. Ich möchte mich hier 
nun nicht, wie Sie es getan haben, mit Behauptungen 
und auch mit Legenden und Mutmaßungen, die ich 
nicht beweisen kann, beschäftigen, sondern ich 
möchte mich auf Ihren Antrag beziehen. 

Das Document Center untersteht bis heute — das 
wissen wir — dem amerikanischen Außenministerium 
und wurde — ich rufe dies in Erinnerung — 1947 in 
einer ehemaligen Abhörzentrale der Gestapo in Ber-
lin-Zehlendorf eingerichtet. Es enthält — es ist wich-
tig, auch dies immer wieder zu sagen, weil man daran 
erkennen kann, wie hochinteressant und brisant die-
ses Material in der Tat ist — rund 30 Millionen Akten 
aus dem Dritten Reich, darunter etwa 60% der Perso-
nalakten der SS und der Waffen-SS. Dies allein sind 
schon insgesamt 600 000 Stück. 

Den größten Teil der Unterlagen macht mit 
10, 7 Millionen Akten die fast komplette Mitglieder-
kartei der NSDAP aus, die bei Kriegsende von ameri-
kanischen Truppen in einer Papiermühle bei Mün-
chen gefunden wurde. Außerdem gibt es zahlreiche 
andere Akten über NS-Organisationen, die hier be-
reits angesprochen wurden. Ich möchte sie wegen der 
Kürze der Zeit nicht alle noch einmal aufführen. 

Unsere Zustimmung zur Übernahme hat nicht nur 
damit etwas zu tun, daß im Februar dieses Jahres die 
ungeheuerliche Tatsache bekannt wurde, daß etwa 
80 000 Akten aus dem Dokument Center verschwun-
den sind. Unsere Zustimmung zur Übernahme hängt 
auch damit zusammen, daß durch das am 6. Januar 
1988 in Kraft getretene Bundesarchivgesetz die ge-
setzlichen Voraussetzungen zur Archivierung und Be-
nutzung von Archivgut geschaffen wurden. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sehr gut!) 
Frühere Verhandlungen zur Übernahme sind an al-

lem möglichen gescheitert — das wissen wir —, aber 
nach meiner Information nicht zuletzt auch daran, daß 
die Amerikaner darauf bestanden und bestehen, alle 
Unterlagen auf Mikrofilme zu übertragen und dieses 
Unterfangen erst abschließen wollen. Es ist nicht ab-
geschlossen, und ich möchte hier an dieser Stelle sa-
gen, daß die Bundesrepublik den USA bei einer Über-
nahme zusichern muß, daß sie auch unter deutscher 
Verwaltung des Archivguts die weitere Übernahme 
auf Mikrofilme durchführen können. Das Archiv wäre 
in der Verwaltung des Bundesarchivs endlich in ad-
äquaten Händen. Die Akten sind nach dem jetzigen 
Stand nicht durchnumeriert. Jüngere Materialien 
werden ungekennzeichnet zu älteren dazugegeben. 
Wir versprechen uns von den Grundsätzen des Bun-
desarchivs und seiner Verwaltung sowie des Bundes-
archivgesetzes hier doch auch eine wesentliche Ver-

besserung der äußeren Bedingungen, auch der Benut-
zungsbedingungen dieses Archivs. 

Eine geordnete und übersichtliche Verwaltung 
— davon bin ich überzeugt — würde auch dem skan-
dalösen Verschwinden von Akten Einhalt gebieten, 
und es könnte nach meiner Ansicht so etwas nicht 
mehr vorkommen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Neumann 
[Bremen] [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Hämmerle (SPD): Ja, bitte. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Oesterle-Schwe-
rin. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Frau Kollegin, 
kann es sein, daß die Weigerung der damaligen 
SPD-Regierung, das Document Center zu überneh-
men --

(Dr. Nobel [SPD]: Hat es noch nie gegeben, 
eine SPD-Regierung!) 

— Kann es sein, daß die Weigerung der damaligen 
SPD/FDP-Koalition, das Document Center zu über-
nehmen, auch etwas damit zu tun hat, daß in diesem 
Document Center die Akte von Helmut Schmidt gela-
gert ist? 

(Frau Traupe [SPD]: Ach Gott, langsam wird 
es langweilig! — Weitere Zurufe von der 

SPD: Oh!) 

Frau Hämmerle (SPD): Frau Kollegin, ich kann Ih-
nen nur sagen: Dem, was in der damaligen Diskus-
sion, die Sie jetzt hier aufrühren wollen, von unserer 
Seite gesagt worden ist, habe ich nichts hinzuzufü-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 
Das Verschwinden der Unterlagen aus dem Docu-

ment Center erinnerte in weiten Teilen an eine böse 
Groteske. Da aber der Umgang mit der Nazi-Vergan-
genheit nicht dazu, nämlich zu einer Groteske, ver-
kommen darf, ist die Übernahme der Akten ein rich-
tiger Weg. Sachgemäße historische Forschung darf 
nicht von Geschäftemacherei, Vertuschung und mög-
licher Erpressung abgelöst werden. 

(Unruhe) 
Das Document Center — bitte, hören Sie mir einmal 
ZU; 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die wollen nicht hö-
ren, die wollen stören!) 

das ist eine wichtige politische Aussage auch für 
Sie — muß auf eine transparente und politisch kon-
trollierbare Weise in deutsche Verwaltung überge-
hen. 

(Beifall bei der SPD) 
Daß die Bestände ganz zweifelsfrei unter das Bun-

desarchivgesetz fallen, hat der Herr Kollege Neu-
mann schon ausgeführt. Denn im Bundesarchivgesetz 
steht, daß Archivgut, Unterlagen im Sinne des Geset-
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Frau Hämmerle 
zes auch Unterlagen des Deutschen Reiches sind, was 
hier zweifellos der Fall ist. 

In einem weiteren Teil Ihres Antrags fordern Sie, 
daß die Schutzfristen des Bundesarchivgesetzes zur 
Benutzung von Archivgut für das Document Center 
nicht gelten sollen. Diesem Passus Ihres Antrags kön-
nen wir nicht folgen. Das Bundesarchivgesetz, das 
gegen Ihre Stimmen verabschiedet wurde, sieht 
Schutzfristen vor, die ich ganz kurz noch einmal in 
Erinnerung rufen möchte: Archivgut darf erst 
30 Jahre nach dem Tod des Betroffenen oder, wenn 
das Todesdatum nicht festgestellt werden kann, 
110 Jahre nach der Geburt des Betroffenen benutzt 
werden. Und jetzt, Frau Olms: Wenn diese Sperrfri-
sten, so wie ich sie jetzt noch einmal vorgelesen habe, 
zementiert so dastünden und nicht durch Sonderrege-
lungen eingeschränkt wären, dann würde ich Ihnen 
zustimmen und sofort sagen: Jawohl, man muß diese 
Fristen ändern, um das aufzuklären, was, so denke 
ich, unser gemeinsames Anliegen ist. 

Sie haben nun aber ausgeführt, daß diese Sonder-
regelungen Ihr Anliegen gerade unterlaufen. Und ich 
sage Ihnen: Die Sonderregelungen ermöglichen eine 
Nutzung der Archivunterlagen des Document Cen-
ters. Denn es steht in diesen Sonderregelungen ge-
schrieben: Bei der Benutzung für ein wissenschaftli-
ches Forschungsvorhaben oder zur Wahrnehmung 
berechtigter Belange können die Schutzfristen geän-
dert werden. Ich sage Ihnen nach Rücksprache mit 
den Experten: Sie können sogar auf Null herunterge-
bracht werden. 

(Beifall bei der SPD — Neumann [Bremen] 
[CDU/CSU]: Das ist sogar in der Mehrzahl 

der Fall!) 
Und diese Sonderregelungen — und das ist für uns 
politisch wichtig, und darum haben wir auch zuge-
stimmt; wir sind ja im gleichen Ausschuß, Sie wissen 
dies — bedürfen nicht — nicht! — der Einwilligung 
des Betroffenen. Dies erscheint mir wichtig. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Und was ist mit den 
Belangen der Bundesrepublik Deutsch-

land?) 
Wir sind aber ganz bereit, Frau Olms und meine Kol-
leginnen von den GRÜNEN, alle Punkte Ihres Antra-
ges im Innenausschuß zu beraten. 

Meine Damen und Herren, am Montag dieser Wo-
che wurde bekannt, daß aus der äußersten rechten 
Ecke — Sie haben das schon angesprochen —, von 
Gerhard Frey und dem britischen Schriftsteller David 
Irving, ein Ansinnen an das Document Center gerich-
tet wurde. Eine Liste mit 700 Namen von Personen mit 
nationalsozialistischer Vergangenheit wurde einge-
reicht und Auskunft begehrt. Wenn man sich vorstellt 
— ich denke, das können wir alle —, zu welchem 
Zweck solche Vorstöße aus dieser Ecke kommen, 
dann bin ich froh, daß das Document Center dieses 
Ansinnen mit Hinweis auf die geltenden Schutz- und 
Sperrfristen zurückgewiesen hat. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Meine Damen und Herren, es ist uns Sozialdemo-

kraten 
(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und -innen!) 

— und -innen; ich sage das ganz bewußt auch wegen 
Ihrer Zwischenfrage, Frau Kollegin Oesterle-Schwe-
rin — ein großes Anliegen — das wissen Sie so gut wie 
ich —, die Zeit der Nazidiktatur weiter zu erhellen. Es 
ist uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
eine Verpflichtung, die aus unserer 125jährigen Ge-
schichte und nicht zuletzt aus der Verfolgung unserer 
Genossinnen und Genossen in jener Zeit erwächst, 
keine Übertünchungen und Vertuschungen der NS-
Zeit zuzulassen. 

Wir stimmen deshalb der Überweisung Ihres An-
trags an den Innenausschuß zu. Ich versichere Ihnen: 
Wir werden dort alle Punkte — auch die, die ich hier 
nicht ausdrücklich genannt habe — einer ausführli-
chen und verantwortungsbewußten Prüfung unterzie-
hen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Das Berliner Document Center 
enthält eine wichtige und in seiner Massierung und 
Zusammensetzung umfassende Dokumentation über 
Mitgliedschaften in nationalsozialistischen und na-
tionalsozialistisch beeinflußten Organisationen, wie 
sie nur durch den deutschen Perfektionismus, der sich 
auch durch die Maßstäbe nationalsozialistischer Per-
version nicht provozieren ließ, erstellt werden konnte. 
Man muß einmal gesehen haben, was dort alles fest-
gehalten worden ist, was auf den einzelnen Bögen 
steht. 

Es handelt sich deswegen um eine historisch wich-
tige Sammlung, die gerade wir Deutschen brauchen, 
um unsere eigene Geschichte aufzuarbeiten. Die Un-
terlagen dieses Document Centers aber sollen, dürfen 
und können keine Ermittlungsgrundlagen für eine 
Neuauflage der Entnazifizierung sein. Sosehr die un-
mittelbar nach dem Krieg durchgeführte Entnazifizie-
rung mit Fehlern behaftet war, sosehr gilt doch auch 
der Grundsatz, daß mehr als 40 Jahre danach nicht 
der Versuch einer Wiederholung unternommen wer-
den kann und darf, wenn man nicht gegen den 
Grundsatz der Wahrung des Rechtsfriedens verstoßen 
will. 

Ein Täterschutz ist hier überhaupt nicht hinterfragt, 
weil dort nicht Täter, sondern Mitgliedschaften fest-
gehalten sind. Es sind wichtige Unterlagen, die die 
Staatsanwaltschaften brauchten. Es ist dargelegt wor-
den, daß sie dazu auch genutzt worden sind. Mehr 
nicht. Es ist nirgendwo ein Strafverfahren dadurch 
behindert worden, daß die Amerikaner dieses Center 
unter ihrer Verantwortung haben. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Eine 
Mitgliedschaft ist auch eine Tat!) 

Aber wir brauchen das Berliner Document Center 
für die wissenschaftliche Arbeit. Wir brauchen es, 
weil die wissenschaftliche Auswertung der Daten uns 
helfen wird, unsere eigene Vergangenheit aufzuar-
beiten, gegebenenfalls besser aufzuarbeiten als bis-
her. Deswegen ist die FDP stets dafür eingetreten, daß 
das Berliner Document Center in deutsche Verant-
wortung übertragen wird. Wir haben die Bundesre-
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Lüder 
gierung — in welcher Koalition auch immer — ge-
drängt, die Verhandlungen mit unseren Alliierten vor-
anzubringen und zu einem festen Datum der Über-
gabe in deutsche Verantwortung zu kommen. 

Wir müssen zwar feststellen, daß es nicht dazu ge-
kommen ist. Aber wir stellen gleichzeitig fest, daß es 
nicht an der Bundesregierung lag, wie immer sie zu-
sammengesetzt war. Ich empfinde es nachgerade als 
unverschämt, die Frage nach Helmut Schmidt in die-
sem Haus zu stellen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir sind einen anderen Umgang miteinander ge-
wöhnt. 

Meine Damen und Herren, wir ermuntern die Bun-
desregierung und wir bitten die Alliierten, nunmehr 
zügig eine datumsmäßige Konkretisierung der Über-
gabe des Center an die deutschen Behörden festzule-
gen. Ich stimme den Überlegungen des Kollegen Neu-
mann zu, daß wir dieses Center auch in Berlin belas-
sen sollten. Es sind neue Formen der Organisation 
denkbar. Ich will zur Überlegung stellen, etwa eine 
Nebenstelle des Bundesverwaltungsamts dort zu in-
stitutionalisieren — dafür braucht man kein neues 
Personal —, so daß man die sachliche und fachliche 
Beratung durch das Bundesverwaltungsamt hat und 
trotzdem das Center in Berlin beläßt, denn Berlin, das 
Zentrum, von dem vieles im Dritten Reich ausging und 
in dem viele Dokumente aufbewahrt sind, sollte auch 
die Aufarbeitung der Geschichte mit leisten können. 

Meine Damen und Herren, wenn ich sage, daß die-
ses Center in deutsche Verantwortung übergehen 
soll, so sage ich aber auch gleich: Wir wollen nicht 
neue Tätergruppen klassifizieren. Wir wollen, Frau 
Kollegin Hämmerle, wie Sie, daß der Übergang trans-
parent geschieht und daß er auch politisch kontrolliert 
verläuft. Hier soll nichts verdeckt werden, hier soll das 
Center in den Gepflogenheiten des demokratischen 
Staates in deutsche Verantwortung übergehen. 

(Beifall bei der Abg. Frau Hämmerle [SPD]) 
Aber wir sind uns auch darin einig, daß es beim Da-
tenschutz keine Doppelzüngigkeit geben darf. Daten-
schutz ist Persönlichkeitsschutz, und dieses Persön-
lichkeitsschutzrecht, daß wir dem — ich will einmal so 
sagen — normalen Kriminellen zugestehen, werden 
wir auch dem häufig nicht einmal kriminell geworde-
nen Mitglied nationalsozialistischer Organisationen 
gewähren. Datenschutz darf nicht von politischer 
Richtung abhängig gemacht werden. Das Recht dient 
dem Schutz der Person, aber dann eben auch jeder 
Person. 

Meine Damen und Herren, diejenigen, die in den 
Dokumenten vermerkt sind, haben in gleichem Maße 
Anspruch auf Datenschutz, als wenn sie in anderen 
deutschen Archiven vermerkt wären. Ich glaube, die-
jenigen, die sich ein bißchen mehr mit dem Archivge-
setz befassen — Frau Kollegin Hämmerle hat da schon 
auf einiges hingewiesen —, werden sehen, daß der 
Schutz der Persönlichkeit letztlich nur dem einfachen 
Mitbürger zukommt, der sich strafrechtlich nichts hat 
zuschulden kommen lassen und der, aus welchen 
Gründen auch immer, irgendeiner Nebenorganisation 

im Dritten Reich angehörte. Es kommt doch darauf an, 
daß wir sicherstellen — und das hat das Archivgesetz 
sichergestellt —, daß wir über Persönlichkeiten und 
auch über wichtige Funktionsträger unserer Republik 
Auskünfte erhalten. Dem steht kein Schutz des Ar-
chivgesetzes entgegen. Wir können alles, wir konnten 
alles, und selbst unter alliierter Verantwortung konn-
ten die Strafverfahren abgewickelt werden und konn-
ten, wie hier schon ausgeführt worden ist, die Staats-
anwaltschaften hineingehen und die Archive auswer-
ten. Bloß, wenn Sie jetzt kommen und nachschauen 
wollen, offenbar nach dem Motto: „Wer ist denn was 
und wo gewesen, und wo sammeln wir noch einmal 
schnell ein paar Daten, z. B., was können wir denn aus 
der Persönlichkeitsakte Helmut Schmidts noch einmal 
in diesem Bundestag bringen, oder was können wir 
über andere berichten?", dazu soll es nicht dienen. Es 
darf kein doppeltes Recht und keine Doppelbödigkeit 
im Datenschutz geben. 

Mit dieser demokratisch legitimierten, aber auch 
demokratisch verantworteten Maßgabe wollen wir 
die Bundesregierung ermuntern, die Alliierten zu 
drängen, dieses wichtige Center schnell in deutsche 
Verantwortung zu übergeben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Innern: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu dem 
Thema „Berlin Document Center" möchte ich für die 
Bundesregierung gerne noch an Hand folgender 
Punkte einiges ausführen. 

Erstens. Wir hörten schon, daß dieses Center bis 
heute der US-Mission in Berlin und damit dem Aus-
wärtigen Amt der USA untersteht. Es ist eindeutige 
Meinung der Bundesregierung, daß dies nicht so blei-
ben soll. Das Center soll in deutsche Verwaltung kom-
men. Seit Jahren ist die Bundesregierung um die 
Übernahme der Bestände des Berlin Document Cen-
ter intensiv bemüht. Ich möchte hier ausdrücklich für 
diese Bundesregierung, aber auch für die Vorgänger-
regierungen angesichts der Verdächtigungen, die 
völlig unbegründeterweise leider auch heute wieder 
einmal von den GRÜNEN ausgesprochen wurden, sa-
gen: Die Bundesregierungen haben sich um die Über-
nahme bemüht, sowohl diese Bundesregierung als 
auch ihre Vorgängerinnen, und es besteht kein Anlaß, 
Verdächtigungen, wie sie auch in der Anfrage im Hin-
blick auf den früheren Bundeskanzler Schmidt hier 
ausgesprochen wurden, auszusprechen. Ich weise für 
die Bundesregierung die Verdächtigungen der GRÜ-
NEN in diesem Zusammenhang nachdrücklich zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Die Verhandlungen unter Federführung des Aus-
wärtigen Amts waren schwierig und langwierig. Eine 
Vielzahl von Problemen mußte gelöst werden. Zum 
Beispiel ging es um den Zugang zu den Kopien und 
Mikrofilmen. Schon 1979 und 1980 wurde mit den 
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Parl. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
Amerikanern ein Entwurf eines Regierungsabkom-
mens ausgehandelt. Den USA wurde ein vollständiger 
Satz der Dokumente auf Mikrofilm zugesagt. Er soll 
in die Bestände des Nationalarchivs in Washington 
übergehen. 

Es ist jetzt nach weiteren intensiven Verhandlungen 
mit der amerikanischen Seite Anfang 1988 gelungen, 
die noch offenen technischen Fragen zu lösen. Diese 
Einigung wird durch eine entsprechende Verbalnote 
der Amerikanischen Botschaft vom 23. Februar 1988 
bestätigt. Demnach werden die Amerikaner zunächst 
von den noch nicht verfilmten Unterlagen des BDC 
Mikrofilme anfertigen. Die dafür erforderlichen Ko-
sten gehen zu Lasten des Bundeshaushalts. Die Bun-
desregierung geht von einem Gesamtbetrag von 5 bis 
6 Millionen DM aus. 

Wie schon seit Jahren — das betone ich ausdrück-
lich, weil da ein breiter Konsens hier im Hause bestan-
den hat und besteht — hat die Bundesregierung vor-
sorglich auch im Haushalt 1988 des Innenministers die 
für die Mikroverfilmung erforderlichen Mittel bereit-
gestellt. Sie können noch 1988 in Anspruch genom-
men werden. Die restlichen Mittel sind in der Finanz-
planung der nächsten Jahre berücksichtigt. 

Aus alldem ist zu ersehen, daß Verdächtigungen, 
diese Bundesregierung oder frühere Bundesregierun-
gen hätten die Übernahme des BDC in die deutsche 
Verwaltung nicht vorangetrieben, falsch sind. Es wird 
Nebelwerferpolitik betrieben, wenn man solche Ver-
dächtigungen ausspricht. Ich weise sie ausdrücklich 
zurück. Ganz im Gegenteil: Die Bundesregierung hat 
seit Jahren alle erforderlichen fachlichen, organisato-
rischen und auch haushaltsmäßigen Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß das BDC in deutsche Verwal-
tung kommen kann. Sie geht davon aus, daß auch die 
noch erforderlichen Konsultationen der Amerikaner 
mit den anderen Alliierten die Übernahme nicht ver-
zögern werden. 

Lassen Sie mich, weil dies wohl für die Gesamtbe-
wertung wichtig ist, einige Bemerkungen zur bisheri-
gen und künftigen Nutzung der Bestände des BDC 
machen. Die Archivalien des BDC stehen schon seit 
Jahrzehnten der wissenschaftlichen Forschung zur 
Verfügung. Seit Mitte der 60er Jahre besteht eine 
ganz enge Zusammenarbeit zwischen dem Bundesar-
chiv und dem BDC. Die Kollegen, die sich damit näher 
befaßt haben, haben ja schon darauf hingewiesen. 

Bei der Benutzung seiner Archivalien bedient sich 
das BDC des Bundesarchivs. Die Entscheidung über 
die Benutzung kommt gemeinsam zustande. Dabei 
werden die Bestimmungen des Bundesarchivgesetzes 
entsprechend angewendet. Ich verweise auch für die 
Regierung ausdrücklich auf § 5 des Bundesarchivge-
setzes. 

Ich glaube, wir dürfen hier auch aus diesem Anlaß 
noch einmal feststellen: Nach mühevoller Arbeit ha-
ben wir hier — zwar nicht mit Ihren Stimmen von den 
GRÜNEN, aber die anderen Fraktionen — ein sehr 
gutes Gesetz verabschiedet, das sich auch bei dieser 
Sache bewähren wird. Ich glaube, das können wir 
deutlich aussprechen. Die Regelung des § 5 des Bun-
desarchivgesetzes stellt weitestgehend sicher 
— wirklich weitestgehend; das wurde hier im einzel-

nen ausgeführt —, daß die wissenschaftliche Nutzung 
schon vor Ablauf der Regelschutzfristen bei nachge-
wiesenem Interesse jederzeit möglich ist. 

Ich weise vor allem auf dies hin: Auch die Nutzung 
der Bestände des BDC zur Verfolgung von Straftaten 
war und ist heute jederzeit zulässig. Das ist deutlich zu 
sagen, damit hier Legendenbildung entgegengetre-
ten wird. Ich weise auf eine besondere Zusammenar-
beit hin. So hat die Ludwigsburger Zentrale Stelle zur 
Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen die 
Berliner Archivalien bereits seit den 60er Jahren stän-
dig benutzt. Ich glaube, es ist wichtig, dies festzustel-
len. Der Kollege Penner hat soeben schon auf diese 
Zusammenarbeit hingewiesen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf das von den GRÜ-
NEN beantragte Großforschungszentrum zur Erfor-
schung der Geschichte und der Grundlagen des Na-
tionalsozialismus eingehen. Offensichtlich ist den 
GRÜNEN entgangen, daß eigens zu diesem Zweck 
Bund und Länder in großer Übereinstimmung schon 
in den 50er Jahren das Institut für Zeitgeschichte in 
München gegründet haben. Es befaßt sich eingehend 
und auf anerkanntem wissenschaftlichen Niveau nur 
mit diesen Fragen. Außerdem gibt es an unseren Uni-
versitäten zahlreiche Lehrstühle für Neuere Ge-
schichte und Zeitgeschichte, die sich diesem wichti-
gen Thema zusätzlich widmen. Auch die Bundeszen-
trale für politische Bildung, die zum Geschäftsbereich 
des Innenministeriums gehört, hat hier intensive Auf-
klärungsarbeit über Jahrzehnte geleistet. Selbstver-
ständlich wird auch im Haus der Geschichte und im 
Historischen Museum, wie die Bundesregierung wie-
derholt erklärt hat, diese Zeit nicht ausgeklammert 
werden, sondern sie wird bearbeitet und aufgearbei-
tet werden. Bei dieser Fülle von Aktivitäten besteht 
für ein weiteres neues Großforschungszentrum wahr-
lich nicht das geringste Bedürfnis. 

Ich stelle also fest, meine Damen und Herren, ge-
rade auch gegenüber diesen unverantwortlichen Ver-
dächtigungen, die ja heute eingangs der Debatte aus-
gesprochen wurden: Diese Bundesregierung und 
auch die Vorgängerinnen haben sachgerecht an die-
ser schwierigen Materie gearbeitet und werden dies 
weiter tun mit der Zielsetzung, die hier quer durch die 
Fraktionen vertreten wird, daß das BDC in guter, 
sachgerechter Weise in die deutsche Verwaltung 
kommt und dann nach den guten Regeln des Bundes-
archivgesetzes verwaltet wird. Damit ist allen sachge-
rechten Gesichtspunkten Rechnung getragen. So soll-
ten wir in der Sache arbeiten. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 

der Abg. Frau Hämmerle [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse zu überweisen. Weiter ist interfraktio-
nell vereinbart worden, die Vorlage zusätzlich zur 
Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß und den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. — Das Haus ist 
damit einverstanden. 
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V i z e p r ä s i d e n t Frau R e n g e r 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Teubner, Frau Oesterle-Schwerin und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Maßnahmen zur Einpassung der Einzelhan-
delsnutzung in das übergeordnete Gesamt-
system der städtischen Entwicklung 
- Drucksache 11/1645 -
Überwe i sungsvorsch lag des Äl tes tenra tes : 
Ausschuß für R a u m o r d n u n g , Bauwesen u n d S täd t ebau 
Ausschuß für Wirtschaft 
(Fede r füh rung offen) 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Es ist heute ja wieder eine 
etwas merkwürdige Themenmischung. Ich hoffe doch 
sehr, daß die Parlamentsreform auch einmal ein biß-
chen bessere inhaltliche Strukturen in solche Debat-
ten an einem Tag bringt. 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
„Tante Emma schlägt zurück" — dieses Motto, Herr 
Kollege Kansy, für meine heutige Rede habe ich mir 
nicht ausgedacht. „Tante Emma schlägt zurück" 
— ich wiederhole es gerne —, so lautete die Schlag-
zeile eines Kommentars, in dem sich der Herausgeber 
des westdeutschen Kapitalistensprachrohrs „Wirt-
schaftswoche" — kennen Sie ja wohl auch —, Herr 
Wolfram Engels, im Oktober letzten Jahres einige ent-
larvende Gedanken über die Bedeutung der seit meh-
reren Monaten in der Koalition tobenden Kartell-
rechtskontroverse machte. Entlarvende Gedanken 
insofern, als Herr Engels in diesem Kommentar sehr 
deutlich machte, in welche Widersprüche konserva-
tive Politik sich hierzulande verstricken kann, wenn 
sie es möglichst vielen unterschiedlichen Kapitalinter-
essen gleichzeitig recht machen will. 

Worum geht es? Seit Mitte der 60er Jahre hat — mit 
einiger zeitlicher Verzögerung gegenüber ähnlichen 
Prozessen in der Industrie — eine gigantische Kon-
zentrationswelle den Einzelhandel erfaßt. Riesige 
Verbrauchermärkte entstanden in den Randzonen der 
Städte auf der sogenannten grünen Wiese. Tausende 
kleinere Betriebe verschwanden in den Dörfern und 
Kleinstädten, aber auch in den Kerngebieten und Vor-
städten großer Gemeinden, in deren Fußgängerzonen 
sich die Monotonie der überall gleich gestalteten 
Boutiquen, Parfümerien und ja auch der Spielotheken 
ausbreitet. 

Egal, ob Sie in Köln über die Hohe Straße, in Frank-
furt über die Zeil oder in Stuttgart über die König-
straße flanieren, alles kommt Ihnen irgendwie be-
kannt vor: Benetton ist überall, parfümiert mit einem 
Hauch von Douglas. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Das stimmt!) 
Für einen Metzgerladen oder ein Milchgeschäft lau-
fen Sie meilenweit. 

Haben Sie das Pech — oder das Glück, je nach-
dem —, im zur Zeit ja so vielfältig gelobten ländlichen 
Raum zu wohnen, dann sind Sie ziemlich aufge-
schmissen, was Ihre Versorgung mit den Gütern des 
täglichen Bedarfs angeht. Es sei denn, Sie sind so pri-
vilegiert, ein Auto zu besitzen. Es ist immer noch ein 
Privileg; denn viele Bevölkerungsgruppen, z. B. 
Frauen mit Kindern, sozial Schwache, alte Leute, Be-
hinderte haben immer noch kein Auto. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ein 
Schmarren!) 

Wenn Sie also eines haben, dann haben Sie natürlich 
keine Probleme mit dem Einkauf; denn den erledigen 
Sie im Supermarkt auf der großen grünen Wiese. „Er-
zwungene Mobilität" nennt man so etwas. Das Ver-
kehrsaufkommen wächst dadurch, und die Trennung 
der Bereiche Wohnen und Arbeiten und Sich-Versor-
gen wird immer weiter verschärft. 

Nochmals erheblich verschärft hat sich gerade auch 
in den letzten Monaten die Konzentration im Handel, 
wie die „Wirtschaftswoche" vor zirka drei Wochen in 
einer Titelgeschichte verdeutlichte. Ich zitiere dar-
aus: 

Die Listen über Beteiligungen und Tochtergesell-
schaften in den Geschäftsberichten der Großen 
werden immer länger. Besonders die aktuellen 
Zahlen sprechen für sich. Von August 1986 bis 
Ende vergangenen Jahres erreichte die Konzen-
trationswelle im Einzelhandel einen vorläufigen 
Höhepunkt. Gut 24 Milliarden Umsatz, errech-
nete das Bundeskartellamt, schluckten die Ver-
kaufsflächenkönige. 

— Und das in knapp einem Jahr. — 
Im Vergleich zu dieser gigantischen Summe zähl-
ten die Wettbewerbshüter von 1980 bis 1984 den 
Aufkauf von gerade 16 Milliarden DM. 

— So weit die „Wirtschaftswoche". 
Allein — um noch ein Beispiel zu nennen — im ba-

den-württembergischen Einzelhandel hat sich der 
Unternehmensbestand von 1968 bis 1982 um 40% 
verringert. Auf der Strecke bei diesem großen Fressen 
bleiben die kleinen, die nicht organisierten Händler, 
denen nicht einmal mehr die Wahl zwischen Wachsen 
oder Weichen bleibt, die gegenüber Riesen von 
10 Milliarden DM Jahresumsatz wie Coop oder gar 
18 Milliarden DM wie Aldi wie kleine Flöhe wirken. 

Mit ihnen auf der Strecke bleibt eine sichere Grund-
versorgung in vielen Stadtteilen und vor allem in den 
ländlichen Räumen. Auf der Strecke bleiben die Kauf-
mannsläden als Orte, wo man ja nicht nur einkauft, 
sondern wo oft notwendige soziale Kommunikation 
stattfindet. Auf der Strecke bleiben auch Zehntau-
sende einigermaßen qualifizierte und dementspre-
chend besser bezahlte Arbeits- und Ausbildungs-
plätze. 

In Baden-Württemberg ist bei einer Umsatzsteige-
rung von 27, 6% zwischen 1979 und 1985 die Zahl der 
Beschäftigten im Einzelhandel um 1, 1% zurückge-
gangen. Die Zahl der Konkurse in diesem Bundesland 
steigerte sich vom Jahre 1985 auf 1986 um 35%. 

Dadurch sind neben den sogenannten distanzemp-
findlichen Bevölkerungsgruppen, die eben keine lan-
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gen Wege zurücklegen können, um sich zu versorgen, 
und neben den Einzelhändlern selber die Verkäufe-
rinnen die eigentlichen Opfer des Ladensterbens. 
Denn in der Hauptsache sind es Fachverkäuferinnen 
mit relativ höherem Verdienst, die ihren Arbeitsplatz 
durch diesen Prozeß verlieren. 

Der Anteil der schlechter verdienenden angelern-
ten Kräfte steigt ebenso an wie der Anteil der Teilzeit-
kräfte mit extrem niedrigem Lohn und extrem 
schlechten Arbeitsbedingungen. 97 % der Teilzeit-
kräfte in diesen Supermärkten sind weiblich, und es 
gibt kaum eine Variante von Teilzeitarbeit, die in den 
großen Einzelhandelsmärkten noch nicht durchpro-
biert worden wäre. 

Wenn jetzt natürlich der Hinweis auf die Laden-
schlußdebatte kommt oder zumindest in manchen 
Köpfen vorhanden ist, möchte ich hier ganz deutlich 
sagen, daß diese üblen Bedingungen für die Verkäu-
ferinnen nicht durch die in der Ladenschlußdiskussion 
angestrebte Ausdehnung der Arbeitszeit auf 22 Uhr 
verbessert werden, sondern im Gegenteil: Sie werden 
nur noch weiter verschlechtert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deswegen ist diese Debatte auch völlig ungeeignet, 
sie hier als Argument anzuführen, um die Existenz der 
kleinen Läden zu sichern. Da muß man sich etwas 
entschieden anderes einfallen lassen als die Erweite-
rung der Öffnungszeiten. 

(Frau Traupe [SPD]: Das stimmt! Ja!) 

Es bedarf einschneidender Maßnahmen — diese 
schlagen wir in unserem Antrag vor —, z. B. im Kar-
tellrecht, im Bauplanungsrecht oder im Mietrecht. Wir 
haben, um die Nachfragemacht der Unternehmen zu 
brechen, beispielsweise vorgeschlagen: Es geht nicht 
an, daß ein großes Handelsunternehmen bei seinen 
Lieferanten wie ein Monopolist auftreten und die Lie-
ferbedingungen diktieren kann. 

Es geht weiterhin nicht an, daß der Verkauf unter 
Selbstkostenpreis zur Behinderung von schwächeren 
Mitbewerbern nicht endlich klar verboten wird. 

Kleine und mittlere Unternehmen, z. B. auch Unter-
nehmen im Alternativbereich, müssen vereinfachte 
Möglichkeiten zur Kooperation bekommen. 

Ein weiterer Vorschlag von uns bezieht sich auf den 
Bereich der Städtebauförderung und sieht vor, daß 
diese Mittel einerseits erhöht werden und zur Exi-
stenzsicherung oder auch zur Existenzgründung von 
mittelständischen Einzelhändlern einsetzbar sein 
müssen. Schließlich kann man sich nicht auf der einen 
Seite damit rühmen — wie es Herr Schneider immer 
wieder macht —, daß mit großem staatlichen finanzi-
ellen Aufwand die Sanierung von Dorfgebieten und 
Stadtkernen vorangetrieben wird und daß man auf 
der anderen Seite einfach dabei zusieht, daß der Er-
folg dieser Maßnahmen durch Großvertriebsformen 
des Handels auf der grünen Wiese wieder zerstört 
wird. 

Wir sind allerdings ziemlich gespannt, wie sich die 
Kapitalfraktion in diesem Hause, die hier ja immer 
noch, wenn auch nur mager, vertreten ist 

(Beckmann [FDP]: Wir werden länger hier 
bleiben als Sie!) 

— allerdings vermisse ich einen Kollegen, der sich da 
schon ziemlich herausgehängt hat, und das ist der 
Herr Wissmann; aber der fühlt sich wahrscheinlich 
heute abend nicht so zuständig —, aus dieser Zwick-
mühle herausreden und -retten wird. Denn angeblich 
wollen auch Sie den kleinen Händlern helfen, ohne 
aber dabei den großen weh zu tun. Ich wette, am Ende 
wird es doch für die großen ausgehen. 

Zwar hat der Vorstandsvorsitzende der Firma Ba-
den-Württemberg AG, Lothar Späth, höchstselbst im 
Bundesrat einen einigermaßen löblichen Vorstoß in 
Sachen Kartellrechtsnovellierung unternommen. Herr 
Wissmann, von dem ich eben sagte, daß ich ihn ver-
misse, hat im September noch groß tönend — das war 
in der „Zeit" zu lesen — eine schnelle Befassung des 
Bundestages mit dem Thema versprochen, indem er 
sagte: „Wir müssen allen Zögerern Feuer unter dem 
Stuhl machen", was die Kartellrechtsnovelle angeht. 

Am Ende wird aber wohl Herr Engels (der von der 
„Wirtschaftswoche") recht behalten, wenn er unter 
der bereits zitierten Überschrift „Tante Emma schlägt 
zurück" zunächst analysiert — ich zitiere ihn noch 
einmal —: 

Der Durchbruch des Wettbewerbsprinzips ist 
eine gewaltige Kulturleistung. 

Das hat er u. a. mit folgendem Beispiel bewiesen 
— ich zitiere noch einmal Herrn Engels —: 

Wer in dieser Gesellschaft Bundeskanzler oder 
Vorstand der Deutschen Bank wird, entscheidet 
sich im Wettbewerb. 

Wie schön. 
(Lachen bei Abgeordneten der GRÜNEN 

und der SPD) 
Er warnte dann davor, daß mit der Einzelhandelskon-
troverse das Prinzip des Wettbewerbs selbst angegrif-
fen wird. Der Herr Engels meinte natürlich die „Tante 
Emma", die den Wettbewerb kaputtmacht; wir mei-
nen allerdings, daß das von den anderen Fraktionen 
ausgeht. Wir können uns wohl denken, daß die Herr-
schaften von Aldi, von Asko, von Allkauf das natürlich 
niemals zulassen werden. Wenn in diesem Land je-
mand den Wettbewerb bedroht, dann erledigen die 
großen Konzerne das Geschäft immer noch am effi-
zientesten selbst. 

Wir sind gespannt, wie Sie — hier spreche ich vor 
allen Dingen die Koalitionsfraktionen an — mit die-
sem Zwiespalt umgehen werden. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Oswald. 

Oswald (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Überlegung, mit 
gesetzlichen und anderen staatlichen Maßnahmen 
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die Existenz und die Rentabilität kleiner Dienstlei-
stungsbetriebe und Einzelhandelsläden insbeson-
dere im ländlichen Raum zu sichern, ist nicht neu, 
Dahinter steht die Hoffnung, auf diese Weise die woh-
nungsnahe Grundversorgung der Bevölkerung zu ge-
währleisten. Dieser Gedanke mag ohne Zweifel vor-
dergründig bestechen. Bei näherer Betrachtung be-
gegnet ein solches Vorhaben aber einer ganzen Reihe 
von Fragezeichen, die man bei einer solchen Diskus-
sion nicht außer acht lassen darf. 

Sicher ist es ein ganz wichtiges Anliegen, in Stadt 
und Land, gut strukturierte Einkaufsmöglichkeiten 
mit einem vielfältigen Warenangebot zu erhalten und 
eine möglichst verbrauchernahe Versorgung zu si-
chern. 

Aber das Einkaufsverhalten der Verbraucher 
— das kann man einfach nicht wegwischen — hat sich 
geändert. Die Bürger in unserem Lande sind mobiler 
geworden und nutzen diese Mobilität gerne, um Ein-
kaufsgelegenheiten mit einem breitgefächerten preis-
werten Angebot von Waren aufzusuchen. Für die klei-
nen örtlichen Geschäfte bleibt oft nur die Deckung 
des Restbedarfs. 

Wir können das Einkaufsverhalten der Verbraucher 
auch auf dem Lande nicht kanalisieren. Wir können 
die Kaufleute nicht verpflichten, unrentable Läden 
offenzuhalten. Es kommt auf verbrauchergerechte Lö-
sungen im Rahmen unserer sozialen Marktwirtschaft 
an und nicht auf ein Ansteuern gegen die Markt-
kräfte. Aus der Tatsache, daß „der tiefgreifende 
Strukturwandel im Einzelhandel auch heute noch 
nicht zu Ende gekommen ist" — diese Formulierung 
steht so in Ihrem Antrag —, ergibt sich weder eine 
politische Notwendigkeit noch eine Rechtfertigung, 
um so schwerwiegend — ich zitiere aus Ihrem An-
trag — mit 

differenzierten Instrumenten steuernd in diesen 
Entwicklungsprozeß mit seinen vielfältigen ge-
sellschaftlichen Implikationen einzugreifen. 

— So Ihr Zitat. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Strukturwandel muß und wird in der Marktwirt-
schaft ständig stattfinden. Strukturkonservierende 
Maßnahmen schlagen letztlich auf die Erzeuger und 
die Verbraucher gleichermaßen negativ zurück. Be-
ster Steuerungsmechanismus ist und bleibt der Wett-
bewerb im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft. 

Die Koalition hat zur Sicherung des Wettbewerbs 
und der Wettbewerbsfähigkeit auch der kleinen und 
mittleren Betriebe eine Überprüfung der kartellrecht-
lichen Vorschriften beschlossen. Das haben Sie hier 
auch zur Kenntnis genommen. CDU und CSU haben 
Ihre Forderungen — auch der Kollege Wissmann, den 
Sie zitiert haben — hierzu auf den Tisch gelegt. 

Meine Damen und Herren, es geht uns nicht darum, 
einen Schutzzaun um den Einzelhandel zu bauen oder 
den Strukturwandel zu steuern, sondern darum, Wett-
bewerbsmißbräuche — das scheint mir das Entschei-
dende zu sein — einzudämmen und den Wettbewerb 
zu sichern. Wir erwarten ja in Kürze aus dem Bundes-
wirtschaftsministerium eine konkrete Vorlage zur No-
vellierung des Kartellrechtes. Der Herr Staatssekretär 

ist ja anwesend und wird sicher auch dazu etwas sa-
gen. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Schön!) 
Der Vorschlag der GRÜNEN zur Änderung der Bau-

nutzungsverordnung schießt über das Ziel hinaus 
— wie manches natürlich, was Sie gesagt haben. Mit 
dem neuen Baugesetzbuch sind für die Kommunen 
bereits die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
verbessert worden. 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Richtig! - Con-
radi [SPD]: Na, na!) 

— Das ist doch so. 
Das Baugesetzbuch betont jetzt die Aufgaben der 

Gemeinden, beim Einsatz ihrer bauleitplanerischen 
Mittel auch die möglichen negativen Folgen großer 
Einzelhandelsbetriebe für die verbrauchernahe Ver-
sorgung der Bevölkerung zu bedenken. 

Der Antrag — so steht es darin — auf Streichung 
des § 11 Abs, 3 der Baunutzungsverordnung würde in 
der Konsequenz bedeuten, daß großflächige Einzel-
handelsbetriebe wieder wie vor 1968 in den meisten 
Baugebieten sogar einen Rechtsanspruch auf Zulas-
sung hätten. Die bisherigen baurechtlichen Restriktio-
nen, die zu einer deutlichen Verlangsamung des 
Wachstums dieser Betriebsformen geführt haben 
— das wird wohl niemand bezweifeln —, würden ent-
fallen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang natürlich auch 
an die in unserem föderativen Staatswesen zuständi-
gen Ländern und ihre Verantwortung erinnern. Sie 
haben gerade im Rahmen ihrer Landesplanung Ver-
antwortung und Verpflichtung, 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
der Versorgung des ländlichen Raumes Rechnung zu 
tragen, und sie tun dies natürlich auch. 

Die Forderung der Antragsteller nach einem ver-
besserten Mieter- und Kündigungsschutz — als näch-
stes Thema — ist nicht neu. 

(Müntefering [SPD]: Aber gut!) 
Durch eine sehr vage Formulierung — wenn man das 
nachliest — 

(Grünbeck [FDP]: Wer sagt das?) 
werden die Risiken verschleiert, die mit solchen For-
derungen verbunden sind. Verschärfter Mieterschutz 
kann allenfalls zu einer insgesamt geringfügigen Ver-
zögerung eines solchen Prozesses im Einzelfall, nicht 
aber zu einer Verhinderung — wie man sagt: des 
„Ausmietens" alteingesessener Geschäftsinhaber — 
führen, 

Ein Widerspruchsrecht — auch das taucht auf — der 
gewerblichen Mieter und eine zwingend ausgestal-
tete Verlängerung der Kündigungsfristen wäre ein 
sehr schwerwiegender Eingriff in die Vertragsfreiheit. 
Dies begegnet rechtspolitischen Bedenken und wi-
derspricht dem Bemühen, staatliche Reglementierun-
gen für die Wirtschaft abzubauen. Das ist ja unser 
gemeinsames Ziel. 

Wie die Erfahrungen im Wohnungsbau gezeigt ha-
ben, könnte ein überzogener Mieterschutz längerfri-
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stig die notwendige Flexibilität im Mietmarkt hem-
men und die notwendige Neubau- und Sanierungstä-
tigkeit beeinträchtigen. Die dann eintretende allge-
meine Verknappung und Verteuerung geeigneter 
Geschäftsräume würde letztlich zu Lasten der Ge-
schäftsleute und damit auch wieder der Verbraucher 
gehen. Nach meinen Informationen hat auch keiner 
der interessierten Verbände einen materiellen Kündi-
gungsschutz im Sinne eines Widerspruchsrechts des 
Mieters oder gar einer Beschränkung der Kündi-
gungsmöglichkeit auf bestimmte Fallgruppen gefor-
dert. 

Auch für einen verbesserten Schutz der Mieter bei 
der Vollstreckung von Räumungstiteln über Ge-
schäftsräume wollten sich die angehörten Verbände 
nicht aussprechen, daß sich der Einzelhändler im 
Ernstfall — diese Frage muß man einfach beden-
ken — auf einen für ihn unter Umständen kostspieli-
gen und arbeitsaufwendigen Prozeß einlassen müßte. 
Deshalb halte ich persönlich derzeit Initiativen für 
eine Änderung des geltenden Geschäftsraummiet-
rechts nicht für dringlich. Aber ich schließe nicht aus, 
daß sich auf Grund eingehender Erhebungen, die ja 
bundesweit durch den Bundesminister der Justiz in 
Abstimmung mit den Verbänden durchzuführen sind, 
weiterführende Gesichtspunkte ergeben. 

(Müntefering [SPD]: Ja, man kann ja klüger 
werden!) 

— Immer. Das sollte grundsätzlich gelten. 
(Beifall des Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]) 

Auch der Vorschlag, Kleinläden auf dem Land da-
durch zu halten, daß zusätzliche private oder staatli-
che Dienste angeboten werden — z. B. Rezepte sam-
meln, Post aufgeben usw. —, wird kleine ländliche 
Geschäfte mit unzureichendem Lebensmittelumsatz 
nur schwerlich betriebswirtschaftlich rentabel ma-
chen. Solche Zusatzdienste werden bei hoher Nach-
frage personal- und kostenintensiv, andernfalls aber 
kaum ertragreich. 

Meine Damen und Herren, diese Skepsis soll uns 
nicht daran hindern, alle in unserer marktwirtschaftli-
chen Ordnung sinnvollen staatlichen Einflußmöglich-
keiten zugunsten der Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit der kleinen und mittleren Betriebe und zur 
Sicherung der Versorgung des ländlichen Raumes 
auszuschöpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Dazu zählt auch die heute schon angebotene staatli-
che Hilfe zur Selbsthilfe durch die Förderung von Exi-
stenzgründungen oder von Investitionen zur Erweite-
rung, Rationalisierung und Modernisierung kleinerer 
und mittlerer Unternehmen, die eine betriebswirt-
schaftliche Rentabilität erwarten lassen. Der Erfolg 
hängt meines Erachtens sehr von der persönlichen 
Eignung und von der persönlichen Einsatzbereit-
schaft der Ladenbetreiber auch mit ab. 

Die ortsnahe Versorgung aller Bevölkerungs-
schichten, auch der älteren und sozial schwachen Mit-
bürger, mit Waren und Dienstleistungen des täglichen 
Bedarfs ist ganz sicher ein unverzichtbares Element 
der Lebensqualität im ländlichen Raum. Ergänzende 
Versorgungsfunktionen zum stationären Handel kön-

nen auch mobile Verkaufsstellen mit übernehmen. 
Man sollte die Bedeutung dieses Bereichs nicht unter-
schätzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 
Daneben gibt es glücklicherweise auch in unseren 
Dörfern immer noch eine gut funktionierende Fami-
lien- und Nachbarschaftshilfe. Es gehört auch dazu, 
daß man dies erwähnt. 

Meine Damen und Herren, weder die Politik noch 
die Wirtschaft sind aber letztlich in der Lage, dort, wo 
die notwendige Nachfrage fehlt, defizitäre Kleinstlä-
den mit staatlicher Hilfe aufrechtzuerhalten. Dies 
wäre ein teurer Irrweg. Nutzen wir jetzt also die kom-
menden detaillierten Ausschußberatungen, um den 
Dialog in dieser Frage weiter zu vertiefen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Scherrer. 

Scherrer (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich freue mich, heute zum An-
trag betreffend Maßnahmen zur Einpassung der Ein-
zelhandelsnutzung in das übergeordnete Gesamtsy-
stem der städtischen Entwicklung der Kolleginnen 
und Kollegen der Fraktion DIE GRÜNEN sprechen zu 
können. Ich tue dies aus zwei Gründen. Einmal bestä-
tigt der Antrag die Vermutung, daß Menschen doch 
lernfähige Wesen sind. Zum anderen gibt dieser An-
trag der SPD-Fraktion Gelegenheit, noch einmal aus-
führlich unsere Vorstellungen zum Wettbewerb im 
Handel darzustellen, Vorstellungen und Forderungen 
hier vorzutragen, denen sich z. B. auch die Kollegen 
von der Mittelstandsvereinigung der CDU inzwischen 
angeschlossen haben, die gleichwohl von den Koali-
tionsfraktionen dieses Hauses, wie ich meine, um des 
lieben Koalitionsfriedens willen bislang aber abge-
blockt worden sind. 

Ich möchte zunächst einmal festhalten, daß die so-
zialdemokratische Bundestagsfraktion der Analyse, 
die dem Antrag der GRÜNEN zugrunde liegt, voll und 
ganz zustimmt. Der Verdrängungswettbewerb im 
Handel hat mittlerweile Ausmaße erreicht, die unsere 
schlimmsten Befürchtungen bestätigen. Die anhal-
tende Konzentration wirtschaftlicher Macht im Ein-
zelhandel vernichtet selbständige Existenzen und Ar-
beitsplätze, sie gefährdet funktionsfähige wettbe-
werbliche Marktstrukturen und damit auf längere 
Sicht auch Verbraucherinteressen. 

Die Verdrängung selbständiger Einzelhändler be-
einträchtigt darüber hinaus die Versorgung mit Gü-
tern des täglichen Bedarfs, vor allem in ländlichen 
Gebieten. Betroffen davon sind insbesondere alte und 
sozial schwache Bürger. Die Auswirkungen dieses 
Vernichtungswettbewerbs sind nicht nur im Einzel-
handel spürbar, sondern sie verstärken auch auf der 
Herstellerstufe den Trend zur Konzentration mit der 
Folge, daß auch hier selbständige Existenzen und 
weitere Arbeitsplätze vernichtet werden. 

Dies, meine Damen und Herren, steht in einem An-
trag meiner Fraktion, der überschrieben war „Zum 
Wettbewerb und Verbraucherschutz im Einzelhan-
del" und vom 4. Februar 1986 datiert. Nach Angaben 
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des Hauptverbandes des Deutschen Einzelhandels 
vom Juli vergangenen Jahres hat sich daran nichts 
gebessert. Immer noch macht 1 % der Unternehmen 
des Einzelhandels bereits 51, 2% des Umsatzes, die 
0, 1% größten Unternehmen gar 36, 6% des Umsat-
zes. 

Besonders dramatisch ist die Situation im Lebens-
mitteleinzelhandel. 1 % der Unternehmen des Le-
bensmitteleinzelhandels hielten 1984 insgesamt 
65, 3% des Umsatzes der gesamten Branche, und die 
10 größten Konzerne des Lebensmitteleinzelhandels 
vereinigten 1986 48, 6% des Umsatzes auf sich. Die 
Zahl der Unternehmen im Lebensmitteleinzelhandel 
nahm von 1968 bis 1985 um 88 000 ab, die der Arbeits-
stätten um 85 000, die Zahl der Beschäftigten um 
40 000. Die Liste ließe sich fast durch alle Branchen 
des Handels fortsetzen. Die Machtkonzentration in 
diesem Bereich setzt sich aber ungebrochen fort. Der 
Zusammenschluß — Frau Kollegin Teubner hat dar-
auf hingewiesen — der Handelsgiganten Asko und 
der Verbrauchermarktkette Massa, die Übernahme 
von Wandmaker und Werhahn durch Coop, der BLV, 
Bayerische Lagerversorgung, durch Metro, dies sind 
nur die herausragendsten Beispiele der jüngsten 
Zeit. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN stellt in ihrem Antrag 
einige Forderungen, die geeignet sein können, diesen 
Prozeß in Zukunft zu steuern. Sie fordert einen Ge-
setzentwurf zum verbesserten Mieterschutz von Ge-
werbetreibenden im Handel, Handwerk und Ge-
werbe, eine Forderung — das muß ich hier sagen —, 
die die SPD-Fraktion bereits vor zwei Jahren in ihrem 
Antrag erhoben hat. Die GRÜNEN fordern weiter eine 
Novellierung der Baunutzungsverordnung, die die 
Fraktionen ebenfalls in dem eben erwähnten Antrag 
bereits angesprochen haben, und das Saarland hat 
auch dazu im Bundesrat schon eine Initiative ergrif-
fen. 

Ihnen, meine Damen und Herren, dürfte ebenfalls 
bekannt sein, daß wir eine Novellierung des Kartell-
rechts bereits Anfang Februar 1985 in unserem An-
trag „Wettbewerb und Verbraucherschutz im Einzel-
handel" vertreten haben. 

Sie, meine Damen und Herren von den Koalitions-
fraktionen, haben es gegenüber dem Einzelhandel bei 
Sonntagsreden und wohlfeilen Deklarationen bisher 
bewenden lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es zum Schwur kam — es gilt, das hier mit aller 
Deutlichkeit herauszustellen —, wenn es galt, kon-
krete Verbesserungen an der Wettbewerbsfähigkeit 
im Einzelhandel vorzunehmen, dann beschränkten 
Sie sich auf Unverbindlichkeiten. 

Mittlerweile scheinen aber auch Sie zu spüren, daß 
es fünf vor zwölf ist. Hohe Wahlverluste gerade im 
mittelständischen Bereich scheinen Ihnen, den Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU, hier offensichtlich 
jetzt Beine zu machen. Ich befürchte allerdings, daß 
sich in der Sache wenig bewegen wird. Es ist typisch, 
daß die Mittelstandsvereinigung der CDU z. B. in 
Nordrhein-Westfalen großspurig Initiativen zur No-
vellierung des Kartellrechts mit Blick auf die kleinen 

und mittleren Einzelhändler und Handwerker ankün-
digt, 

(Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nicht nur in 
Nordrhein-Westfalen!) 

während gleichzeitig der Vorsitzende der CDU in 
Nordrhein-Westfalen — immerhin ist dies ja der Bun-
desarbeitsminister Dr. Norbert Blüm — in einem 
„Handelsblatt"-Interview praktisch die nächste Kar-
tellnovelle, die die Wettbewerbschancen kleiner und 
mittlerer Unternehmen stärken soll, sie praktisch be-
reits abschreibt. Die Kartellnovelle sei dermaßen in 
Gefahr, daß man eigentlich SOS funken müßte. Be-
denkenträger komplizierten das Gesetzesvorhaben 
immer mehr, um es am Ende ganz zu verhindern. Das 
gehe nach dem Motto: Zwar grundsätzlich ja sagen, 
im Detail aber dann emsig neue Schwierigkeiten auf-
bauen. So Norbert Blüm im „Handelsblatt" vom 8. Fe-
bruar 1988. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die SPD-Bundes-
tagsfraktion wird in der nächsten Zeit ihrerseits einen 
Antrag zur Novellierung des Kartellrechts einbringen. 
Lassen Sie mich dazu einige wenige Schwerpunkte 
nennen. Wir wollen Einkaufskooperationen sichern 
und stärken. 

(Grünbeck [FDP]: Ach was!) 
Für dringend erforderlich halten wir eine Änderung 
des § 37 a Abs. 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen, wonach ein Unternehmen, das gegen-
über kleinen und mittleren Wettbewerbern über eine 
überlegene Marktmacht verfügt, diese Wettbewerber 
nicht durch Einsatz seiner Marktmacht unmittelbar 
oder mittelbar unbillig behindern darf. 

(Grünbeck [FDP]: Da müßt ihr aber auf Coop 
aufpassen!) 

Die Gesetzespraxis dazu hat gezeigt, daß diese Re-
gelung auf Grund der vielen unbestimmten Rechtsbe-
griffe und der schwierigen Beweislage nicht greift. 
Wir wollen deshalb klare Bestimmungen und eine 
Beweislastumkehr im Zusammenhang mit nicht ge-
rechtfertigtem Rabatt und mit Konditionsdiskriminie-
rungen, wenn der Beschwerdeführer zuvor alle zu-
mutbaren Beweisanstrengungen unternommen hat. 
Wir halten auch eine Stärkung der Befugnisse der 
Kartellbehörden, die sicherstellen soll, daß die Ermitt-
lungsbefugnisse der Kartellbehörden nicht am Ge-
heimhaltungsgebot scheitern, für zwingend. 

Lassen Sie mich aber dies hinzufügen: Es genügt 
nicht, eine Erkrankung zu kurieren, wenn man dabei 
den Gesamtzustand des Patienten außer acht läßt. Wir 
Sozialdemokraten halten es dafür für dringend gebo-
ten, daß im Handel wieder faire Wettbewerbsbedin-
gungen eintreten, daß Machtmißbrauch und Konzen-
tration ein Ende finden. Lassen Sie mich auch das 
sagen: Nur eine Fülle selbständiger Existenzen ge-
rade im Handel sorgen doch für einen funktionieren-
den Wettbewerb, machen die Attraktivität unserer In-
nenstädte aus. 

Meine Damen und Herren, wir müssen aber weiter 
sehen, daß durch gezielte Maßnahmen die Leistungs-
kraft der kleinen und mittleren Selbständigen in 
Handel und Handwerk erhalten und verbessert wird. 
Wir brauchen dazu — das haben wir heute morgen 
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schon vorgetragen — eine steuerstundende Investi-
tionsrücklage, um mittlere Betriebe zu fördern, damit 
sie existieren und Arbeits- und Ausbildungsplätze er-
halten können. Wir brauchen gezielte finanzielle Hil-
feleistungen, um Nachteile ausgleichen zu können. 
Ich halte es jedenfalls für verheerend, daß die Bundes-
regierung die Mittelstandsförderung über die Hälfte 
bis 1991 — konkret: von 1, 1 Milliarden DM auf 
485 Millionen DM — kürzen will. Das führt zu einem 
Kahlschlag gerade in der Forschungsförderung und 
bei der Existenzförderung. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Da habe ich ei-
nen Antrag gestellt!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, daß Sie Ihre 
Redezeit deutlich überschritten haben. 

Scherrer (SPD): Ich bitte, Herr Präsident, um Nach-
sicht: noch einen Satz. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Was Sie gesagt ha-
ben, hat nicht gestimmt!) 

Meine Damen und Herren der Koalition, Sie haben 
die große Chance bei den Ausschußberatungen, mit 
uns zusammen Korrekturen vorzunehmen. 

Ich danke Ihnen zunächst für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Den Titel des Antrags 
der GRÜNEN muß man sich erst einmal auf der Zunge 
zergehen lassen: 

Maßnahmen zur Einpassung der Einzelhandels-
nutzung in das übergeordnete Gesamtsystem der 
städtischen Entwicklung. 

Bis ich das begriffen habe, habe ich es dreimal lesen 
müssen. Dann habe ich den Unfug gelesen, den Sie da 
hineingeschrieben haben. Man muß wirklich einmal 
darüber nachdenken, was so eine grüne Irrlehre ei-
gentlich alles an sprachlichen Seifenblasen produzie-
ren kann. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Was? Wie 
bitte?) 

Darf ich Ihnen ein paar Beispiele bringen? Sie be-
haupten, daß Fachleute — ich weiß nicht, welche 
Fachleute das sind —, 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Mit Sicherheit 
nicht Ihre!) 

heute eine drohende Unterversorgung mit Waren und 
Dienstleistungen im ländlichen Raum feststellen. 

(Scherrer [SPD]: Das stimmt doch auch!) 
— Wer denn? Ich habe noch keinen gefunden, der 
sich im ländlichen Raum auskennt 

(Zurufe von den GRÜNEN: Die Leute, die 
dort wohnen!) 

— Ich nehme an, daß Sie da gar nicht leben, daß Sie 
noch nichts von einem funktionierenden Familienein-
kauf gehört haben. Gehen Sie denn eigentlich noch zu 
Tante Emma? 

(Frau Traupe [SPD]: Aber sicher!) 
— Das ist lobenswert. 

Die meisten Leute reden ja über die Tante-Emma-
Läden, aber sie gehen nicht hinein, weil sie natürlich 
Anspruch auf eine Versorgung erheben, der weit über 
das hinausgeht, was heute von der qualifizierten Lei-
stung eines Lebensmitteleinzelhandelsbetriebes er-
wartet wird. Wir alle wissen ganz genau, daß ich 
heute, wenn ich das Lebensmittelüberangebot dem 
Kunden überhaupt noch sortiert zur Verfügung stellen 
will, mindestens eine Verkaufsfläche von 200 qm 
brauche. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Schon gibt man das 
Doppelte aus, was man will!) 

— Jetzt hätte ich ja fast etwas gesagt, Frau Kollegin. 
Wenn Sie doppelt so viel ausgeben, wie Sie eigentlich 
brauchen, d a n n . . . Lassen wir das mal sein. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Haben Sie ein Le-
bensmittelgeschäft schon mal von innen ge-
sehen? - Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Herr 
Präsident, das ist reiner Sexismus! — Heiter-

keit) 
Sie verlangen einen besseren Mieterschutz und 

Kündigungsschutz. Wissen Sie denn eigentlich, daß 
die meisten Lebensmitteleinzelhändler im ländlichen 
Raum Eigentümer der Häuser sind, in denen sie ihre 
Läden haben? 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Es geht um die 
Innenstädte! Sie haben den Antrag nicht 

richtig gelesen!) 
Sie wissen gar nicht, wovon Sie reden, aber Sie for-
dern einfach Dinge, die in der Praxis gar nicht mehr 
realistisch sind. Das war hochinteressant: Mietver-
träge wollen Sie gesellschaftspolitischen Kriterien bei 
Wahrung aller Arbeitnehmerinteressen unterwerfen. 
Sie wollen eine Eingriffsschwelle bei Zusammen-
schlüssen, und Sie wollen Nutzungsgebote und -ver-
böte. Wissen Sie, was Sie überhaupt nicht wollen? Sie 
wollen überhaupt keinen Eigentumsschutz mehr, weil 
Sie mit dem Eigentum nichts mehr am Hut haben. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Hurra, Sozialismus! 
Wissen wir!) 

Sie wollen alles vergesellschaften und enteignen. 
Dazu erwarten wir einmal ein ehrliches Wort. Sagen 
Sie doch einmal, daß Sie die Enteignung wollen, was 
Sie unter „Vergesellschaftung" verstehen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Was ist denn bei Ihnen „Vergesellschaftung"? Verge-
sellschaftung ist doch der Zugriff auf das Eigentum 
anderer. Das ist Ihre Philosophie. Wenn man Ihnen 
das sagt, dann verletzt man Sie wahrscheinlich. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Überhaupt nicht!) 
Ich habe einen besseren Vorschlag, meine Damen 

und Herren: Wir sollten vielleicht der grünen Fraktion 
einmal einen Haushaltstitel für eine Bildungsreise in 
die staatlich-dirigistischen Systeme des Ostens ein-



4660 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 68. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. März 1988 

Grünbeck 
räumen. Da könnten Sie einmal sehen, daß all das, 
was Sie in diesem Antrag wollen, dort Realität ist. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das ist „Moskau! Mos-
kau! Moskau!") 

Dann könnten Sie einmal prüfen, wie groß dort die 
Versorgungssicherheit, wie groß dort die Versor-
gungsqualität und wie groß der Frust der Anbieter 
und der Kunden sind. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Anstehen nach Pla-
stiktüten! Kennen wir!) 

Ich möchte noch ein Wort, Herr Kollege Scherrer, 
zum Einstandspreis sagen. Auch Sie fordern ja die 
Kontrolle, daß nicht unter Einstandspreis verkauft 
wird. Ich warte noch darauf, daß mir jemand definiert, 
was der Einstandspreis denn eigentlich ist. Ist das der 
Einkaufspreis plus Nebenkosten? Ist das die Rabatt-
spreizung in 60 oder 70 Einzelstrukturen? Ist das über-
haupt definierbar? Wenn ich es definiere, muß ich 
natürlich hinzufügen, daß ich zur Kontrolle des Ein-
standspreises eine neue Behörde, eine Preisüberwa-
chungsbehörde, brauche. Das wollen wir Liberalen 
nicht. Wir wollen keine neuen Behörden zur Kontrolle 
schaffen, um nicht die Freiheit des Angebotes und der 
Nachfrage einzuschränken. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Ihr wollt dere-
gulieren bis zum Geht-nicht-mehr! — Scher-
rer [SPD]: Haben wir nicht gefordert! 
— Müntefering [SPD]: Wer hat das denn ge-

fordert?) 
- Die GRÜNEN. 

Ich möchte noch ein Wort zu Ihnen sagen: Sie for-
dern ja sogenannte Kleinstläden. Diese Kleinstläden 
sind nicht näher definiert, Aber Sie wollen sie koppeln 
— das ist eine tolle Romantik — mit Dienstleistungs-
geschäften wie beispielsweise der Post. Vielleicht un-
terhalten Sie sich einmal mit der Postgewerkschaft, 
wie sie dazu stünde, wenn Sie der Post Dienstlei-
stungsgeschäfte abnähmen. 

Dann wollen Sie eine Rezeptsammelstelle — ich 
weiß nicht, wofür Sie Rezepte brauchen — und ähn-
liche Dinge mehr. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Aber nicht in jedem 
Dorf eine Apotheke!) 

Wir bleiben dabei: Das Baurecht haben wir im Bau-
gesetzbuch geordnet. Über die Baunutzungsverord-
nung werden wir uns unterhalten. Aber ich warne vor 
Illusionen, daß wir über das Baurecht wirtschaftliche 
Entwicklungen neu ordnen könnten. 

(Frau Traupe [SPD]: Das stimmt! — Frau 
Teubner [GRÜNE]: Das ist auch nicht auf das 

Baurecht beschränkt!) 
Das ist ein falscher Weg. 

Die Kommunen haben nach dem Baugesetzbuch 
mehr Möglchkeiten der freien Gestaltung, aber natür-
lich auch mehr Verantwortung. 

Wir glauben, daß der Bericht des Wirtschaftsmini-
steriums über das Kartellrecht im Frühjahr abgeliefert 
werden wird. Wir haben klare Vorstellungen von ei-
ner verstärkten Kooperation wo auch immer, im Ein-
kauf, in der Werbung oder in anderen Bereichen. 

Wir wissen auch, wie schwer es sein wird, die Fu-
sionskontrolle neu zu strukturieren, weil ja bei jeder 
Fusion zweierlei Dinge anstehen: Der, der veräußern 
will, hat einen ganz anderen Status als der, der die 
Fusion betreibt, weil er Unternehmen aufkaufen will. 
Der eine will möglichst einen hohen Preis erzielen; der 
Große kann möglicherweise mehr bezahlen. Wir müs-
sen die regionale Machtausübung über die Fusions-
kontrolle in den Griff bekommen. In der Frage, wie 
das zu machen ist, haben wir große Sorgen. Es ist sehr 
schwer, eine rechtliche Regelung zu finden, die der 
wünschenswerten Entwicklung gerecht wird. 

Wir Freien Demokraten werden die Vorschläge des 
Bundeswirtschaftsministers sorgfältig beraten. Wir 
werden dann zu einer Entscheidung kommen, aber 
solchen Anträgen wie diesem hier können wir nicht 
zustimmen. Wir werden den Antrag deshalb ableh-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr, Riedl. 

(Frau Traupe [SPD]: Aber ja nicht so lange, 
Erich! — Heiterkeit) 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der Frak-
tion der GRÜNEN wird vor allem mit den Folgen des 
anhaltenden Konzentrationsprozesses im Einzelhan-
del begründet. Auch die Bundesregierung beobachtet 
die Konzentrationsentwicklung im Einzelhandel mit 
erheblicher Sorge. Auf der einen Seite ist diese Ent-
wicklung durch einen Abschmelzprozeß in der Zahl 
der Einzelhandelsunternehmen gekennzeichnet, ins-
besondere im Lebensmitteleinzelhandel. Seine Ursa-
che ist die geringe Wettbewerbsfähigkeit der kleinen 
Unternehmen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Mangelnde För-
derung!) 

Auf der anderen Seite konnten mit dem Ausscheiden 
zahlreicher Handelsunternehmen die Großunterneh-
men ihre Anteile am Gesamtumsatz stetig steigern. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist aber vornehm 
ausgedrückt!) 

Diese Entwicklung hat insgesamt erhebliche Struk-
turveränderungen im Einzelhandel zur Folge gehabt. 
Hinzu kommen sicherlich auch gesellschaftliche Aus-
wirkungen. Diese werden in dem Antrag der GRÜ-
NEN realtiv stark herausgestellt, ohne daß sie sich 
allerdings bisher ausreichend nachweisen bzw. be-
werten lassen. 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Fraktion der GRÜNEN, sind Sie leider schuldig 
geblieben. Es drängt sich deshalb der Verdacht auf, 
daß die Hervorhebung in Ihrem Antrag eher der Un-
termauerung Ihrer politischen Thesen dient als einer 
wirklichkeitsgemäßen Darstellung. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Schon wieder Sozialis-
mus!) 

Nicht nachgewiesen — darf ich es Ihnen einmal er-
klären, wenn Sie mir Gelegenheit geben — werden 
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konnte z. B. Ihre These von einer drohenden Unter-
versorgung im ländlichen Raum. Sie ist, wie eine 
Untersuchung der Forschungsstelle für den Handel, 
Berlin, von 1985 ergab, selbst in absehbarer Zukunft 
nicht zu erwarten. Danach wären, selbst wenn in den 
strukturschwachen ländlichen Gebieten in den näch-
sten fünf Jahren 20 % der Lebensmittelgeschäfte aus-
scheiden würden, nur weniger als 1 % der Haushalte 
von Versorgungsschwierigkeiten betroffen. 

Darf ich nun zu den vorgeschlagenen Maßnahmen 
im Bereich des Einzelhandels einige Bemerkungen 
machen. Eindeutig abzulehnen ist die grundsätzliche 
Forderung nach Steuerung des Strukturwandels im 
Einzelhandel durch dirigistische Eingriffe. Der Struk-
turwandel muß in erster Linie das Ergebnis eines dy-
namischen Wettbewerbsprozesses sein. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Die Deregulie-
rung vernichtet die letzten Einzelhändler!) 

Dirigistische Eingriffe würden sich auch zu Lasten der 
Verbraucher und der Gesamtversorgung auswirken. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Der vorliegende Antrag enthält darüber hinaus ei-

nen ganzen Katalog von Maßnahmen zur Verschär-
fung des Kartellrechts. Das Kartellgesetz ist aber kein 
Antikonzentrationsgesetz, mit dem bestehende Bran-
chenstrukturen festgeschrieben werden könnten, 
sondern ein Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen zum Schutz des Wettbewerbs. 

Bei der geforderten Absenkung der Eingriffs-
schwelle zur Verschärfung der Fusionskontrolle wird 
auf einen angeblichen entsprechenden Vorschlag der 
Monopolkommission verwiesen. Diese hat aber eine 
Absenkung lediglich zur Diskussion gestellt und sie 
ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß der Ge-
setzgeber einen Handlungsbedarf im Lebensmittel-
handel bejaht; sie selbst hat einen solchen verneint. 

Hinzu kommt, daß der Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages erst im Jahre 1986 eine Ab-
kopplung der Fusionskontrolle vom Kriterium der 
Marktbeherrschung unter Hinweis auf die Gefahr 
kartellbehördlichen Strukturdirigismus abgelehnt 
hat. Dies ist auch die Meinung der Bundesregie-
rung. 

Auch gegen die vorgeschlagene Entflechtungsre-
gelung sprechen schwerwiegende Bedenken. Eine 
solche Regelung wirft grundlegende wettbewerbspo-
litische, gesellschaftspolitische sowie Steuer- und ver-
fassungsrechtliche Fragen auf. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Aber die Staats-
knete für den Airbus nehmen Sie gern, 

nicht?) 
— Gnädige Frau, Sie verwechseln — wie schon oft in 
Ihrem Leben, so leider auch heute abend wieder — in 
der Tat Äpfel und Birnen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Nein, da irren 
Sie sich! Wenn Sie den Staat brauchen, dann 

bedienen Sie sich!) 
— Da täuschen Sie sich leider ganz gewaltig. — Auch 
der Wirtschaftsausschuß hält sie daher für ein kaum 
praktikables Instrument. Frau Abgeordnete Venne-
gerts, das ist die Antwort auf Ihre Zwischenbemer-
kung. 

Im Antrag wird des weiteren gefordert, den Verkauf 
unter Selbstkosten — das muß man sich einmal auf 
der Zunge zergehen lassen: Verkauf unter Selbstko-
sten — als Regelbeispiel in das erweiterte Behinde-
rungsverbot des § 37 a Abs. 3 GWB aufzunehmen. 
Eine solche Regelung würde zu einer völlig unvertret-
baren Regulierung führen und kleine und mittlere 
Unternehmen ebenso in ihrer Kalkulationsfreiheit be-
einträchtigen wie die großen. Die Forderung nach ei-
ner eigenständigen Definition der Marktbeherr-
schung für die Nachfragemacht würde zu einer Auf-
splitterung des Kartellrechts nach einzelnen Sektoren 
der Wirtschaft führen. Im Bundeswirtschaftsministe-
rium wird zur Zeit überlegt, ob durch gesetzgeberi-
sche Hinweise mit dem Ziel der Berücksichtigung 
auch vertikaler Aspekte das Problem der Nachfrage-
macht besser erfaßt werden kann. 

Weitgehend unproblematisch sind hingegen die 
Ausgestaltung des § 37 a Abs. 3 GWB und die gesetz-
liche Freistellung der Einkaufskooperationen vom 
Kartellrecht. 

Die Bundesregierung lehnt auch die vorgeschlage-
nen Maßnahmen im Bereich des Mieterschutzes ab. 
Eine Verschärfung des gesetzlichen Mieterschutzes 
bei Geschäftsräumen ist überflüssig. Gerade die mit-
telständische Wirtschaft hat immer wieder die Zu-
rücknahme entbehrlicher staatlicher Reglementierun-
gen gefordert. Die Bundesregierung sieht daher kei-
nen Anlaß, Reglementierungen zu schaffen, die von 
den angeblich zu Schützenden selbst nicht gefordert 
werden. Ein weiterer Aspekt kommt hinzu: Die ange-
strebte Regelung würde eine Spaltung des Mietrechts 
für Geschäftsräume bedeuten. Ein Sonderrecht mit 
besonderen Schutzbestimmungen für kleinere und 
mittlere Betriebe würde deren Position gegenüber 
den Großbetrieben auf dem Markt für Geschäfts-
räume verschlechtern und damit das Gegenteil des-
sen erreichen, was die Antragsteller wollen. 

In dem Antrag wird zudem die Aufstockung der 
Städtebauförderungsmittel im Jahre 1988 um 40 Mil-
lionen DM gefordert. Auch die Bundesregierung ist 
der Ansicht, daß Maßnahmen der Stadt- und Dorfer-
neuerung ein wirksames Instrument sind, um kleinen 
Einzelhandelsunternehmen bei ihrer Existenzsiche-
rung zu helfen. Besonders die Gemeinden sind hier 
aufgerufen, den Problembereich des mittelständi-
schen Einzelhandels in ihre Sanierungskonzepte ein-
zubeziehen. Die Bundesregierung hat mit der Verab-
schiedung des Baugesetzbuches und der Bereitstel-
lung von Städtebauförderungsmitteln die notwendi-
gen Rahmenbedingungen gesetzt. Die Städebauför-
derungsmittel wurden für die Programmjahre 1988 bis 
1990 gegenüber 1982 auf jährlich 660 Millionen DM 
verdreifacht. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie 
haben diese Haushaltsansätze hier im Deutschen 
Bundestag samt und sonders abgelehnt, und jetzt for-
dern Sie die Einführung solcher Mittel. Dies ist doch 
wirklich ein Beispiel politischer Schizophrenie, das 
nicht zu überbieten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Zusammen mit Landes- und Gemeindemitteln stehen 
für die nächsten Jahre rund 2 Milliarden DM zur 
Verfügung. Eine Programmaufstockung mit der ge-
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Pari. Staatssekretär Dr. Riedl 
wünschten speziellen Zielsetzung ist jedoch nicht be-
absichtigt. 

Der Antrag enthält schließlich Vorschläge für eine 
restriktivere Fassung der Baunutzungsverordnung. 
Die Bundesregierung nimmt zur Zeit eine Gesamt-
überprüfung der Baunutzungsverordnung vor. Dabei 
muß jedoch vermieden werden, daß neue struktur-
konservierende oder wirtschaftslenkende Vorstellun-
gen in das Bauplanungsrecht Eingang finden. 

Im Gesamtergebnis zielen die vorgeschlagenen 
Maßnahmen ganz überwiegend auf eine staatliche 
Struktursteuerung im Handel ab. Sie werden von der 
Bundesregierung weder als notwendig noch als hilf-
reich angesehen, um den Folgen des Strukturwandels 
zu begegnen. Die Bundesregierung verkennt dabei 
keineswegs die sich aus dem Strukturwandel im Ein-
zelhandel ergebenden Probleme, insbesondere aus 
der Konzentrationsentwicklung. Sie hat deshalb die 
Überprüfung des Kartellrechts veranlaßt. Herr Abge-
ordneter Grünbeck, der Bundeswirtschaftsminister 
wird im Laufe des Frühjahrs 1988 einen Bericht vorle-
gen. Danach wird die Bundesregierung über eine Kar-
tellnovelle entscheiden. Wir bedanken uns beim 
Deutschen Bundestag und bitten, uns bei der Ver-
wirklichung dieser Vorstellungen zu helfen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen nunmehr zu dem Antrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1645. 

Wir haben unterschiedliche Überweisungsvor-
schläge. Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 
wünschen, daß der Antrag — abweichend vom Über-
weisungsvorschlag des Ältestenrates — wie folgt zu 
überweisen ist: zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Die Fraktion der GRÜNEN wünscht dagegen 
eine Überweisung des Antrags, wie es in der Tages-
ordnung ausgedruckt worden ist. 

Ich muß also darüber abstimmen lassen. 
(Zuruf von den GRÜNEN: Wir halten uns an 

die Tagesordnung!) 
Wer stimmt für den Überweisungsvorschlag der SPD, 
CDU/CSU und FDP? - Wer stimmt dagegen? - Ich 
nehme an, daß die Fraktion DIE GRÜNEN Verständ-
nis dafür hat, daß es sich erübrigt, nunmehr über ihren 
Überweisungsantrag abstimmen zu lassen. 

Damit ist das also im Sinne der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 25 auf: 
a) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-

ordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Bachmaier, 
Klein (Dieburg), Dr. Pick, Schmidt (München), 
Schütz, Singer, Stiegler, Wiefelspütz, Dr. de 
With, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung der Strafprozeßordnung (§ 140 Abs. 1 
Nr. 4 StPO) 
- Drucksache 11/816 -

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
- Drucksache 11/1933 -
Berichterstatter: 
Abgeordnete Eylmann 
Singer 
(Erste Beratung 36. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Frau Nickels 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Keine Zwangsverteidiger für Blinde 
- Drucksachen 11/624, 11/1933 -
Berichterstatter: 
Abgeordnete Eylmann 
Singer 

Meine Damen und Herren, nach Vereinbarung des 
Ältestenrats ist für die Beratung dieses Tagesord-
nungspunktes ein Beitrag — und das unterstreiche ich 
jetzt — von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion ver-
einbart worden. Wie mir mitgeteilt worden ist, ist eine 
gewisse Selbstbeschränkung der Redner vorgesehen. 
Ich darf appellieren, sich daran zu halten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Singer. 

Singer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir werden heute die Änderung einer Ge-
setzesänderung herbeiführen, zu der es bei sorgfälti-
ger Vorbereitung und Beratung des Strafverfahrens-
änderungsgesetzes 1987 nicht hätte kommen müssen. 
Der Vorgang ist ein Lehrbeispiel dafür, wie einem 
benachteiligten Personenkreis mit übertriebener Für-
sorge eine vermeintliche Wohltat erwiesen werden 
sollte, die von den Betroffenen tatsächlich als diskri-
minierend und schädlich empfunden worden ist. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Kleinert 
[Hannover] [FDP]) 

Das Strafverfahrensänderungsgesetz 1987 hat mit 
seiner Ergänzung des § 140 Abs. 1 der Strafprozeß-
ordnung, also bei der Pflichtverteidigung, den blin-
den Beschuldigten dem Tauben oder Stummen 
gleichgestellt und dazu geführt, daß sich Blinde nach 
der jetzt geltenden Rechtslage grundsätzlich, selbst 
wenn sie Juristen sind oder über forensische Erfah-
rung verfügen, nicht mehr selbst verteidigen können. 
Diese Regelung wirkt sich über § 60 des Ordnungs-
widrigkeitengesetzes auch auf das Bußgeldverfahren 
aus und hat neben ihrer diskriminierenden Wirkung 
die Folge, daß der verurteilte Beschuldigte mit den 
Kosten des Verfahrens, auch mit den Kosten der Ver-
teidigung belastet wird, selbst wenn er sich, wie ich 
soeben schon sagte, bei Bagatelldelikten oder auf 
Grund eigener juristischer Erfahrungen ohne weiteres 
selbst hätte verteidigen können. 

Einer der Gründe, warum es zu der von den Betrof-
fenen abgelehnten Gesetzesänderung überhaupt ge-
kommen ist, liegt offenbar in der unterbliebenen An-
hörung der Fachverbände, die vom Rechtsausschuß 
und vom Bundestag seinerzeit wohl als selbstver-
ständlich vorausgesetzt worden ist. Jetzt haben wir 
uns im Rechtsausschuß gar nicht mehr lange streiten 
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Singer 
müssen, um zu der einmütigen Erkenntnis zu gelan-
gen, 

(Frau Traupe [SPD]: Was sehr vernünftig 
ist!) 

daß die Gesetzesänderung rückgängig zu machen 
ist. 

In dem ganzen Vorgang sehe ich allerdings auch 
ein Gutes: Nicht nur den mit der Sache befaßten Par-
lamentariern, sondern — wie ich hoffe — auch der 
Öffentlichkeit ist deutlich geworden, daß blinde Mit-
bürger gerade in den juristischen Berufen seit Jahr-
zehnten mit großem Erfolg tätig sind und bemerkens-
werte Karrieren, zum Teil bis in die obersten Bundes-
gerichte, gemacht haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Um so unverständlicher muß es für die Betroffenen 

gewesen sein, daß der Gesetzgeber mit der Einfüh-
rung der notwendigen Verteidigung für Blinde plötz-
lich Zweifel an ihren Fähigkeiten, sich selbst zu ver-
teidigen, geweckt hat. Der Rechtsausschuß geht da-
von aus, daß die geltende Regelung der notwendigen 
Verteidigung für Blinde in ihrer Fürsorgefunktion zu 
weit gegangen ist. Die geltende Regelung erscheint 
auch deshalb nicht erforderlich, weil über die Gene-
ralklausel des § 140 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 
eine sich jeweils im Einzelfall doch einmal als notwen-
dig erweisende Verteidigung ohnehin angeordnet 
werden kann. 

Während der Beratungen sind wir darauf aufmerk-
sam gemacht worden, daß auch die vom Gesetz seit eh 
und je vorgeschriebene notwendige Verteidigung für 
Gehörlose, Spätertaubte und Stumme kritisch hinter-
fragt werden muß. Da das Gesetz durch die in § 186 
des Gerichtsverfassungsgesetzes vorgesehene Bestel-
lung von Gebärdendolmetschern für diesen Kreis be-
hinderter Personen auf ihre besonderen Schwierig-
keiten ohnehin Rücksicht nimmt, erschien es uns in 
der Tat nicht einsichtig, die bisherige Regelung auch 
für diese Gruppen beizubehalten. 

Bevor wir allerdings den Ihnen jetzt vorliegenden 
Vorschlag beschlossen haben, haben wir uns verge-
wissert, ob auch insoweit die betroffenen Fachver-
bände angehört worden sind. Das konnte von der 
Bundesregierung bestätigt werden. Die Fachver-
bände sind allerdings davon unterrichtet, daß wir eine 
nicht unwesentliche Abweichung von der Regelung 
für die Blinden beschlossen haben. In § 140 Abs. 2 
StPO wird folgender Satz 2 angefügt: „Dem Antrag 
eines tauben oder stummen Beschuldigten ist zu ent-
sprechen. " Das heißt, es wird nicht weiter geprüft, ob 
das nun notwendig ist oder nicht. Wenn der Taube 
oder Stumme im Einzelfall beantragt: Ich möchte ei-
nen Pflichtverteidiger, dann bekommt er ihn ohne lan-
ges Beraten oder Prüfen. 

Ich meine, daß die Ihnen jetzt vorliegende einstim-
mige Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
eine sachgerechte Regelung enthält und auch die von 
der Sache her gebotene Differenzierung vorsieht. 

Ich habe mich bemüht, mich kurz zu fassen. 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Diesem Dank schließt 
sich das Präsidium an. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich will versuchen, den Kollegen 
Singer noch zu übertreffen, was die Kürze angeht. Er 
hat den Sachverhalt eigentlich schon erschöpfend 
vorgetragen. Wir reparieren eine Panne. Dabei hatten 
wir uns das doch alles so schön ausgedacht. Wir mein-
ten damals alle im Rechtsausschuß, wir würden den 
blinden Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die einmal 
straffällig geworden sind, eine Wohltat erweisen. Wir 
fielen aus allen Wolken, als dann der geharnischte 
Protest der Verbände kam. 

Die Lehre, die daraus zu ziehen ist, hat der Kollege 
Singer auch schon kundgetan. Wir sollten uns häufi-
ger fragen — auch bei anderen Gelegenheiten —, ob 
wir mit unserem Bemühen, in allen möglichen Wech-
selfällen des Lebens Fürsorge zu gewähren, nicht 
manchmal etwas zu weit gehen. Es gibt andere Ge-
biete. Unsere Gesellschaft geht insbesondere mit älte-
ren Mitbürgern zuweilen in einer Weise um, die die 
Menschenwürde zu tangieren Gefahr läuft. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Eine weitere Lehre, die wir aus dieser kleinen 
Panne vielleicht ziehen sollten, ist die, daß das Anhö-
ren von Verbänden zuweilen zwar lästig und auch 
zeitraubend, aber, wie dieser Fall zeigt, unverzichtbar 
ist. Hätten wir in diesem Falle die Verbände rechtzei-
tig angehört, könnten wir uns die Reparatur dieses 
Gesetzes ersparen. 

Eine Schlußbemerkung: Ich möchte allseits Dank 
sagen dafür, daß es uns in so kurzer Zeit und vor allen 
Dingen in so guter Atmosphäre gelungen ist, diese 
Reparatur durchzuführen. Die Oppositionsparteien 
sind, wie es ihre Aufgabe ist, mit einem Änderungs-
entwurf vorgeprescht. Wir haben darüber, wie es den 
Regierungsparteien ziemt, noch etwas intensiver 
nachgedacht. Das hat dazu geführt, daß wir auch noch 
eine Regelung für unsere stummen und tauben Mit-
bürgerinnen und Mitbürger bei dieser Gelegenheit 
beschlossen haben. Die Diskussion hat nie irgendwel-
che Schwierigkeiten bereitet. 

Bliebe noch die Frage: Woran hat es eigentlich gele-
gen, daß das so gut geklappt hat? Vielleicht daran, daß 
wir uns streng an der Sache orientiert haben und Er-
wägungen, die wir häufig leichthin als politische zu 
bezeichnen pflegen, außer acht gelassen haben. Zu-
weilen habe ich den Eindruck, daß wir dann, wenn wir 
in Diskussionen davon sprechen, etwas müsse auch 
politisch gesehen und gewertet werden, das Wort 
„politisch" als Synonym für „nicht an der Sache orien-
tiert" benutzen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 

SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Singer von der SPD hat den 
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Frau Nickels 
Sachverhalt noch einmal dargestellt. Ich brauche das 
nicht zu wiederholen, sondern ich möchte eigentlich 
gern etwas zu dem sagen, was mir an dem Verfahren 
im Rechtsausschuß sehr gut gefallen hat. 

Es ist so gewesen, daß wir tatsächlich einen Gesetz-
entwurf erarbeitet hatten, mit der besten Absicht, eine 
Hilfestellung zu leisten. Durch die Betroffenen sind 
wir erst darauf aufmerksam gemacht worden, daß die 
von uns erarbeitete Lösung nicht sachgerecht war, 
sondern eher einer Diskriminierung entsprach. Um 
dieser Diskriminierung abzuhelfen, hat dann die SPD 
im September 1987 einen Gesetzentwurf eingebracht; 
wir hatten im Juli einen Antrag vorgelegt. Für mich 
war es schon ein bißchen spaßig, daß man mir ans 
Herz legte, doch lieber einen Gesetzentwurf vorzule-
gen — wir waren etwas eher daran als Sie, Herr Sin-
ger —, denn so ein Antrag sei doch reichlich unele-
gant; man brauche doch nur ganz kurz und knapp 
einen Gesetzentwurf zu verfassen, das sei doch viel 
sachgerechter. Ich bin nachträglich froh, daß ich die-
sen etwas uneleganten Auftrag aufrechterhalten 
habe, weil wir darin einen Vorschlag unterbreitet hat-
ten, der weitergehend war. 

Wir haben gesagt, es müsse in dem Verfahren si-
chergestellt werden, daß diese Diskriminierung von 
sehr vielen blinden Menschen zurückgenommen 
wird, aber man müsse auch prüfen, ob diese Bestim-
mung, bezogen auf Gehörlose, Spätertaubte und 
Stumme, eigentlich sachgerecht gewesen sei. Wir ha-
ben uns nicht angemaßt, als GRÜNE hier schon im 
voraus wieder über die Köpfe der Betroffenen hinweg 
etwas zu erklären, sondern wir haben gesagt: Das 
können wir gar nicht, man muß diese Gruppen erst 
einmal anhören. — Das war der Sinn des Antrags. 

Herr Eylmann, wenn Sie sagen, die Koalitionsfrak-
tionen hätten dann, weil sie bedachter gewesen seien, 
eine sachgerechtere Regelung nachgeschoben, dann 
möchte ich dazu folgendes sagen: Das lag auch daran, 
daß die Regierung sehr schnell gearbeitet hat und 
sehr flott, als beide Vorlagen auf dem Tisch lagen, die 
Anhörung intern vorgenommen hat. Man hat die Ver-
bände angesprochen, hat Rückantworten bekommen, 
und Sie haben als Koalitionsfraktionen dankenswer-
terweise die Erfahrungen, welche die Regierung bei 
den Anfragen gemacht hat, aufbereitet und in den 
Rechtsausschuß eingebracht. Das hat mich gefreut, 
und darum konnten wir auch zustimmen, weil im 
Grunde genommen das, was wir mit unserem Antrag 
bezweckt haben, schon während des Verfahrens 
— was außergewöhnlich ist — mit berücksichtigt wor-
den ist und wir so einvernehmlich zu einer sehr guten 
Lösung kommen konnten. Dabei hat man nicht nur 
eine unsachgerechte Diskriminierung zurückgenom-
men, sondern, wie Sie das eben dargestellt haben, 
Herr Singer, auch anderen betroffenen Gruppen, 
nämlich den Gehörlosen, Spätertaubten und Stum-
men, eine adäquatere und vernünftigere Lösung an-
geboten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Detlef Kleinert. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach dem, was 
die Damen und Herren Vorredner schon gesagt ha-
ben, kann man nun wirklich nicht mehr sehr viel hin-
zufügen. Es ist einfach sehr bemerkenswert, meine 
ich, insbesondere aus liberaler Sicht, ohne anderen 
nahetreten zu wollen, daß eine zu begünstigende 
Gruppe sich gegen diese unglaubliche Fürsorglich-
keit gewehrt hat, die in unserer Republik so modisch 
zelebriert wird, und daß die Damen und Herren zu uns 
gekommen sind und gesagt haben: Moment mal, wir 
sehen ja ein, daß das auch materielle Vorteile mit sich 
bringt, wenn man automatisch einen Pflichtverteidi-
ger bekommt und wenn automatisch die Kosten dafür 
von der Staatskasse übernommen werden — das war 
ja Ziel und Sinn der ganzen Maßnahme —, aber das 
brauchen wir gar nicht; wir können uns selber helfen. 
— Daß das in einer Gruppe wie dieser besser akzen-
tuiert wird als in vielen anderen Gruppen, ist aus psy-
chologischen Gründen sehr gut verständlich. Der Vor-
gang läßt sich aber, wie ich meine, verallgemeinern. 
Hier wird sehr häufig Wohltat mit Vormundschaft ver-
wechselt, hier wird sehr häufig Wohltat ausgestreut, 
von wem auch immer — ich will da zwischen Regie-
rung und Parlament jetzt gar keinen Unterschied ma-
chen —, und hinterher stellt man fest: Die zu Begün-
stigenden haben das ein wenig anders gesehen. Wir 
haben das alle gemeinsam verstanden. Es gibt über-
haupt keinen Anlaß, das zwischen den Fraktionen 
unterschiedlich zu akzentuieren. Wir haben daraus, 
meine ich, nur eine Lehre zu ziehen, nämlich diese: 
Fangen wir doch einmal damit an — das ist auch ein 
Beweislastproblem, das hier neuerdings immer wie-
der, insbesondere angesprochen von Leuten, die nicht 
genau wissen, was damit im Zusammenhang unseres 
Prozeßrechts gemeint ist, durch die Gegend gei-
stert —, erst einmal zu unterstellen, daß jeder für sich 
selbst verantwortlich ist und insbesondere sehr dring-
lich gefragt werden muß, ob man ihm etwa eine Hilfe 
gewähren soll, bevor man ihm eine solche Hilfe an-
dient und Menschen unselbständig macht, die sehr 
selbständig sind und darauf Wert legen — das war ja 
wohl der Kern dieses Mißverständnisses zwischen Ge-
setzgeber und angeblich zu Begünstigenden. 

Wenn wir das als Lehre zu uns genommen haben, 
können wir über einen kleinen anderen Punkt in die-
sem Zusammenhang nachdenken, nämlich: Wem 
wollen wir denn die nächsten Vergünstigungen zu-
gute kommen lassen? 

(Seesing [CDU/CSU]: Wir werden es uns 
überlegen!) 

Wollen wir nicht vielleicht vorher — das haben meh-
rere Vorredner schon erwähnt — noch mehr Möglich-
keiten nutzen, nicht nur in offiziellen Anhörungen, 
sondern auch im ganz persönlichen Gespräch, heraus-
zufinden, ob derartige angebliche Vergünstigungen, 
die dann auch von den Betroffenen peinlicherweise 
und — wie ich es als Liberaler sehe — beglückender-
weise als Benachteiligung empfunden werden, ange-
dient werden sollen. Hüten wir uns vor Wiederholun-
gen und seien wir denen dankbar, die uns dazu ge-
bracht haben, dies in so rascher Zeit zu korrigieren! 

Dank gebührt allerdings auch dem Bundesminister 
der Justiz, der dafür gesorgt hat, daß die Sache nicht 
andersherum einfach vom Tisch gewischt worden ist, 
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sondern daß das gut Gemeinte erhalten geblieben ist, 
nämlich: Auf Antrag kann nunmehr ohne Nachprü-
fung jeder die Pflichtverteidigung in Anspruch neh-
men. Das hat das Bundesjustizministerium mit den 
Verbänden der Betroffenen herausgearbeitet, und das 
ist über den Antrag der mit dem Vorgang befaßten 
Parteien hinausgegangen. Dafür danken wir dem 
Bundesminister der Justiz. 

Ich hoffe, daß wir wirklich etwas daraus lernen und 
daß sich das nicht heute abend nur so nett anhört. 

Danke schön. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz, Engelhard. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! An diesem Entwurf, 
der uns heute hier zusammengeführt hat, ist deutlich 
geworden, daß auch in einem System, das auf Sorgfalt 
und Ordnung — den guten Willen auch des Gesetzge-
bers eingeschlossen — bedacht ist, Fehler gemacht 
werden, Fehler in diesem Fall in einem ungemein sen-
siblen Bereich. Aber es ist auch deutlich geworden, 
daß nicht nur die Fähigkeit, sondern auch der Wille 
und die Möglichkeit bestehen, gemachte Fehler bin-
nen einer sehr absehbaren Zeit zu korrigieren. 

Als das Strafverfahrensänderungsgesetz am 
1. April 1987 in Kraft trat, ging — verständlicher-
weise — zunächst eine Reihe von Monaten ins Land, 
bis der betroffene Personenkreis überhaupt Kenntnis 
von dem erhielt, was sich in dieser Gesetzesänderung 
getan hatte. Die Blindenverbände sind dann sofort 
tätig geworden. Wir haben uns am 16. Juni 1987 im 
Bundesministerium der Justiz zusammengesetzt. Ich 
habe bei dieser Gelegenheit gesagt, daß ich mit gro-
ßem Nachdruck und auch mit Beschleunigung alles, 
aber auch alles tun werde, um hier eine Korrektur 
herbeizuführen. 

Daß es jetzt nicht noch schneller gegangen ist, liegt 
daran, daß wir aus verständlichem und gutem Grund 
bemüht waren, nun auch mit den Verbänden der Ge-
hörlosen und Stummen Kontakt aufzunehmen, um sie 
einzubeziehen, mit ihnen zu sprechen und ihre Wün-
sche zu kennen. So ist es hier jetzt auch geschehen. 

Ich möchte dem Rechtsausschuß und seinen Mit-
gliedern danken, daß, sobald diese Abstimmungen 
mit den Verbänden vorgenommen waren und wir eine 
Formulierungshilfe gefertigt hatten, die Sache sofort 

auf die Tagesordnung kam, beraten und einstimmig 
verabschiedet wurde, so daß heute abend — wie ich 
meine — Gelegenheit sein wird, auch hier zu einem 
einstimmigen Votum zu kommen. 

Besten Dank. 
(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zunächst zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD zur Änderung der Strafprozeßordnung. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig unter Buch-
stabe a auf der Drucksache 11/1933, diesen Gesetz-
entwurf in der Ausschußfassung anzunehmen. 

Ich rufe nunmehr die Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den auf-
gerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Damit sind die aufgerufenen Vorschrif-
ten angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Es stimmen offen-
sichtlich alle dafür, so daß sich alles andere erüb-
rigt. 

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungs-
punkt 25b. Der Rechtsausschuß empfiehlt unter 
Buchstabe b auf der Drucksache 11/1933, den Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN für erledigt zu erklären. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — So ist auch 
diese Beschlußempfehlung einstimmig angenommen 
worden. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich wünsche 
Ihnen für den Rest des Abends viel Vergnügen und 
berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges auf morgen, Freitag, den 11. März 1988, um 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 21. 07 Uhr) 
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